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Abstract 

In recent years, the concept of "justice" has once again become a central point in both socio-political 

and scientific debates. For this reason, the ReGerecht project, funded by the BMBF's "Stadt-Land-plus" 

initiative, addresses the topic from a spatial perspective. Since there is thus far no fundamental, com-

prehensive work regarding the current state of discussion on this topic, the authors review the existing 

lines of discussion from geography, spatial planning studies, law, land use, environmental justice, eco-

system services, energy justice and digitalisation. Subsequently, the definitions of central terms are 
further developed and recommendations for concrete cases of application are derived. 

 

Keywords: 

Spatial Justice, Regional Justice, Urban-rural interrelations, Equality of living conditions, Governance 

 

Zusammenfassung 

Der Begriff der „Gerechtigkeit“ steht in den letzten Jahren wieder verstärkt im Mittelpunkt sowohl 

gesellschaftspolitischer als auch wissenschaftlicher Debatten. Insbesondere deshalb widmet sich das 

im Rahmen der der BMBF-Förderinitiative „Stadt-Land-plus“ realisierte Projekt ReGerecht diesem 

Thema aus einem raumbezogen-regionalen Blickwinkel. Da bislang eine grundlagenorientierte und zu-

sammenführende Ausarbeitung des bisherigen Diskussionsstandes zu diesem Themenfeld fehlt, ver-

folgen die Autorinnen und Autoren das Ziel, die bestehenden Diskussionslinien aus Geographie, Spatial 

Planning Studies, Recht / Gleichwertigkeit, Landnutzung, Umweltgerechtigkeit, Ökosystemleistungen, 

Energiegerechtigkeit und Digitalisierung aufzuarbeiten. Daran schließt die Weiterentwicklung des Be-

griffsverständnisses und die Ableitung von Empfehlungen für konkrete Anwendungsfälle an.  

 

Schlagwörter: 

Räumliche Gerechtigkeit, Regionale Gerechtigkeit, Stadt-Land-Verflechtungen, Gleichwertigkeit, 
Governance 
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1. Vorbemerkung 

In den letzten Jahren rückt in den gesellschaftlichen Debatten die Auseinandersetzung um dem Begriff 

der „Gerechtigkeit“ wieder stärker in den Mittelpunkt. Verwiesen sei hier auf die Sustainable  

Developement Goals mit vielfacher Benennung der Gerechtigkeitsdimension, die neue Leipzig-Charta 

oder auch der „Just transition“ – Mechanismus der EU mit Blick auf die Umsetzung des Green Deal. 

Gleiches gilt für die wissenschaftlich-fachbezogenen Diskussionen, die sich insbesondere an der zuneh-

menden Zahl an themenbezogenen internationalen Fachtagungen widerspiegelt. Dies waren mit we-

sentliche Gründe, weshalb sich auch das im Rahmen der BMBF-Förderinitiative gefördertes Projekt 

ReGerecht diesem Thema gewidmet hat. Bei der Sichtung der Publikationen und Gutachten als auch 

beim Blick auf die gesellschaftlichen Diskurse wurde den Projektbearbeitenden klar, daß eine grundla-

genorientierte und zusammenführende Ausarbeitung des bisherigen Diskussionsstandes zum Themen-

feld „Räumliche Gerechtigkeit“, einem der Kernarbeitsfelder des ReGerecht-Projektes, fehlt und somit 
am Beginn der Arbeiten stehen muss. 

Die Autorinnen und Autoren verfolgen mit dem vorliegenden Diskussionspapier folgende Ziele: 

 die Aufarbeitung bestehender Diskussionslinien zur raumbezogenen respektive räumlichen Ge-

rechtigkeit und insbesondere regionaler Gerechtigkeit auf der Grundlage einer Literaturanalyse, 

der Auswertung des Stadt-Land-plus Workshops zur raumbezogenen Gerechtigkeit (3.12.2021)1 

sowie von Projektdokumenten;  

 die Entwicklung einer gemeinsamen inhaltlichen Grundlage für die Formulierung eines eigenen 

Verständnisses von regionaler Gerechtigkeit im räumlichen Kontext; 

 die Erarbeitung von Grundlagen für Empfehlungen für konkrete Anwendungsfälle, wie im Projekt 

für die Stadt-Umland-Region Schwerin und für die Transferregionen. 

Das Diskussionspapier soll zugleich als Grundlage für die Weiterentwicklung der wissenschaftlichen 

Diskussionslinien (Fachartikel) als auch anwendungsrelevanten Empfehlungen (Policy Briefs, Handrei-
chungen etc.) dienen. 

Dazu werden im vorliegenden Diskussionspapier in Kapitel 2 als Ausgangspunkt die grundlegenden 

begrifflichen Diskussionslinien, v.a. aus der politischen Philosophie, aufgearbeitet und auch Grundli-

nien der gesellschaftlichen Diskurse skizziert. Nach der inhaltlichen Fokussierung stehen in Kapitel 3 

die verschiedenen fachlichen Ausdifferenzierungen, d.h. Diskussionslinien aus Geographie, Spatial 

Planning Studies, Recht / Gleichwertigkeit, Landnutzung, Umweltgerechtigkeit, Ökosystemleistungen, 

Energiegerechtigkeit und Digitalisierung im Mittelpunkt der Betrachtungen. Im anschließenden Kapitel 

4 erfolgt aus Sicht der Autor*innen eine erste Zusammenführung für die Themenfe lder des ReGerecht-

Projektes. Daran schließt sich die Darstellung des aktuellen Umgangs mit raumbezogenen Gerechtig-

keitsfragen im ReGerecht-Projekt an. Das Diskussionspapier endet mit einer kurzen Zusammenfassung 
und einem Ausblick. 

Die Autorinnen und Autoren gehen grundsätzlich davon aus, dass „Gerechtigkeit“ einen universellen 

Maßstab gesellschaftlichen Handelns darstellt, auch wenn immer wieder Zweifel daran benannt wer-

den (vgl. z.B. zusammenfassend Höffe 2015:36f. und Lake 2017 mit weiterführenden Hinweisen). Als 

Ausgangspunkt der Auseinandersetzung wird zudem die Ideengeschichte genutzt, und nicht wie 

                                                                 

1 https://www.zukunftsstadt-stadtlandplus.de/Termin-Detail/stadt-land-plus-cluster-workshop-regionale-gerechtigkeit.html 
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manch andere Quellen die Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung (siehe Kapitel 3.1. / 3.2). Auf mögli-

che unterschiedliche Perspektiven wird jedoch in den folgenden Ausführungen, insbesondere in Kapi-
tel 3, jeweils spezifisch Bezug genommen. 

Für die Autorinnen und Autoren stellt das vorliegende Diskussionspapier hierbei eine Grundlage dar, 

um zukünftige weiterführende Diskussionen um Gerechtigkeit im Rahmen einer Nachhaltigen Entwick-

lung (just sustainability) und von Transformationsprozessen (just transition) auf einer fundierten 
Grundlage führen zu können. 
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2. Gerechtigkeit und Raum: Begriff und Bedeutung im Stadt – Land – 

Kontext 

2.1. Philosophischer Diskurs um Gerechtigkeit 

„Daß in der Welt Gerechtigkeit herrsche, gehört zu den Leitzielen der Menschen seit ihrer Frühzeit“  

Mit diesem Zitat von Höffe (2015:9) ist der Grundstein gelegt für die in diesem Discussion Paper fol-

gende Auseinandersetzung um normative Grundlagen und Zielsetzungen für die räumliche Entwick-

lung und speziell für die Landnutzung im Stadt-Land-Kontext. Insbesondere die Finalität, d.h. die Hand-

lungs- und Veränderungsorientierung im Bereich der raumbezogenen Entwicklung, machen einen nor-

mativen Rückbezug zwingend notwendig (Wolf 1998). Ohne diesen wären alle vorgeschlagenen Ver-

änderungsoptionen willkürlich. Einem gesellschaftlich breit anerkannten Leitbild wie dem der nachhal-

tigen (Raum-)Entwicklung fehlte eine ethische Verankerung, auch für differenzierende Leitlinien, Ziele 

und handlungsbezogener Maßnahmen. Dies zeigen auch die politischen Diskussionen um Moral und 

Gerechtigkeit, in den USA z.B. bei den Werken von Michael Sandel (2012; What money can’t buy) oder 

in Deutschland um die Beiträge von Amartya Sen (Friedenspreis des Deutschen Buchhandels 20202). 

Sie alle spielen – über den reinen philosophischen Diskurs hinausreichend – immer wieder im Bereich 

der räumlichen Entwicklung eine aktuelle Rolle (vgl. Lendi / Hübler 2004, Fainstein 2010, Koppers 2018 

et al.). Sie stellen zugleich eine wesentliche Grundlage für die Beeinflussung der Raumentwicklung 

durch zentralen gesellschaftlichen Normsetzungen (Gesetze, Verordnungen) im Bereich der Raum- 

und Stadtentwicklung dar (grundsätzlich Rehbinder 2014). Die folgenden Ausführungen sind dabei mit 

Blick auf diesen Bezugspunkt zu sehen – die folgende Auseinandersetzung erfolgt somit unter dieser 
Perspektive. 

Als erste Abhandlung über Gerechtigkeit in der Abendländischen Philosophie wird Platons Politeia an-

gesehen (Schmidt 2009:165). Sie beinhaltet eine Auseinandersetzung sowohl über die Konzeption ei-

nes gerechten Menschen als auch über die eines gerechten Staates und verweist somit auf ein indivi-

duelles Verhalten als auch eine gesellschaftliche Übereinkunft.3 Dabei wird bei Platon stark auf die 

innere, respektive mentale Verfassung einer Person (Seele, Charakter) abgezielt. Mit Blick auf die po-

litische Verfassung wird auf das Wirken der von ihm idealisierten Dreiklassengesellschaft abgehoben, 
in der jede Klasse (Erwerbstätige, Wächter, Herrscher) das Ihrige beiträgt.4 

Aristoteles geht sowohl auf den Begriff als auch die Konzeption von Gerechtigkeit ein (ebenda:188). 

Dabei wird, wie bei Platon, sowohl auf die ethische Tugend eines Individuums als auch die moral ische 

Qualität einer politischen Verfassung betrachtet. Der Begriff der politischen Gerechtigkeit bzw. dessen 

spezifische Dimensionen wird bzw. werden abhängig vom Begriff der individuellen Gerechtigkeit be-

trachtet. Bei Letzterer geht es ihm primär um die charakterliche Haltung eines Individuums (ethische 

Tugend), die konkreten Handlungen zugrunde liegt, als auch um seine Gesetzestreue. Zudem differen-

ziert  

                                                                 

2 https://www.friedenspreis-des-deutschen-buchhandels.de/alle-preistraeger-seit-1950/2020-2029/amartya-sen 
3 Somit richtet sich der Blick sowohl auf einzelne Personen als auch auf die gesamte Gesellschaft (Höffe 2001:28/29). Als „geschuldete Sozi-
almoral“ kann sie dabei auch aktiv für beide eingefordert werden.  
4 Fragen nach einer gerechten Gestaltung des gesellschaftlichen Zusammenlebens treten in seiner Konzeption dann auf, wenn Menschen 
sog. nicht-lebensnotwendige Güter begehren. „Da das Land der einfachen Gemeinschaft nicht ausreicht, um alle Mitglieder dieser üppigen 
Gesellschaft zu ernähren, wird diese Krieg gegen andere Gemeinschaften führen müssen, um ihnen Land zu rauben“ (Schmidt 2009:178). 
Daraus leitet Platon die Notwendigkeit einer Staatsgewalt ab. Dies gilt sowohl für die Verteidigung als auch für den Angriff. Auf die heute 
nicht mehr tragfähige Idealisierung einer Dreiklassengesellschaft und deren Ausfüllung soll an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden.  
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Aristoteles zwischen spezifischen Bedeutungsdimensionen von Gerechtigkeit, der verteilenden (distri-

butiven) Gerechtigkeit und der ausgleichenden (wiederherstellenden respektive korrektiven) Gerech-

tigkeit. Dabei bezieht sich Erstere auf das Verhältnis des Staates zu seinen Bürgern, Zweitere auf das 

Verhältnis der Bürger untereinander und mit Blick auf die Aufgabe des Staates, Unrecht wiedergutzu-

machen. Zudem verweist er auf eine dritte Dimension, die der austauschenden (kommutativen) Ge-
rechtigkeit, dort speziell bezogen auf den Tausch von Waren und Dienstleistungen.  

Die distributive Gerechtigkeit wird von Aristoteles mit dem Konzept der geometrischen / proportiona-

len Gleichheit präzisiert. Für eine gerechte Verteilung werden demnach sowohl die Werte der Güter 

als auch die der Individuen (entsprechend ihrer Würde bzw. ihres Anspruchs) einbezogen (vgl. Schmidt  

2009:197f.). „Nur wenn zwei Bürgern in dieser Weise der gleiche Wert beigemessen wird, sollen sie 

nach dem Begriff der distributiven Gerechtigkeit auch gleichwertige Güteranteile erhalten.“ (Schmidt 

2009:197/198). Dies widerspricht somit einer generellen Gleichverteilung unabhängig von Gut und 
Person. Die verteilende Gerechtigkeit wird dabei primär als Tugend des Verteilers angesehen.  

Im Gegensatz zur verteilenden Gerechtigkeit soll die ausgleichende (korrektive) Gerechtigkeit unge-

achtet der Person (z.B. ob arm oder reich) erfolgen. Es geht um die Wiedergutmachung des Unrechtes 

(angemessener Schadensersatz bis zum Status quo ante). Bei der kommutativen Gerechtigkeit bezieht 

sich der Begriff auf die freiwillige Tauschbeziehung (ökonomisierbare Güter) zwischen Bürgern. Jeder 

hat dabei das Recht, für seine Leistung eine gleichwertige Gegenleistung zu erhalten, die durch die 

freiwillige Übereinkunft über den Tausch hergestellt wird. Im Gegensatz zur asymmetrischen (hierar-

chischen) Beziehung zwischen Staat und Individuum geht es hier um das symmetrische (durch formelle 

Gleichheit geprägte) Verhältnis von (privaten) Akteuren. Dabei wird der Unterschied zwischen einem 

objektiven (respektive objektivierbaren) und einem subjektiven Tauschwert thematisiert.5 In einer 

freien Tauschbeziehung kommt aber dem subjektiven Wert die entscheidende Bedeutung zu.   

In der Fortsetzung der Diskussion um Gerechtigkeit ließen sich eine Vielzahl weiterer Ausführungen 

wichtiger Denker wie Thomas von Aquin, Immanuel Kant, Karl Marx, Friedrich Nietzsche (“der Charak-

ter des Tausches ist der anfängliche Charakter der Gerechtigkeit“; nach Höffe 1999:322) bis hin zu 

Amartya Sen anführen (s.u.; vgl. auch Hinsch 2016). Aus ökonomischer Sicht können auch Ausführun-

gen von Mills, Hajek bis hin zu Stieglitz und Piketty dazu gezählt werden. Aus ökologischer Perspektive 

spielen Überlegungen zu Gemeinschaftsgütern und deren Governance, v.a. durch Elinor Ostrom, eine 

wichtige Rolle (Müller 2017:31f.; siehe unten). Diese umfassende Darstellung ist hier weder leistbar 
noch zielführend.  

Deshalb wird im Folgenden nur noch auf vier aus Sicht der Verfasser für die weitere Differenzierung 

wichtige Autoren im Kontext der räumlichen Entwicklung näher eingegangen; dies sind David Hume, 

John Rawls, Nancy Fraser und Otfried Höffe. 

Hume fokussiert auf Aussagen zur kommutativen Gerechtigkeit zwischen Individuen und blendet Fra-

gen der politischen Gerechtigkeit aus.6 Sie betreffen somit die gerechte Gestaltung symmetrischer Be-

ziehungen privater Akteure. Für ihn sind die Regeln der Gerechtigkeit eine Erfindung im Kontext der 

Etablierung großer Gesellschaften. Die Regeln der Gerechtigkeit sind „künstliche Verhaltensregeln, die 

ein friedliches Zusammenleben in einer großen Gesellschaft ermöglichen, weil sie den Zugang zu äu-

                                                                 

5 Dies findet seinen Niederschlag von der Wertlehre (subjektive versus objektive Wertlehre) bis hin zu den Immobilienbewertungsverfahren. 
6 Insgesamt werden die sozialen Konsequenzen gerechter bzw. ungerechter Handlungen thematisiert. D.h., es geht um die Leistungen einiger 
fundamentaler Regeln des gerechten individuellen Verhaltens für die Ordnung der Gesellschaft und die Folgen der allgemein en Praxis regel-
gebundener Handlungen (vgl. Schmidt 2009:213).  
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ßeren Gütern in einer für jedermann akzeptierbaren Weise ordnen“ (Schmidt 2009:219/220 mit Ver-

weis auf den Unterschied zu den Vertragstheorien). Dabei wird v.a. auf die Übertragung von Rechten 

und hier speziell auf das Eigentumsrecht abgezielt. Eigentum darf nur mit Zustimmung des Eigentü-

mers übertragen werden, individuelle Versprechen dürfen nicht gebrochen werden. Die Grundfunk-

tion des Staates ist es, den Regeln der Gerechtigkeit Geltung zu verschaffen. Faktisch setzt der Staat 

dadurch eine Konzeption kommutativer Gerechtigkeit um. Gerechtes Verhalten befördert dabei im-

mer das Gemeinwohl. Eine Konzeption der distributiven Gerechtigkeit hält er für verfehlt (Schmidt 

2009:229). Dies ist konsequent, wenn darauf vertraut werden kann, dass sich private Akteure nicht nur 

formell, sondern auch materiell – also mit Blick auf ihre faktischen Möglichkeiten – in symmetrischen 
Beziehungen bewegen. 

Im Gegensatz zu Hume präsentiert Rawls „eine normative Theorie der gesellschaftlichen Ordnung, … 

die die fundamentalen Regeln der Gerechtigkeit moralisch zu rechtfertigen sucht“ (Schmidt 2009:230). 

Er bezieht sich somit nur noch auf die moralische Qualität einer gesellschaftlichen Ordnung bzw.  der 

ihr zugrunde liegenden sozialen Institutionen, d.h. eine rechtfertigungsfähige und realisierbare Kon-

zeption von Gerechtigkeit.7 Damit wird der Begriff im doppelten Sinne eingeengt: 

(1) auf die „soziale Gerechtigkeit“; dabei werden Probleme der individuellen Gerechtigkeit ausgeklam-

mert und auch nicht als Problem der politischen Gerechtigkeit gesehen.  

(2) im Problem der sozialen Gerechtigkeit auf das Problem der Verteilungsgerechtigkeit.  

Vereinfacht gesagt: Gerechtigkeit ist somit soziale Gerechtigkeit und ist somit Verteilungsgerechtig-
keit. 

Ohne detailliert auf die zugrunde liegenden, für die hier zu führenden Diskussion nicht bedeutsame 

Herleitung einzugehen, wird bei Rawls als allgemeiner Grundsatz von der Gleichverteilung aller gesell-

schaftlichen Primärgüter8 ausgegangen. Abweichungen soll es dann geben, wenn eine ungleiche Ver-

teilung eines oder mehrerer Güter allen Gesellschaftsmitgliedern Vorteile erbringt. Speziell gelten zwei 

Prinzipien. (1) Jedes Individuum hat die gleichen Grundrechte und die s garantiert den größtmöglichen 

Spielraum bei individuellen Entfaltung. Und: (2) sozio-ökonomische Ungleichgewichte sind nur dann 

gerechtfertigt, wenn sie auf dem Grundsatz fairer Chancengleichheit beruhen und auch die Position 

der am schlechtesten gestellten Gesellschaftsmitglieder verbessern (Differenzprinzip). Dabei hat Prin-

zip (1) Vorrang vor Prinzip (2) und in (2) geht faire Chancengleichheit vor dem Differenzprinzip.  

Zu den Ausführungen von Rawls lassen sich, nicht zuletzt aufgrund des oftmaligen Rückbezugs auf 

seine Ausführungen, in der Literatur inzwischen mehrere Kritikpunkte finden. So verweist Müller 

(2017:91) darauf, dass es bei einer angestrebten Vergrößerung der Verteilungsmasse, um dem Diffe-

renzprinzip insbesondere im Kontext der Raumentwicklung zu entsprechen, durch die Umsetzung von 

Wachstumslogiken zu erheblichen Spannungen mit dem Prinzip der intergenerationellen Gerechtigkeit 

kommen kann. In der Kritik steht zudem, v.a. durch Sen und Nussbaum, der ausschließliche Bezug auf 

Primärgütern (vgl. auch Müller 2017:25f.). Beide (Sen und Nussbaum) betonen zudem, das auch die 

Chancen zur Nutzung von Gütern (Möglichkeitsräume) in den Blick zu nehmen sei, um ein gute s Leben 

zu führen (ebenda) und – so Nussbaum – ein „gutes Lebens“ zu entwickeln. Eine solche Konzeption 

eines guten Lebens muss jedoch noch in konkrete Schritte der räumlichen Entwicklung überführt wer-
den (Müller 2017:30).  

                                                                 

7 Dabei sind „die Prinzipien einer vollkommen gerechten gesellschaftlichen Ordnung diejenigen Grundsätze, auf die sich rationale Indivi-
duen unter den hypothetischen Bedingungen des Urzustandes zur Regelung ihres gesellschaftlichen Zusammenlebens einigen würden 
(Schmidt 2009:236). 
8 Gemeint sind Grundrechte und gesellschaftliche Freiheiten, d.h. keineswegs nur materielle Güter. 
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Aus dem Bereich der soziologischen Ungleichheitsforschung betont Nancy Fraser im Sinne der Errei-

chung sozialer Gerechtigkeit die Notwendigkeit gleichberechtigter Partizipation bzw. Verhinderung 

von „Missrepräsentation“. Dabei dienen v.a. „dauerhafte Öffentlichkeiten als Bühne der Verhandlun-

gen von Gerechtigkeitsansprüchen“ (Savignani 2020:189). Damit fokussiert sie sich auf Fragen der Ge-

rechtigkeit in Verfahren über Beteiligung und Anerkennung von Positionen, die zugleich immer eine 
machtpolitische Komponente beinhalten.9 

Höffe (1989; 2015) betont bei seinen Ausführungen zur Gerechtigkeit als Höchste der Kardinaltugen-

den10 unter Rückgriff auf die o.g. klassischen Autoren zugleich mögliche und notwendige Ausdifferen-

zierungen. Er verweist auf das Gleichheitsgebot (Unparteilichkeit erster Stufe), die Grundsätze der Ver-

fahrensgerechtigkeit im Kontext der institutionellen Gerechtigkeit, die ausgleichende (‚korrektive‘) Ge-

rechtigkeit und – in Erweiterung der bislang getroffenen Aussagen - den Gedanken der Wechselseitig-

keit, auch jenseits rein ökonomischer Beziehungen (Gleichwertigkeit im Nehmen und Geben ‚Tausch-
gerechtigkeit‘). 

Nach Höffe (2015:29) können dabei drei Bewertungsstufen der geschuldeten Sozialmoral unterschie-

den werden: 

 eine technische Stufe, bei der Mittel, Wege und Verfahren mit Blick auf die vorausgesetzten ge-

rechtigkeitsorientierten Ziele und Zwecke bewertet werden. Hier geht es um instrumentelle, funk-

tionale und auch strategische Fragen. 

 eine pragmatische Stufe, bei der Bewertung von Zielen und Zwecken an Interessen gemessen wer-

den. Es geht also um ‚gut für jemand‘. 

 eine dritte (genuin-moralische) Stufe, bei der Gemeinwohl nicht nur kollektiv, sondern auch distri-

butiv verstanden wird. „Jemand“ wird somit – jenseits des Utilitarismus – auch individuell und 

nicht nur gruppenbezogen verstanden. 

Werden die getroffenen grundlegenden Ausführungen speziell im Kontext von Landnutzungskonflik-

ten in Stadt-Land-Verflechtungen betrachtet, besitzen nach Höffe zudem differenzierende Aussagen 

zum räumlichen Kontext besondere Relevanz. Im räumlichen Zusammenhang von besonderer Bedeu-

tung ist, dass sich Fragen der Gerechtigkeit bzw. der gerechten Gestaltung im benannten Anwendungs-

kontext nicht ausschließlich auf begrenzte (räumliche) Ressourcen oder die Auseinandersetzung um 

(raumbezogene) Knappheiten beziehen dürfen. Zu nennen sind darüber hinaus auch die Geltung der 

Menschenrechte, ein menschenwürdiges Dasein und die Gleichheit vor dem Gesetz, d.h. die Beach-
tung universeller Gerechtigkeitsstandards jenseits der spezifischen räumlichen Gerechtigkeitsaspekte. 

Ein erheblicher Teil anwendungsbezogener Überlegungen, so Höffe, bezieht sich dabei auf Fragen der 

Kooperation und Konkurrenz. „Die objektive Anwendungsbedingung besteht im Streit oder Konflikt“. 

(Höffe 2015:27). Somit bestätigt sich nochmals die Relevanz des Gerechtigkeitsdiskurses für die Ausei-
nandersetzung um raumbezogene Landnutzungskonflikte. 

  

                                                                 

9 Auf die bei ihr ausgeführten Hegemoniekämpfe, transformativen Strategien und der Forderung nach Vergesellschaftung der Produktions-
mittel (vgl. Savignani 2020:153f.) wird hier aus Gründen der inhaltlichen Begrenzung nicht eingegangen.  
10 Nach Höffe (2015:21f.) gehört die Gerechtigkeit zum Quartett von Kardinaltugenden, neben der Besonnenheit, Tapferkeit und Weisheit. 
Wegen ihrer Ordnungsaufgabe sieht er sie sogar als Höchste an.  
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Zusammenfassend sind für den hier relevanten Bereich der räumlichen Entwicklung und Landnutzung 

als grundlegende Punkte für die folgenden Ausführungen benannt: 

 die mögliche respektive notwendige inhaltliche Ausdifferenzierung von Gerechtigkeitsdimensio-

nen, insbesondere Institutionelle Gerechtigkeit, Distributive Gerechtigkeit und Tauschgerechtig-

keit mit dem Kombinationsfall ausgleichender / korrektiver Gerechtigkeit (geschuldeter Nutzen-

Lasten-Ausgleich; distributiv und tauschbezogen), 

 das Spannungsfeld zwischen den Gerechtigkeitsdimensionen, auch mit Blick auf die gesellschaftli-

che Konstruktion ihrer Umsetzung, 

 die Verschiedenheit in der Betonung von Eigentumsrechten und deren Gewährle istung,  

 die Differenzierung zwischen individueller Eigenschafts- und Ermöglichungszuordnung und gesell-

schaftlicher Zielorientierung,  

 die einzufordernde öffentliche Aufgabe, und 
 die Bewertungsgrundlage für Handeln sowie die Anwendung auf konflikthafte Situationen. 

Dabei gilt es zu beachten, dass nicht nur die Ressourcenverteilung ex -post, sondern auch der Zugang 

und die Erarbeitung von „zu Verteilendem“, im unserem Kontext Land und „Raum“ mitbetrachtet wer-
den (Höffe 2015:68f.). 

2.2. Politisch-gesellschaftlicher Diskurs 

„Die Menschen schulden einander ein gerechtes Handeln, nicht einen gerechten Charakter“ (Höffe 

1989:59) 

Gerechtigkeit bildet, bei interpretatorischer Vielfalt und Diskussion, auch heute einen der zentralen 

Ausgangspunkte für die Ableitung konkreterer gesellschaftlicher Zielvorstellungen in freiheitlichen De-

mokratien. Das Gerechtigkeitsanliegen ist dort wesentlicher Teil der Rechts- und Staatstheorie seit der 

Neuzeit. Es zeigt sich schon in der Figur des Gesellschaftsvertrages (Verfassung). Die Ansprüche an die 

Gerechtigkeit entwickelten sich in der Folgezeit durch die Anerkennung von Freiheits - und Partizipati-

onsrechten, sowie durch die Anerkennung der Menschenwürde und des Rechtes auf ein menschen-

würdiges Leben, das sich mittlerweile nicht nur auf eine Daseinsvorsorge im engeren Sinne erstreckt 

(Gewährleistung des Existenzminimums), sondern auch angemessene Umweltbedingungen mitum-

fasst (Gewährleistung eines „ökologischen Existenzminimums“ als Element der Menschenwürde und 

als Grundrecht des Menschen). Gerechtigkeit spielt auch eine zunehmende Rolle in der Beziehung der 

Staaten zueinander. Der Diskurs ist aber heute nicht mehr nur auf den Staat konzentriert, sondern 

auch auf die Etablierung von Staatenverbindungen, wie bei der EU, und auf räumlichen Organisations-
einheiten unterhalb der gesamtstaatlichen Ebene. 

Gerechtigkeit ermöglicht zugleich die normative Einbettung zentraler theoretischer Grundlagen der 

Raumentwicklung wie die Theorie sozialer Institutionen11 und, wesentlich realweltlicher, von räumli-

chen Leitbildern (vgl. Höffe 1989:355f.). Beide lassen sich dabei direkt miteinander verknüpfen. Durch 

Leitbilder werden „Institutionen zu Sinngestalten menschlichen Lebens und Zusammenlebens“ (Höffe 

1989:361), und durch Leitbilder werden zugleich konkrete Erfahrungen von Sinnzusammenhängen 

(ebenda) möglich. Etabliert wird ein differenziertes und konkretes Ordnungs- und Normierungssystem, 

das neben kodifiziertem Recht auch Sitte und Gebrauch mit einschließt (vgl. Höffe 1989:362). Raum-

                                                                 

11 Grundlegend hierfür sind die Ausführungen von Healey (1997), die erstmals die politikwissenschaftliche Institutionenforschung mit der 
raumwissenschaftlichen Debatte verbindet. In der Folge hat sich dieser Ansatz im wissenschaftlichen Diskurs breit etabliert.  



 

12 

 

bezogen betrifft dies globale bzw. multilaterale, supranationale (hier europäische), nationale wie regi-

onale und lokale Regelungen. Das so entstehende institutionelle Arrangement sichert zugleich Gerech-

tigkeit und ermöglicht, auch zeitlich gesehen, den Ausgleich zwischen unterschiedlichen Ansprüchen. 
Es wird somit konkret handlungsleitend. 

Auf europäischer Ebene bildet hierbei die EU Grundrechtecharta von 2012 (Amtsblatt der Europäi-

schen Union 2012/C 326/02) einen Orientierungsrahmen. So wird unter Verweis auf das geistig-religi-

öse und sittliche Erbe und die gleichen Grundrechte „auf die unteilbaren und universellen Werte der 

Würde des Menschen, der Freiheit, der Gleichheit und der Solidarität“ verwiesen, die auf „Grundsät-

zen der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit“ basieren (ebenda). Dabei soll eine ausgewogene und 

nachhaltige Entwicklung gefördert werden. Zudem wird im Artikel 14 z.B. explizit auf das Eigentums-
recht verwiesen. 

Auf nationaler Ebene der alten Bundesrepublik12 lassen sich in einer Verteilung der Kompetenzen in 

der Zentralverfassung, der Etablierung eines Bund-Länder-Finanzausgleiches und in den Partizipations-

anforderungen bei Entscheidungen über Bundesprojekte auf dem Territorium eines Landes, einer Re-

gion oder einer Gemeinde konkrete Ausprägungen von Gerechtigkeitsanforderungen erkennen. In der 

Raumplanung wird spätestens seit den 1970er Jahren die im Grundgesetz fixierte Sozialstaatsklausel 

als Ausdruck einer gerechten Entwicklung angesehen und kann somit wiederum als Ausgangspunkt für 

eine raumbezogene Gerechtigkeit gelten. Dies bewirkt somit in der Konsequenz die räumliche Über-

setzung sozialer Gerechtigkeit als Forderung nach Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse (Ernst 

1977:17). Über diesen Begriff hat Gerechtigkeit auch Eingang in die deutsche Normsetzung des Bun-

desraumordnungsgesetzes gefunden. Entscheidungen in raumordnerischen Plänen und Programmen, 

welche Orte als sog. „Zentrale Orte“ eine überörtliche Raumfunktion zugeschrieben bekommen, erfol-

gen deshalb nicht losgelöst von grundlegenden Gerechtigkeitsmaßstäben, weil das Abwägungsgebot 

zu beachten ist und willkürliche Entscheidungen verhindern werden sollen. Die Beachtung der Rechte 

des Einzelnen gilt nicht nur für den Staat selbst, sondern auch für Gemeinden und Regionen, deren 

räumliche Planung dem Gebot gerechter Abwägung genügen muss. Insbesondere die aktuelle Ausei-

nandersetzung um gleichwertige Lebensverhältnisse bietet wieder Anknüpfungspunkte für weitere ge-

sellschaftliche Diskurse in Deutschland (vgl. Koppers et al. 2018; siehe unten). Derzeit im gesellschaft-

lichen Diskurs noch vorherrschend scheint dabei das Distributionsparadigma zu sein, bei dem die 

(staatliche) Umverteilung (Kersting 2009) im Mittelpunkt der Auseinandersetzung steht. Dies zeigt sich 

auch auf europäischer Ebene. Dort ist seit Ende der 1990er Jahre in Europa das Ziel einer stärkeren 

territorialen Kohäsion in den Vordergrund gerückt und kann somit, umgesetzt über die EU-Finanzie-

rungsmechanismen, als eine neue Dimension der Verteilungsgerechtigkeit angesehen werden kann 

(vgl. z.B. Kohäsionsberichte). Gleichwohl wird verschiedentlich auf die aktuelle Bedeutung der (indivi-

duellen) Chancengerechtigkeit (Kersting 2009) hingewiesen. 

In der internationalen Diskussion lässt sich seit rund dreißig Jahren, spätestens mit der Rio-Konferenz 

1993 (UN 1993) Gerechtigkeit als „intergenerationelle Gerechtigkeit“ in zentralen politischen Doku-

menten wiederfinden.13 In der Interpretation und Weiterentwicklung des Nachhaltigkeitsbegriffes ha-

ben sich vielfältige internationale, supranationale und nationale Diskussionslinien bis hin zu ausdiffe-

renzierten Indikatorensystemen (weiter-)entwickelt. Die angesprochene Rio-Agenda ist inzwischen 

durch die UN Millennium Development Goals und diese sind wiederum durch die UN Sustainable De-

velopment Goals (SDGs) abgelöst worden. Die EU hat ihre (nachhaltigkeitsorientierte) Göteborg-

                                                                 

12 Zur allgemeinen Situation in der DDR vgl. z.B. Meulemann 1996. 
13 Von besonderer Bedeutung sind hier die Entwicklungsoptionen zukünftiger Gener ationen. 
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Agenda inzwischen zum Green Deal weiterentwickelt, und auf nationaler Ebene sind z.B. in Deutsch-

land umfassende Nachhaltigkeitsstrategien von Bund, Ländern und Kommunen zu beobachten. 

Dabei kann die explizite Benennung der Dimension einer intergenerationellen Gerechtigkeit als zent-

rale Erweiterung bisheriger Sichtweisen verstanden werden. Der Wissenschaftliche Beirat für Globale 

Umweltveränderungen (WBGU) als deutsches Beratergremium der Bundesregierung benutzt deshalb 

den Begriff der „Zeit-Gerechtigkeit“ (WBGU 2018:5), um die besondere Dimension des Begri ffes der 

intergenerationellen Gerechtigkeit im Zusammenhang mit dem Klimawandel hervorzuheben 

(ebenda:35). Als wichtige Aspekte werden die Gestaltung von Prozessen und die Beteiligung unter-

schiedlicher Akteursgruppen angesehen (Beteiligungsgerechtigkeit; WBGU 2018:12; auch Deutsche 

Katholische Bischofskonferenz 1998). Intergenerationellen Gerechtigkeit besitzt, so der WBGU, auf-
grund regionaler wie überregionaler Verflechtungen auch eine konkrete räumliche Dimension.  

2.3. Fokus: Räumliche Gerechtigkeit und regionale Stadt-Land-Beziehungen 

Die räumlichen Dimensionen von Gerechtigkeit werden zumindest implizit schon von Beginn der Aus-

einandersetzungen um den Begriff und die Bedeutung von Gerechtigkeit mitgedacht. So umfasst „Ver-

teilungsgerechtigkeit“ selbst mit Bezug auf den „Containerraum“14 eine Auseinandersetzung mit räum-

lichen Entitäten. Explizit und umfassend werden die Ausführungen in der Diskussion und Bestimmung 
von räumlicher respektive raumbezogenen Gerechtigkeit oder Raumgerechtigkeit.15 

Ab der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, rahmensetzend für die folgenden Ausführungen, wird in 

der Diskussion um eine gerechte räumliche Entwicklung zuvorderst auf den Diskurs in der Stadtent-

wicklung um das Recht auf Stadt verwiesen. Als zentrale Publikation dient von Lefebvre „Le droit à la 

ville“ (1968). In ihm wird nicht nur Zugang zu Ressourcen, sondern insbesondere die aktive Teilhabe 

an Veränderungsprozessen, die aktive Mitgestaltung des politischen Lebens, der Verwaltung sowie 

insgesamt der Entwicklung der Stadt gefordert. Wichtiger Aspekt ist hierbei der ermöglichende Cha-

rakter von Gerechtigkeit. Eine Fortsetzung der Diskussionen lässt sich dann zuvorderst bei den Arbei-

ten von Harvey (1973; Social Justice and the City) wiederfinden. Hierbei geht es insbesondere um dis-

tributive Fragen, insbesondere im Kontext der räumlichen sozialen Gerechtigkeit.  Während in der Pra-

xis der Raumentwicklung in den 1970er und 1980er Jahren unter den Begriffen der Gleichwertigkeit 

und Territorialen Kohäsion stark anwendungsbezogen Gerechtigkeitsaspekte diskutiert werden, be-

ginnt im wissenschaftlichen Kontext erst ab den 2000er Jahren wieder eine verstärkte Diskussion um 

räumliche Gerechtigkeit. (vgl. ausführlich Kapitel 3). Der erhebliche Bedeutungszuwachs des Themas 

im internationalen Diskurs lässt sich dann durch das Erscheinen eines eigenen Journals mit dem Titel 

„Spatial Justice“ ab 2009 dokumentieren. 

In verschiedenen einzelnen Arbeiten werden dann auch vermehrt in der englischsprachigen (US -ame-

rikanischen) Literatur Fragen der gerechte und gleichwertige Verteilung im Raum behandelt (Soja 

2009, Storper 2011). Als neuer Aspekt kommen explizit Fragen der Umweltgerechtigkeit hinzu (vgl. 

Jamal / Hales 2016). In Verbindung damit werden Fragen der Verteilung von „Goods and Bads“ (Holder 

and Layard 2010) sowie der Ungleichheit behandelt (Manderscheid, K. & Richardson, T. 2011). Explizi-

ten Rückbezug zu Gerechtigkeitstheorien (hier auf Rawls) nimmt – wieder im städtischen Kontext – 

Fainstein 2010 mit ihrem Buch „The Just City“ (2010). Sie benennt dabei die drei wichtige Punkte (vgl. 

                                                                 

14 Zu unterschiedlichen Raumverständnissen vgl. z.B. Blotevogel 2018:1846.  
15 Die folgenden, keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebenden Ausführungen, reflektieren die Vielfältigkeit der Raumverständnisse (vgl. 
Güntzel 2020; Chilla/Kühne/Neufeld 2016). Sie  fokussieren sich dabei auf die Diskussionen, die nicht explizit auf Fragestellungen im Kontext 
von Krieg, (exzessiver physischer) Gewalt, Vertreibung, (illegalem) Landraub, Armut und Unterernährung sowie schwerer politisch-administ-
rativer Dysfunktionalität (failing states) abzielen. 
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auch Fainstein 2009) Distributiver Aspekt, Diversität (diversity) und (Lokale) Demokratie. Die Ausfüh-

rungen bieten dabei eher ein grundsätzliches Framing denn konkrete handlungsleitende Hinweise zum 
Umsetzung. 

Im gleichen Jahr 2010 veröffentlicht Soja sein Buch „Seeking Spatial Justice“ als eine umfassende Aus-

einandersetzung um den Zugang zu Infrastrukturen, reflektiert dabei aber zugleich verschiedene As-

pekte der sozialen Gerechtigkeit sowie Umweltgerechtigkeit. Ein Jahr später werden von Storper 

(2011) explizit Aspekt der Ressourcenverteilung und -umverteilung thematisiert und somit auch auf 

Verteilungsgerechtigkeit abgezielt. Auch andere Arbeiten nehmen diese Verteilungsaspekte, speziell 

auch auf europäischer Ebene, in den Blick (Hadjimichalis 2011, Mahon 2014). Im internationalen Kon-

text bieten zudem in den letzten Jahren immer wieder Tagungen einen möglichen Diskursrahmen, wie 

z.B. die AESOP-Konferenz 2017, die sich explizit mit dem Thema Dignity beschäftigt hat (vgl. auch Wil-

liams 2013). 

In der deutschen Diskussion sind, anknüpfend an die oben dargestellten Diskussionslinien, aus den 

letzten Jahren insbesondere die Arbeiten von Lendi / Hübler (bereits 2004), Redepenning (2013), der 
ARL (2016) und von Koppers et al (2018) besonders erwähnenswert.  

Redepenning (2013) erarbeitet, mit Bezug zu unterschiedlichen Raumkonzepten, eine sozial- und kul-

turgeographische Perspektive auf räumliche Gerechtigkeit (vgl. Kapitel 3.1). Mit dem Gutachten von 

Koppers et al (2018) werden erstmals seit langem wieder umfassende konzeptionelle Aussagen zur 
räumlichen Gerechtigkeit getroffen. Es werden vier Hauptkategorien unterschieden:16 

 Verteilungsgerechtigkeit, insbesondere definiert über den Zugang zu Infrastruktur;  

 Verfahrensgerechtigkeit, über den Zugang zu Beteiligungsmöglichkeiten; 

 Chancengerechtigkeit als persönliche Ermöglichung und Entwicklung, mit Zugang zu Kultur, Bil-

dung, etc. (Capability-Ansatz); 

 Enkelgerechtigkeit, als intergenerationelle Gerechtigkeit im Sinne der Nachhaltigkeit.  

Dabei wird stark auf die Gewährleistungsfunktion staatlicher Aufgabenwahrnehmung abgezielt (wei-

tere Ausführungen zum Gutachten weiter unten). 

Wie bedeutsam inzwischen die Auseinandersetzung zum Thema der räumlichen Gerechtigkeit wurde, 

zeigt die ARL-Konferenz im Jahr 2020 zur Gleichwertigkeit und Gerechtigkeit mit dem Titel „Just 

spaces“.17 Das Tagungsprogramm macht zugleich deutlich, wie bedeutsam eine raumbezogene Diskus-

sion ist (Akteure, Ebenen, Verflechtungen etc.) und dass zugleich vielfältige Bezüge zu stark anwen-

dungsbezogenen Fragen der Stadt- und Regionalentwicklung sowie Regionalpolitik bestehen. Dabei 
bleibt die inhaltliche Ausfüllung einer (überörtlichen) regionalen räumlichen Gerechtigkeit offen. 

Zentrale Grundlage sind Abbildung räumlicher Wechselbeziehungen und Interaktionen, differenziert 

nach unterschiedlichen Bezugsebenen (von lokal bis international). In der wissenschaftlichen Literatur 

sind diese in den letzten Jahren verstärkt mit dem Konzept des Telecouplings verknüpft. Für diesen 

komplexen Ansatz bestehen jedoch erhebliche Schwierigkeiten in der praktischen Anwendung. Dies 

zeigen z.B. die Auseinandersetzungen um planerisch-konzeptionelle Ansätze, die Leitbilder und Ziele, 

jedoch kaum grundlegende Verflechtungen in den Mittepunkt stellen (vgl. zur aktuellen Übersicht Sie-

dentop/ Stroms 2021) und mit Blick auf eine raumbezogene Gerechtigkeit konsequenterweise auf die 

                                                                 

16 Zu möglichen anderen Kategorisierungen siehe Kapitel 3 . 
17 Die Konferenz wurde Corona-bedingt abgesagt. Auf einer Webplattform der ARL sind jedoch vielfältige Beiträge zum Thema zu finden, die 
sowohl die Bedeutung des Themas als auch Formen der Auseinandersetzung hiermit dokumentieren.  
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Grundkategorien Verteilungsgerechtigkeit, Chancengerechtigkeit und Verfahrensgerechtigkeit verwei-

sen. 

Zugleich werden in den letzten Jahren mit Blick auf die Abbildung von Interaktionen auch verstärkt 

planungspraktisch orientierte Ansätze diskutiert (vgl. zusammenfassend Doernberg / Weith 2021). 
Aber auch für diese besteht noch keine explizite Umsetzung in raumbezogene Gerechtigkeitskonzepte.  
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3. Gegenstandsbezogene Diskussionslinien und fachliche Debatten 

Im Folgenden werden unterschiedliche fachbezogene Perspektiven zur raumbezogenen Gerechtigkeit 

dargestellt. Sie folgen dem Grundmuster, zu Beginn die dort skizzierten Problemsichten als Startpunkt 

zu nutzen, um im Anschluss daran aktuelle Debatten (inklusive Abgrenzungen), methodische Zugänge 

und Fragestellungen (soweit sinnvoll) sowie die Bedeutung für das ReGerecht-Projekt näher zu be-

leuchten. Die jeweiligen Bearbeiter*innen setzen hierbei unterschiedliche Schwerpunkte. Die ver-

meintliche Heterogenität der Sichtweisen wird hier bewusst belassen, um nicht bereits hier einen Ver-

lust an Vielfalt herbeizuführen. 

3.1. Geographie:  Ungerechtigkeiten werden räumlich produziert  

(Eichenauer / Gailing) 

Welches Problem schaut sich das Konzept an? 

Spatial justice, im Deutschen übersetzt als räumliche oder auch raumbezogene (Redepenning 2013) 

Gerechtigkeit, befasst sich explizit mit räumlichen Aspekten von Gerechtigkeit und ist damit eng ver-

knüpft mit der jeweils angelegten Definition von Raum. Die zentrale Frage geographischer Gerechtig-

keitsforschung lässt sich zusammenfassen als: Wer bekommt was, wo und wie? (Redepenning 2013: 

6). Dabei kann es um eine räumliche Verteilung von Ungerechtigkeitsphänomenen (z.B. Harvey 1973; 

2009), die räumliche Verteilung von Chancen und Risiken, von Zugängen zu oder Belastungen durch 

Infrastrukturen oder Ressourcen (z.B. Graham/Marvin 2001, Schlosberg 2007), die soziale Konstruiert-

heit von Räumlichkeit und Gerechtigkeit (Nordberg 2020, Soja 2010) oder um Gerechtigkeit als politi-

sche Strategie (Soja 2010) gehen. Letztlich wird thematisiert und erforscht, dass ungerechte Verhält-

nisse eine explizit räumliche Komponente haben und dass ungerechte Verhältnisse räumlich produ-

ziert werden (Soja 2010: 39ff). Die geographische Gerechtigkeitsforschung ist eine der wesentlichen 
Säulen der „kritischen Geographie“. 

Was sind die theoretischen Grundlagen? 

In der Geographie wurde eine dezidiert räumliche Sicht auf Gerechtigkeit lange vernachlässigt (Soja 

2010). Geprägt von den stadtpolitischen Auseinandersetzungen der 1960er Jahre entstehen insbeson-

dere in Frankreich und den USA marxistisch geprägte Arbeiten zu gerechter räumlicher Entwicklung. 

Henri Lefebvre (1968) beschreibt in seiner zentralen Publikation „Le droit à la ville“ (1968), das Recht 

auf Stadt in erster Linie als ein Recht auf die aktive Mitgestaltung des politischen Lebens, der Verwal-

tung sowie insgesamt der Entwicklung der Stadt gefordert. Parallel entspinnt sich in den USA mit den 

Beiträgen von David Harvey eine Diskussion zu sozialer Ungerechtigkeit im urbanen Raum. Harvey re-

flektiert in seinem einflussreichen Werk „Social Justice and the City“ (1973, 2009) nicht nur gängigen 

Methoden und theoretische Grundlagen der Geographie, er legt damit auch den Grundstein für die 

Forschungsrichtung der kritischen Geographie, die Debatten um Gerechtigkeit auch über die Disziplin 

hinaus maßgeblich prägt. Er entwickelt eine geographische Interpretation der Rawl’schen Konzeption 

von Gerechtigkeit, nämlich die einer gerechten Verteilung zu der man auf gerechtem Weg gelangt ist 

(Harvey 1973,2009: 98). Aufbauend auf diesen grundlegenden Dimensionen der Verteilungs- und Ver-

fahrensgerechtigkeit erarbeitet Harvey ein Konzept „territorialer sozialer Gerechtigkeit“, welches zent-

rale Gerechtigkeitskriterien in räumliche Kontexte überträgt. Erstens sollte Verteilung so organisiert 

sein, dass a) die Bedürfnisse der Bevölkerung eines Territoriums abgedeckt sind, b) die Ressourcenein-

teilung derart von statten geht, dass die Multiplikatoreneffekte zwischen den Territorien, also Beiträge 

zum Gemeinwohl, maximiert werden und c) dass Extraressourcen für Regionen zur Verfügung stehen, 
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die mit sozialen oder umweltbedingten Schwierigkeiten umgehen müssen (Harvey 1973, 2009: 116) . 

Zweitens sollen die Verfahren derart gestaltet sein, dass die am stärksten benachteiligten Te rritorien 

die bestmöglichen Entwicklungschancen haben (Harvey 1973, 2009: 116-117). Rund 35 Jahre später 

präzisiert Harvey (2008, 2009) die Frage des Verfahrens und seine Abkehr von liberalen Gerechtigkeits-

konzeptionen, an denen er sich noch zu Beginn orientierte. In seinem Essay „The Right to the City“ 

kritisiert er die neoliberale Stadtentwicklung, die zu einem Elitenprojekt geworden sei, welchen ledig-

lich die Interessen weniger, bereits gut situierter Akteure bediene. Er fordert, aufbauend auf Lefebvre’s  

Argument der Teilhabe an räumlichen Entscheidungen, mehr demokratische Kontrolle über Investiti-

ons- und Entwicklungsentscheidungen im urbanen Raum. Harvey fokussiert auf die Frage des Zugangs 

zu Entscheidungen und wirft damit einerseits Fragen nach gerechten Verfahren auf, die eine gerechte 

Verteilung überhaupt erst ermöglichen und rückt auch das Problem der Anerkennung marginalisierter 
Gruppen und Räume in den Mittelpunkt. 

Wenn auch Harvey und viele weitere Geograph*innen sich mit räumlichen Fragen von Ungleichheit 

beschäftigten, so war spatial justice als theoretisches Konzept dennoch bis in die 2000er Jahre bis auf 

wenige Ausnahmen, wie z.B. Pirie (1983), dem die Konzeption einer territorialen sozialen Gerechtigkeit 

noch zu sehr im raumtheoretischen Containermodell verhaftet blieb, kein Teil der geographisch infor-

mierten Gerechtigkeitsliteratur (Soja 2010). Edward Soja (2010) nimmt sich in seinem Werk „Seeking 

Spatial Justice“ daher explizit vor, der spatial justice einen zentralen theoretischen Rahmen zu geben. 

Dazu setzt er zunächst raumtheoretisch an und fordert eine neue Ontologie in der das Räumliche, ne-

ben dem Zeitlichen und dem Sozialen einen gleichwertigen Platz in der Analyse gesellschaftlicher Phä-

nomene und Prozesse erhalten muss. Mit dem Verweis auf sozial-räumliche Dialektik betont er die 

wechselseitige Verschränkung von Raum und sozialem Handeln. So wie soziales Handeln den Raum 

prägt und gestaltet, sind diese Handlungen immer rückgebunden an den Raum in dem sie sich vollzie-

hen. Davon ausgehend ist für ihn spatial justice ebenso einerseits immer im räumlichen Kontext zu 

sehen, der (Un-)Gerechtigkeiten hervorbringt, anderseits selbst von (Un-)Gerechtigkeiten geprägt ist. 

Dabei soll spatial justice nicht eine weitere Form der Gerechtigkeit sein, wie soziale Gerechtigkeit oder 

Umweltgerechtigkeit. Räumlichkeit liege allen Gerechtigkeitsphänomenen zu Grunde, es kommt nun 

darauf an, (Un-) Gerechtigkeitsphänomene auch räumlich zu interpretieren. Dazu setzt er die wissen-

schaftliche Auseinandersetzung mit spatial justice direkt in Beziehung zu sozialen Bewegungen, insbe-

sondere der US-amerikanischen Umweltgerechtigkeits- und civil rights- Bewegungen, fokussiert auf 

die räumliche Verankerung sozialer Kämpfe und bindet sie mit Hilfe aktueller Rezeptionen des  „Recht 
auf Stadt“ demokratietheoretisch ein.   

Der Fokus der Debatten um spatial justice liegt vor allem auf urbanen Räumen. Eine prominente Aus-

nahme stellt die kritisch-geographische Forschung zu Kulturlandschaften dar, wie sie beispielsweise 

Don Mitchell (2000; 2003) vertreten hat. Landschaften sind – egal ob städtisch oder ländlich – Reifika-

tionen18 einer sozialen Ordnung, die mit ihrer scheinbar einheitlichen und stabilen Erscheinungsform 

soziale Auseinandersetzungen und die Widrigkeiten alltäglichen Handelns „verschleiern“ (Mitchell 

2000: 141). Sie sind die materielle und zugleich symbolische Repräsentation von Ungerechtigkeiten. In 

jüngerer Zeit hat sich nun die spatial-justice-Perspektive in deutlicher Weise auf Räume jenseits urba-

ner Agglomerationen geweitet (z.B. Barraclough 2013; Nordberg 2020; Mießner / Naumann 2019; 

Landy / Moreau 2015). Zwar wird in Anlehnung an Lefebvre von marxistisch-kritischer Seite betont, 

dass Urbanisierung auch Räume jenseits städtischer Agglomerationen betrifft, da Urbani sierungspro-

zesse als globale und omnipräsente Phänomene auch auf ländliche oder gar Naturräume wirken  
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(Harvey 1973, 2009; Soja 2010), eine dezidierte Auseinandersetzung mit ländlichen Räumen erfolgt 

aber weder auf theoretischer Ebene, noch in der empirischen Beschäftigung (Landy / Moreau 2015). 

In ihrem Aufsatz „Is There Also a Right to the Countryside?“, überprüft Barraclough (2013) Lefebvres 

„Right to the city“ kritisch auf seine Relevanz für ländliche Räume. Da die Stadt für Lefebvre keine 

expliziten Eigenschaften hat, fasst er sie als eine soziale und mentale Form, die im Prinzip überall sein 

kann, auch an Orten, die man gemeinhin als ländlich ansieht (Barraclough 2013: 1047). Und da diese 

ländliche Räume ebenso durch kapitalistische, bzw. neoliberale Prozesse betroffen sind, also das, was 

kritische Geograph*innen als Urbanisierung sehen – nämlich die Ausweitung der kapitalistischen An-

eignung von Räumen über die Kernstadt hinaus, lässt sich das „Recht auf Stadt“ gut in ein „Recht auf 

das Dorf“ übertragen (Barraclough 2013). Damit verschiebt sich der Fokus der Analyse von spatial jus-

tice und blickt unter dem Begriff einer „rural justice“, also einer ländlichen Gerechtigkeit, auf die Be-

ziehung zwischen Räumen. Barraclough argumentiert, dass auch Bewohnende des ländlichen Raums 

von raumrelevanten Entscheidungen in der Stadt betroffen seien und damit auch ein „Recht auf Stadt“ 

hätten (Barraclough 2013: 1048), Harvey fordert, dass der gesamte Verstädterungsprozess in den Blick 

genommen werden müsste, insbesondere auch das Umland, welches zunehmend von Entwicklungen 

im städtischen Raum dominiert wird (Harvey 2008, 2009: 319). Dennoch wird durch den sprachlichen 

wie empirischen Fokus auf Städte, ländliche Regionen auch innerhalb der geographischen Gerechtig-

keitsforschung marginalisiert (Landy / Moreau 2015). 

Im Anschluss an Barraclough betont auch der Bamberger Geograph Mark Redepenning die Verflech-

tungsbeziehungen von Stadt und Land, die immer mitgedacht werden müssen, wenn es um Fragen 

räumlicher Gerechtigkeit geht (Redepenning 2019). Schließlich sei es nicht nur die Stadt, die Infrastruk-

turen für den ländlichen Raum vorhalte. Vielmehr gilt auch umkehrt, dass ländliche Räume viele wich-

tige Funktionen übernehmen, die städtisches Leben überhaupt erst ermöglichen (z. B. Entsorgungs- 

und Energieinfrastrukturen, Erholungsräume). Dabei geht es nicht nur um die Verteilung von Gütern, 

Dienstleistungen oder Lebenschancen, sondern auch um Fragen Anerkennung, insbesondere der An-

erkennung der Diversität ländlicher Räume, als auch der Repräsentation, d.h. in wie weit ländliche 

Räume in die Lage versetzt werden, ihre Interessen in Entscheidungsprozesse einbringen zu können 

(Redepenning / Singer 2019). Auch er plädiert für Mitsprachemöglichkeiten bei stadtpolitischen Ent-

scheidungen, die den ländlichen Raum betreffen. Die Debatte um Gestaltungsmöglichkeiten von räum-

lichen Prozessen im ländlichen Raum wird z.B. von Nordberg (2020) unter Bezugnahme auf den capa-

bility-Ansatz Amartya Sens empirisch beleuchtet. Er sieht räumliche Gerechtigkeit nicht in erster Linie 

als eine Frage der Verteilung, sondern als eine Frage örtlicher Wirkmöglichkeiten („capablility of 

placeS“). Mit Blick auf die europäische Diskussion um territoriale Kohäsion, die ähnlich der deutschen 

Debatte um gleichwertige Lebensverhältnisse eine Strategie regionaler Entwicklung darstellt, betonen 

auch Görmar et al. (2019) die Kontrollmöglichkeiten peripherer Räume als eine Grundvoraussetzung 
zur Herstellung räumlicher Gerechtigkeit. 

Aktuelle Debatten und Abgrenzung zu anderen Konzepten 

Fragen räumlicher Gerechtigkeit werden in zahlreichen empirischen Publikationen adressiert, die in 

engem Bezug zu anderen Anwendungsfeldern der Gerechtigkeitsforschung stehen. Untersuchungen 

sozialer Ungleichheit nutzen Raumbegriffe jenseits physisch-territorialer Zugänge und fokussieren da-

bei auf eher auf soziale Räume (Neu 2006). Eng verbunden mit sozialer Ungleichheitsforschung be-

schäftigt sich die deutschsprachige Stadt- und Raumforschung, die disziplinär stark von der Soziologie 

geprägt ist, mit Disparitäten und räumlichen Ungleichheitsforschungen – ohne sich jedoch dezidiert 

des Gerechtigkeitsbegriffs zu bedienen (z.B. Holm 2020, Förste / Bernt 2016). Die Diskussion um räum-

liche Gerechtigkeit wird in Deutschland zudem vor allem verknüpft mi t Debatten um gleichwertige 
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Lebensverhältnissen, die wiederum andere konzeptionelle Schwerpunkte legt und Fragen räumlicher 

Governance betrachtet (siehe Beiträge in ARL Nachrichten 2020, ARL 2016; Koppers et al. 2018; Hahne 

et al. 2013; vgl. auch Kap. 3.2 ). Auch die aus der kritischen Geographie stammenden Beiträge zu Um-

weltgerechtigkeit nehmen zunehmend Fragen der räumlichen Verteilung von Umweltrisiken und -aus-

wirkungen in den Blick (z.B. Walker 2009; Walker / Bulkeley 2006; siehe Kap. 3.5). 

Was daran ist wichtig für das Projekt? 

Für das Projekt ReGerecht mit seinem Fokus auf Stadt-Land-Beziehungen und Landnutzungskonflikten 

ist die räumliche Sichtweise auf Gerechtigkeit mindestens in zweierlei Hinsicht interessant: Zum einen 

werden die bei Landnutzungskonflikten entstehenden räumliche Verteilung der positiven und negati-

ven Auswirkungen in den Fokus gerückt, zum anderen bieten die Forschungen zu rural justice und ih-

rem Fokus auf Verflechtungsbeziehungen von städtischen und ländlichen Räumen Ansätze, gere chte 
überkommunale Steuerungsinstrumente zu entwickeln. 

Bereits David Harvey hat herausgearbeitet, dass der Beitrag von (Teil-)Regionen zum kollektiven Wohl-

ergehen berücksichtigt werden sollte: „Diejenigen, von deren Aktivitäten die meisten profitieren (…) 

haben höhere Ansprüche als jene, von deren Aktivitäten weniger Menschen profitieren. Der Beitrag 

zum kollektiven Wohlergehen, den etwa eine Region (…) leistet, kann sich auch darin bemessen, in-

wieweit in der Region Lasten und Unannehmlichkeiten gebündelt sind: Müllentsorgung, Ressour-

cenabbau, Standorte für großflächige Infrastrukturen (Kraftwerke)“ (Redepenning 2013: 9). Dies liefert 

Ansatzpunkte für regionale Gerechtigkeit, wenn es gilt, die von einem Teilraum ausgehenden negati-
ven oder auch positiven Effekte in der Bestimmung regionaler Gerechtigkeit zu berücksichtigen.  

Geographische Forschungen zu spatial justice helfen in grundlegender Weise zu verstehen, dass Unge-

rechtigkeit in räumlicher Hinsicht produziert wird. Ihre Erkenntnisse erhöhen das Verständnis für die 

gesellschaftlichen Prozesse, die räumlich (un)gerechte Verhältnisse induziert haben und können zur 

Überwindung von Ungerechtigkeiten herangezogen werden. 

3.2. Raumplanung / Spatial Planning Studies: Zwischen Verteilung, Ermöglichung und 

Verwirklichung (Weith) 

Welches Problem wird adressiert 

Die Auseinandersetzung mit dem Begriff Gerechtigkeit ermöglicht es, für den Bereich der räumlichen 

Planung und Entwicklung die normativen Grundlagen des eigenen Handelns zu reflektieren und zu fun-

dieren. Denn „jede räumliche Planung ist implizit oder explizit bestimmten Normen, Werten, Leitbil-

dern unterworfen“ (Wolf 1998:41; vgl. auch Wachs 2013). Zugleich weisen Normentwicklung und 

Normsetzung räumliche Beziehungen auf (Philippopoulos-Mihalopoulos 2010; zur Kritik Barnett 2010).  

Räumliche Planungs- und Entwicklungsprozesse haben insgesamt einen starken Einfluß auf die direkte 

Verteilung von Landnutzungen und die Verortung von Infrastrukturen. Zugleich verursachen sie 

dadurch erhebliche raumwirksame Folgeentwicklungen. Die dabei zum Tragen kommenden Verfahren 

müssen zugleich spezifischen Verfahrensstandards entsprechen. Über bestehende oder auch neu aus-

zubildende räumlich-funktionale Wechselbeziehungen sind zugleich Fragen des Austausches und der 
Gegenseitigkeit von Leistungen von Interesse. 

Die Frage nach Gerechtigkeit(en) in der räumlichen Planung ermöglicht sowohl vorwärtsgerichtet den 

Blick auf zukünftiges Handeln als auch analytisch-wertend den Blick zurück auf bestehende Politiken, 
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Programme, Pläne und Konzepte. Dabei ist es zum besseren Verständnis der Diskussionen um die Prob-

lemlagen hilfreich, auch die Entstehung der gesellschaftlichen Auseinandersetzungen, sei es um 

Gleichwertigkeit, territoriale Kohäsion oder zum Leitbild einer nachhaltigen Raumentwicklung, mit in 

den Blick zu nehmen. Campell (1996) betont dazu explizit die Notwendigkeit des Aushandelns und der 

Offenlegung von Konflikten für Lösungen, die auch gerecht sind.  

Der gesellschaftliche Blick auf das Thema soll hier, dem Kontext dieses Diskussionspapiers entspre-

chend, in der alten Bundesrepublik der 1960er Jahr beginnen. Im ersten Raumordnungsbericht des 

Bundes (BT-Drs. IV/1492) werden im Jahr 1963 verteilungsbezogen räumliche Entwicklungsziele mit 

expliziter Ausgleichswirkung sowie Schwerpunktsetzung festgelegt, ohne explizit den Begriff der räum-

lichen Gerechtigkeit zu nutzen (vgl. auch Kapitel 3.3). „Die allgemeinen sozialen und wirtschaftlichen 

Verhältnisse sowie die kulturellen Einrichtungen sollen in denjenigen Gebieten verbessert werden, in 

denen die Lebensverhältnisse in ihrer Gesamtheit im Vergleich zum Bundesdurchschnitt wesentlich 

zurückgeblieben sind; insbesondere sollen in diesen Gebieten die Gemeinden mit zentralörtlicher Be-

deutung gefördert werden.“ (ebenda:36). Dies erfolgte insbesondere  auch unter dem Eindruck der 

zwei Jahre zuvor erfolgten östlichen Grenzschließung mit Blick auf das sogenannte Zonenrandgebiet. 

Dabei wird auch bereits explizit auf finanzielle Ausgleichsinstrumente (Finanzausgleich) hingewiesen. 

Im zwei Jahre später verabschiedeten Bundesraumordnungsgesetz werden diese Zielsetzungen mit 

expliziter Zielsetzung auf räumlicher Ausgewogenheit und Notwendigkeit von Strukturverbesserungen 

gesetzlich fixiert (BGBl. III 2300-1). 

Interessanterweise lassen sich erst danach in den 1970er Jahren, in Deutschland insbesondere organi-

siert über die ARL Akademie für Raumforschung und Landesplanung (jetzt Akademie für Raumentwick-

lung in der Leibniz-Gemeinschaft), im Zuge der Diskussion um gleichwertige Lebensverhältnisse inten-

sive wissenschaftliche Publikationsaktivitäten hierzu erkennen. Dabei verweist der Raumforscher Marx 

darauf, dass Gleichwertigkeit als „ausreichend empfundene Lebensbedingungen“ mit Blick auf vier 
Zieldimensionen verstanden werden kann (1977:64, dort mit weiteren Ausdiff erenzierungen):  

 Ausreichendes Angebot an Einkommenserzielungsmöglichkeiten (Lohnwert); 

 Ausreichende Versorgung mit nicht transportierbaren Dienstleistungen (Infrastruktur): Verwal-

tung, Gemeinschaftsdienste, Sicherheit und Risikovorsorge, Bildung, Gesundheit, Soziales, 

Rechtsbetreuung, Postwesen, Sport, Erholung und Freizeit; 

 Ausreichender Wohnwert (Wohnwert); 
 Ausreichender Freizeit- und Erholungswert. 

Dabei betont Hübler (1977:80) die Notwendigkeit des Verzichts auf mechanistische Ausgleichsüberle-

gungen. Er verweist dabei, wie im ersten Raumordnungsbericht sowie im ROG auch angeführt, auf 

existierende unterschiedlicher räumlicher Ausstattungen und ökologischer Rahmenbedingungen so-

wie die Differenzierung von möglichen und zugewiesenen Funktionen. Hie ran schließt sich eine lange 

Diskussion um funktionsräumliche Arbeitsteilung und ausgeglichene Funktionsräume an (vgl.  ARL 

1981, ARL 1984, ARL 1986). 

Wiederum ohne den Begriff der Raumgerechtigkeit zu nutzen, erhält im gesellschaftlichen Diskurs als 

auch in der wissenschaftlichen Diskussion die Auseinandersetzung um gleichwertige Lebensverhält-

nisse durch den Beitritt der fünf „Neuen Länder“ zur Bundesrepublik enormen Auftrieb (exemplarisch 

Raumordnungsbericht 1991, BT-Drs. 12/1098). Sie wird dabei v.a. geprägt vom Narrativ des „ostdeut-

schen Aufholens“ und „Einheit Herstellens“, um „auch“ in Ostdeutschland gleichwertige Lebensver-

hältnisse zu gewährleisten (vgl. z.B. Winkel 2017, Mäding 2017). Die Diskussion findet, nach mehreren 
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Erweiterungen der EU, dann in den späteren 1990er Jahren ihr europäisches Pendant in der verstärk-

ten Diskussion um eine territoriale Kohäsion auf europäischer Ebene (siehe Dabinett 2010). Dabei lässt 

sich jedoch keine explizite Auseinandersetzung mit ethisch-normativen Fragen der räumlichen Gerech-
tigkeit beobachten. 

Eine Renaissance der raumplanerischen Diskussion um gleichwertige Lebensverhältnisse lässt sich in 

den letzten Jahren erkennen. Ausschlaggebend hierfür war nicht die Auseinandersetzung mit neueren 

wissenschaftlichen Arbeiten, wie sie z.B. durch Soja 2010 (vgl. auch Kapitel 3.1) angestoßen wurden. 

Vielmehr war der politische Diskurs durch Wahlsiege / -niederlagen und in der Folge davon der Etab-

lierung von Enquete-Kommissionen auf Länderebene wie in Bayern bzw. auf Bundesebene (Kommis-

sion Gleichwertigkeit) ausschlaggebender Faktor. Aus diesem Kontext heraus sind auch die Arbeiten 
von Koppers et al. (2018) sowie der ARL zu verstehen. 

In ihrem Positionspapier zur Gleichwertigkeit verweist die ARL (2016) auf mehrere Gerechtigkeitsdi-

mensionen. Sie betont, unter Rückbezug auf § 2 des bundesdeutschen Raumordnungsgesetzes – und 

nicht mit Blick auf eine theoretisch-ethische Grundlage –  die Bedeutung der Chancengerechtigkeit. 

Diese wird explizit durch infrastrukturelle Rahmenbedingungen „in den Bereichen wie Bildung, Ge-

sundheit, Pflege, Kultur usw. geprägt“ (ebenda:13). Mit ihren Ausführungen, dass die räumliche Situa-

tion Ausdruck und Ursache für Benachteiligung oder Bevorzugung gesellschaftlicher Gruppen sein 

kann (ebenda:13) werden Fragen der sozialen Gerechtigkeit und Umweltgerechtigkeit angesprochen. 

Erstere werden durch die Verteuerung von Wohnraum oder die Unterversorgung mit bestimmten Inf-

rastrukturen der Daseinsvorsorge verletzt (ebenda:15). Auch Verfahrensgerechtigkeit, so die Autoren, 

ist ein wichtiger Aspekt gleichwertiger Lebensbedingungen (ebenda:17), insbesondere mit Blick auf die 

Vulnerabilität spezifischer Gruppen. Der Hauptfokus der Ausführungen liegt jedoch auf der (individu-

ellen) Chancengerechtigkeit als Wechselspiel zwischen räumlichen Voraussetzungen und Fähigkeiten 

der Individuen. Die räumliche Planung müsse hierzu  mit räumlich und sozial differenzierten Strategien 
einen Beitrag leisten (ebenda:17). 

Das Positionspapier verdeutlicht zugleich, dass Kategorien aus dem theoretisch-pränormativen Ge-

rechtigkeitsdiskurs wie z.B. Verteilungs- und Chancengerechtigkeit, zwar genutzt werden, sie jedoch 

inhaltlich keiner substantiellen Diskussion oder gar Ausgestaltung und Weiterentwicklung unterzogen 
werden. 

Zugleich zeigt die kurze Skizzierung der gesellschaftlichen Auseinandersetzungen auch, dass sich die 

Praxisperspektiven oftmals erheblich von der im Folgenden noch näher dargestellten wissenschafts-

orientierten Diskursen unterscheidet. Dieser in der Literatur bekannte Science-Policy-Gap lässt sich 
offensichtlich auch hier konstatieren (Diller/Thaler 2017). 

Was sind die theoretischen Grundlagen 

Bislang lässt sich kein einheitlicher theoretischer oder ethisch-normativer Zugang im Themenfeld Ge-

rechtigkeit und räumliche Planung erkennen. In einem sehr breiten Verständnis könnten alle wissen-

schaftlich-ethischen Beiträge, die einen Einfluss auf raumbezogene Politiken - insbesondere mit Blick 

auf die Realisierung sozialer Gerechtigkeit - haben, als Beitrag gewertet werden. Dann wären auch die 

Katholische Soziallehre, der Egalitarismus, sozialliberale Gerechtigkeitskonzepte, der Kommunitaris-

mus oder auch Hayeks Ausführungen zu ‚sozialer Gerechtigkeit als Illusion‘ eine Grundlage (vgl. Ebert 
2015). 

Der überwiegende Teil der Autoren in der fachlichen Debatte  bezieht sich jedoch auf die grundlegen-

den Ausführungen aus der politischen Philosophie aus Kapitel 1 und 2 (vgl . z.B. Fainstein 2009, Williams 
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2011, Davoudi 2013, Müller 2017, Dadashpoor/Alvandipour 2020). Dabei entwickeln einzelne Autoren, 

darauf aufbauend, andere Systematiken (vgl. z.B. Davy 2020) 

Als grundlegend für die städtischen Diskussionen können nach 1945 auch hier die Arbeiten von Lef-

ebvre und Harvey (s.o.) angesehen werden. Lefebvre (1968) geht es bei seinem Recht auf Stadt (Le 

droit à la ville) nicht nur um den Zugang zu (städtischen) Ressourcen, sondern um die aktive Teilhabe 

an Veränderungsprozessen, die aktive Mitgestaltung in Politik und Verwaltung  und somit Entwicklung 

der gesamten Stadt. Damit wird der ermöglichende sowie handlungsbezogene Charakter von Gerech-

tigkeit stark betont. Harvey, konzentriert sich dagegen, aus einer marxistischen Tradition kommend, 

stark an distributiven Fragen (1973: Social Justice and the City). Adäquate Formen der Auseinander-
setzung um „überörtliche“ Fragen der Raumgerechtigkeit lassen sich nicht finden.  

Einen neuen Schub in der inhaltlichen Auseinandersetzung lässt sich um die 2000er Jahre im Rahmen 

der planungstheoretischen Debatte erkennen. Aufbauend auf die Aufbauend auf polit ische Philoso-

phie von John Rawls und der soziologischen Theorie von Nancy Fraser (siehe Kapitel 2 und 3.1) entwi-

ckelt Fainstein (2009) Vorstellungen zu einer gerechten Stadt (just city). Sie definiert dabei (2009) 

“three hallmarks of urban justice“: Materielle Gleichheit / grundlegende Gleichwertigkeit (material 

equality), Vielfalt (diversity) und (gelebte) Demokratie (democracy). Sie stellt dabei den Bezug zur Ver-

teilungsgerechtigkeit (equality)  sowie zu Anerkennung, Ermöglichung und institutionellen Regelungen 

her (diversity und democracy). Sie diskutiert dabei auch gegenseitige trade offs und die Frage, wie weit 

die jeweiligen Regeln gehen sollen (Anerkennung von diversity versus Macht der Minderheiten über 

Andere / Mehrheiten). 

Mit seiner Arbeit zu Spatial Justice führt Soja (2010) in einem Buch seine planungstheoretischen wie 

praktischen Überlegungen ausführlich aus und führt in gewissen Weise die „Recht auf Stadt – Debatte“ 

in eine neue Richtung fort (vgl. auch Kapitel 3.1). Den Schwerpunkt bilden Ausführungen zum Zugang 

zu (großstädtischen) Infrastrukturen, hier zu verstehen als Betonung der Entwicklungsoptionen und -

möglichkeiten jeder/s Einzelnen. Dabei werden soziale Aspekte und Umweltaspekte explizit mitge-
dacht.  

Dabei wird die Frage nach der Erreichbarkeit und Zugänglichkeit von Räumen auch in anderen Kontex-

ten immer wieder adressiert, so z.B. im Zusammenhang mit der Entstehung und Nutzung von öffentli-

chen Freiräumen (Hackenbroch 2011, Kanai 2010) bis hin zu einem Indikatorensystem handhabbarer 

Kriterien bei Adli / Chowdhury / Shiftan (2019). Dabei verweisen da Schio / Boussauw /Sansen (2019) 

interessanterweise darauf, dass hohe Erreichbarkeit oftmals mit negativer Umweltqualitäten (z.B. Luft-
verschmutzung) einhergehen. 

Eine Diskussion im primär städtischen Kontext wird auch aktuell bei Tonkiss (2020) weitergeführt. Sie 

betont hierbei vor allem die Beseitigung von Ungleichheiten, bei der Lohn- und Einkommenspolitik, 

bei Beteiligungsverfahren, der Flächennutzungsplanung und der Bereitstellung von Infrastruktur. 

Eine explizit überörtliche Sicht entwickelt Dabinett (2010), in dem er die Diskussion um  spatial justice 

mit der europäischen Strukturpolitik und deren Wirkung am konkreten Beispiel von South Yorkshire 

untersucht. Die EU -Strukturpolitik wird auch von Rauhut & Humer (2020) näher betrachtet  – mit dem 

Ergebnis, dass offensichtlich die großräumige EU-Politik vorrangig die Zentren stärkt und ein Zentrum-
Peripherie-Gefälle unterstützt, statt ihm entgegenzutreten. 

Eine Differenzierung in mehrere räumliche Ebenen wird ganz im Sinne einer Mehrebenenpolitik inzwi-

schen als notwendige und wichtige Differenzierung angesehen (Davy 2020; allgemeiner bereits Cam-

pell 1996). Die Ausführungen von Williams (2011) - mit Rückbezügen zu Harvey, Lefebvre, Rawls, Young 
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und Nussbaum - betonen dabei explizit das Verständnis von Raum als Konstrukt. Daraus wird abgelei-

tet, daß räumliche Gerechtigkeit ebenso ein soziales Konstrukt darstellt. Die Argumentation steht da-
bei zumindest in einem Spannungsverhältnis zu universellen Gültigkeit des Gerechtigkeitsanspruches. 

Davoudi (2013) knüpft an die o.g. planungstheoretischen Diskussionen sowie an die Arbeiten von Fra-

ser und Young an und schlägt vor, statt der Fokussierung auf gerechte Prozesse oder gerechte Ergeb-

nisse (outcomes) sich auf eine gerechte Planung („just planning“; ebenda) zu beziehen. Dies umfasst 

neben dem Prozess- und Ergebnisbezug Anerkennung (recognition), Befähigung / Ermöglichung (cap-

ability) und Verantwortung (responsibility). Sie hebt dabei insbesondere auf die regionale oder lokale 

Unterschiedlichkeiten ab und fordert eine gerechte Verteilung politischer Macht in allen wesentlichen 

Interaktions- und Entscheidungsprozessen. Mit Blick auf die capabilities geht es ihr um die tatsächli-

chen und aktuellen Möglichkeiten der Lebensgestaltung. Verantwortung bezieht sich auf die Entwick-

lung in Richtung Nachhaltigkeit. Denn der Gerechtigkeitsdiskurs ist, so Davoudi (ebenda), eingebettet 
in die Weiterentwicklung des Leitbildes Nachhaltigkeit (vgl. auch Campell 1996). 

In eine ähnliche Richtung argumentiert Basta (2016) in ihrem Artikel From justice in planning toward 

planning for justice: A capability approach. Neben der stärkeren Ergebnisorientierung wird explizit auf 

die Einbeziehung der Fähigkeiten und der Möglichkeiten der Akteure abgehoben, diese zur Anwen-

dung bringen zu können (weiterführend auch Israel/Frankel 2017).  

Verwiesen sei im raumplanerischen Kontext noch auf die o.g. Ausführungen von Redepenning (2013). 

Zum kann er durch seinen Bezug zu unterschiedlichen Raumkonzepten als Weiterentwicklung der Dis-

kussion von Williams (2011) angesehen werden. Mit seinen Bezügen zu Verteilung, Beteiligung und 

Anerkennung schließt er auch soziologisch fundierte planungstheoretische Diskussionen auf  

(Fainstein, Davoudi). Und durch die besondere Betonung der sozialen Gerechtigkeit liefert er eine Brü-
cke zu den aktuellen planerischen Diskussionen um Koppers et al. (2018) mit Misoga (auch 2020).  

In den aktuellen raumplanerischen Diskussionen nehmen die Arbeiten von Koppers et al. (2018)  mit 

Miosga (2020) eine zentrale Rolle ein. Dabei werden vier Dimensionen besonders hervorgehoben: Ver-

teilungs-, Chancen-, Verfahrens- und Generationengerechtigkeit. Neben dem Bezug zur Verteilung von 

Ressourcen stehen somit gesellschaftlicher Teilhabe und Chancen zur individuellen Entfaltung (Selbst-

verwirklichung und Persönlichkeitsentwicklung, eigene Lebenspläne verwirklichen) sowie der An-

spruch auf öffentliche Leistungen der Daseinsvorsorge im Mittelpunkt. Hinzu kommt die Enkelgerech-

tigkeit, als intergenerationelle Gerechtigkeit im Sinne der Nachhaltigkeit. Anzumerken ist hierbei, dass 

die Entwicklungsmöglichkeiten von Kommunen oder Regionen nur indirekt (z.B. über die Dase insvor-
sorge) adressiert werden. 

Abschließend sei in diesem Abschnitt noch auf drei Punkte hingewiesen: 

(a) In den planerischen Ausführungen wird in der Regel die Dimension der Tauschgerechtigkeit in kei-

ner der dargestellten Ausführungen bislang explizit ausgeführt. Dies ist umso mehr von Interesse, da 

regionale Vergleiche in vielfacher Weise eine Grundlage für die planerische Diskussion um Gleichwer-
tigkeit darstellen. 

(b) In der internationalen Literatur wird der Begriff der räumlichen Gerechtigkeit (spatial justice) oft-

mals primär als Referenzgröße für die Kritik an aktuellen Planungspraktiken oder gegen kommunale 

Politik und Verwaltung genutzt (Gruntz 2015, Pailloux 2015). Eine vertiefte Auseinandersetzung mit 
dem Begriff findet dabei oftmals nicht oder wenig statt. 



 

24 

 

(c) Wenige Studien beziehen sich auf die Machbarkeit von Zielsetzungen räumlicher Gerechtigkeit. Eine 

der wenigen Ausnahmen bildet Tonkiss (2020). 

Aktuelle Debatten und Abgrenzungen / Überschneidungen 

Wie ausgeführt, stellen die Arbeiten von Koppers et al (2018) zusammen mit Miosga (2020) derzeit 
den Schwerpunkt der Diskussionen im planerischen Kontext dar.  

Neu hinzugekommen sind in den letzten Jahren Versuche, zusammenführende Lehrbücher und auch 

Überblicksartikel zu entwickeln. Beispielhaft sei hier zum einen das Buch von Müller (2017) genannt. 

Zum anderen führt der Artikel von Dadashpoor & Alvandipour (2020) reviewartig unterschiedliche Aus-

führungen zusammen und definiert fünf Schulen der inhaltlichen Diskussion. Differenziert werden  

„equity, communicative, just, critical-spatial, and southern schools“ (ebenda). Sie stellen einerseits 

eine erste Weiterentwicklung der inhaltlichen Diskussion dar. Die Autoren sprechen aber selbst von 

großen Überschneidungsbereichen und Schwierigkeiten bei den jeweiligen Zuordnungen und Abgren-

zungen. Sie können auch als Mischung unterschiedlicher genereller Planungsverständnisse angesehen 

werden (communicative planning, postmarxistische Diskussionen, postkoloniale Sichtweisen etc.).  

Der raumplanerische Diskurs lässt sich dabei nur schwierig von den (rein) geographischen Diskussions-

linien abgrenzen. Hier ergeben sich immer wieder gegenseitige Überschneidungsbereiche, wie sie auch 
bei einem breiten Verständnis von Raumwissenschaften nachvollziehbar sind. 

Zudem bestehen zu weiteren Diskussionslinien Verknüpfungen, die hier nicht  ausgeführt werden kön-
nen bzw. in anderen Unterkapiteln behandelt werden, so zu: 

 Rural Justice bei Nordberg (2020), mit grundsätzlichen Überlegungen sowie einem Fallbeispiel in 

Finnland;  

 Rural Studies mit der Verbindung zu Umweltgerechtigkeit (Pellow 2016) 

 poststrukturalistischen, feministischen und marxistischen Ansätze (Philippopoulos-Mihalopoulos 

2010, McClintock 2015) 

 Ungleichheit und Klimawandel (Aylett 2010) 

 „Food justice“, auch im Sinne urban-ruraler Verflechtungen (Hochedez / Le Gall  2016) 

 Landschaftsgerechtigkeit (landscape justice), auch mit Verknüpfungen zur Energiedebatte und 

dem Hinweis auf die notwendige Einbeziehung unterschiedlicher Akteursgruppen (other voices) in 

den Entscheidungsprozess (Mason / Milbourne 2014) 

 Energiepolitik von (Yenneti / Day / Golubchikov 2016; siehe auch Kap. 3.5)  

 Umweltgerechtigkeit in Kombination Ökosystemleistungen und Nature Capital sowie mit Erreich-

barkeit, auch von Grün- und Freiflächen (Mullin et al. 2018; da Schio / Boussauw / Sansen 2019; 

Kronenberg, J. et al. 2020; siehe auch Kap. 3.4) sowie als umweltbezogene Gerechtigkeit (Köckler 

2020) 

 Städtischer Freiraumplanung, v.a. mit Blick auf Verfügbarkeit, Zugänglichkeit und Inklusion (Jian / 

Luo / Chan 2020) 

 Gentrification (Rigolon / Németh 2018) 

 Resilienz (DeVerteuil / Golubchikov 2016) und die Möglichkeit, über die Stärkung und Umsetzung 

des Resilienzprinzips zugleich mehr räumliche (hier v.a. soziale) Gerechtigkeit zu gewinnen  

 den Folge der Finanzkrise und der daraus folgenden vielfältigen Verwerfungen (z.B. Hadjimichalis 
2011). 
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Methoden und empirische Fragen 

Für den raumplanerischen Kontext lassen sich mit Blick auf die dargestellten Quellen grundsätzlich drei 

methodische Vorgehensweisen differenzieren. 

(a) Einen Teil der Arbeiten bilden theoretisch –deduktive, zum Teil pränormative Ausführungen zum 

Begriff und zum Verständnis von räumlicher Gerechtigkeit. Sie sind immer wieder mit planungstheo-
retischen Diskussionen verknüpft (z.B. Fainstein, Davoudi).  

(b) Einen Großteil umfassen Fallbeispielanalysen, in denen zu Beginn eine mehr oder weniger umfang-

reiche Darstellung des eigenen Verständnisses von räumlicher Gerechtigkeit vorangeht. Vorrangig sind 
dies Studien auf städtischer Ebene, in wenigen Fällen auch auf regionaler Ebene (z.B. Dabinett 2010).  

(c) Wenige Autoren erstellen, im Sinne einer Mischung aus Review und Delphi-Verfahren eine Zusam-

menschau fachwissenschaftlicher Expertise (z.B. Dadashpoor/Alvandipour 2020). Sie integrieren dabei 

die in den anderen Kategorien zu nennenden Arbeiten. 

Bislang fehlen umfassende empirische Erhebungen zu den Einstellungen, zu Normen und Werten. 

Auch für das ReGerecht-Projekt konnten diese bislang aus Kapazitätsgründen nicht realisiert werden. 

Von Interesse wären insbesondere Analysen zu den Gerechtigkeitsvorstellungen unterschiedlicher Ak-
teursgruppen in verschiedenen räumlichen Einheiten (Stadt, Umland, Ländlicher Raum). 

Was ist wichtig für das Projekt? 

Für das ReGerecht-Projekt sind aus dem Kontext der raumplanerischen Debatte folgende Erkenntnisse 

bedeutsam: 

 Fragen der räumlichen Gerechtigkeit werden spätestens seit den 1960er Jahren diskutiert und 

reichen bis in die aktuellen planerischen Diskussionslinien. 

 Die Ausführungen beziehen sich schwerpunktartig auf die Interpretation der Verteilungsgerech-

tigkeit und institutionelle Gerechtigkeit. Hierzu werden in den letzten Jahren auch explizit die Be-

teiligungs- und Anerkennungsgerechtigkeit ausgeführt. 

 Ebenso in den letzten Jahren hinzugekommen sind Ausführungen zur intergenerationellen Ge-

rechtigkeit (Enkelgerechtigkeit) im Zuge der Nachhaltigkeitsdebatte. 
 Ausführungen zur Teilungsgerechtigkeit fehlen nahezu. 

3.3. Recht: Gleichwertige Lebensverhältnisse und regionale räumliche Gerechtigkeit 

als Leitvorstellung der Raumordnung (Köck) 

Welches Problem wird adressiert? 

Ein zentraler Ausgangspunkt der Auseinandersetzung um räumliche Gerechtigkeit liegt in der Beobach-

tung von Disparitäten19 und der Feststellung, dass diese nicht einfach schicksalshaft hinzunehmen sind, 

sondern ihnen durch die Gestaltung des Raumes, also durch Raumentwicklung als öffentliche Aufgabe, 

entgegenzuwirken ist. Dabei können verschiedene Perspektiven räumlicher Gerechtigkeit unterschie-

den werden. In einer Verteilungsperspektive geht es um die Wahrung bzw. Herstellung gleichwertiger 

Lebensverhältnisse, insbesondere durch eine Mindestausstattung infrastruktureller Daseinsvorsorge 

und durch eine faire Verteilung von raumbezogener Leistungen und Lasten. Die Versorgung mit „Inf-

                                                                 

19 Räumliche Ungleichheiten 
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rastrukturen“, wie etwa Straßen, Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungseinrichtungen, Tele-

kommunikationsleistungen, ÖPNV, Schulen, Kitas und Ladengeschäften des täglichen Bedarfs, gehört 

ebenso in diesen Zusammenhang, wie der Zugang zu Erholungsflächen (Blau/Grün-Strukturen), finan-

zielle Leistungen zur Raumentwicklung oder die Verteilung von Lasten des Raumes, die durch überört-

liche Festlegungen, wie etwa der Ausweisung von Polderräumen für das Management von Hochwas-

serereignissen, der Ausweisung von Windnutzungsräumen oder von Deponieräumen, erfolgt.  In einer 

Governanceperspektive über verbindliche Entscheidungen zur Entwicklung des Raumes geht es in die-

sem Zusammenhang um faire Entscheidungsverfahren und um partizipative Prozesse des Agenda Set-

ting. In einer Zukunftsperspektive geht es um die Wahrung bzw. Wiederherstellung von Chancenge-

rechtigkeit und um Generationengerechtigkeit, und in einer Umweltgerechtigkeitsperspektive um den 

Zugang zu Umweltressourcen und um Anforderungen an die Umweltqualität. 

Was sind die theoretisch-konzeptionellen und die rechtlichen Grundlagen der Forderung nach gleich-
wertigen Lebensverhältnissen? 

Der aktuelle gesellschaftlich-politische Diskurs über Raumgerechtigkeit ist in Deutschland mit dem 

Konzept der gleichwertigen Lebensverhältnisse eng verbunden. Ausschlaggebend dafür war nicht zu-

letzt ein erfolgreiches Volksbegehren im Freistaat Bayern, das im Jahre 2013 zur Aufnahme der gleich-

wertigen Lebensverhältnisse in die Bayerische Verfassung führte und so viel Schubkraft entwickelte, 

dass im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD aus dem Jahre 2018 das Thema auch für die Bundes-

ebene aufgegriffen worden ist. Neben einem Fördersystem für strukturschwache Regionen ist eine 

Kommission für gleichwertige Lebensverhältnisse eingerichtet worden, die konkrete Reformvor-
schläge erarbeitet hat (Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse 2018). 

Rechtlich wird darüber gestritten, ob die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse als ein Staats-

ziel und damit als eine Verfassungsdirektive verstanden werden muss, oder ob sie gänzlich zur Dispo-

sition der Politik steht (Kahl 2016). Wenngleich es gute Argumente dafür gibt, die gleichwertigen Le-

bensverhältnisse als einen Verfassungsauftrag zu begreifen, der aus dem Sozialstaatsprinzip abzuleiten 

ist (Schuppli 2020), ist einzuräumen, dass der Verfassung nur Mindestanforderungen entnommen wer-

den können, die unter dem Vorbehalt des Möglichen stehen und dem Gesetzgeber bzw. der Regierung 
viel Spielraum eröffnen (Schuppli 2020:69, mit Hinweisen auf die Rspr. des BVerfG). 

Für die Raumordnung ist demgegenüber explizit gesetzlich festgelegt, dass sie der Leitvorstellung der 

gleichwertigen Lebensverhältnisse verpflichtet ist (§ 1 II ROG). Was daraus folgt, ist im ROG allerdings 

weniger eindeutig geregelt. Immerhin findet sich in § 2 Abs. 2 Nr. 1 ROG der Grundsatz: „Im Gesamt-

raum der Bundesrepublik Deutschland und in seinen Teilräumen sind ausgeglichene soziale, infrastruk-

turelle, wirtschaftliche, ökologische und kulturelle Verhältnisse anzustreben.“ Präziser hatte sich im 

Jahre 1975 das von der Ministerkonferenz für Raumordnung beschlossene Bundesraumordnungspro-

gramm positioniert; dort heißt es: „Gleichwertige Lebensbedingungen im Sinne dieses Programms sind 

gegeben, wenn für die Bürger in allen Teilräumen des Bundesgebiets ein quantitativ und qualitativ 

angemessenes Angebot an Wohnungen, Erwerbsmöglichkeiten und öffentlichen Infrastruktureinrich-

tungen in zumutbarer Entfernung zur Verfügung steht und eine menschenwürdige Umwelt vorhanden 

ist; in keinem dieser Bereiche soll ein bestimmtes Niveau unterschritten werden“ (BT-Drs. 7/3584:6). 

Die Enquete-Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse in Bayern hatte 2017 in ihrem Abschluss-

bericht festgehalten: „Gleichwertig ist nicht gleichbedeutend mit „gleich“. Gleichwertige Lebensver-

hältnisse können also nicht die Gleichverteilung aller Güter und Infrastrukturen und damit die Nivel-

lierung aller Unterschiede bedeuten, sondern vielmehr eine Art „gleichgestellte Verschiedenartigkeit“. 

Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass regionale Disparitäten und Ungleichheiten bis zu einem gewis-
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sen Grad akzeptabel sind, wenn trotz Unterschiedlichkeiten und Vielfalt die annähernd gleichen Chan-

cen für die individuelle Entwicklung bestehen und sich Abweichungen in einem akzeptablen Rahmen 

bewegen. Die Hinnahme und Akzeptanz regionaler Differenzierungen bedeutet jedoch ni cht, dass auf 

die Bereitstellung einer grundlegenden Ausstattung mit Infrastrukturen der Daseinsvorsorge verzich-

tet werden und alles einem freien Spiel der Kräfte und einer hohen Diversität regionaler Entwicklungs-

pfade überlassen werden kann. Im Gegenteil sind sowohl eine Art staatlich garantierter „raumbezoge-

ner Grundsicherung“ als auch die Eröffnung vielfältiger individueller Entfaltungsmöglichkeiten not-

wendige, aber nicht hinreichende Voraussetzungen dafür, dass sich regionale Differenzen entfalten 

können und eine Akzeptanz regionaler Unterschiede möglich wird. Die Einheit in der Vielfalt erfordert 

auch in räumlicher Hinsicht, ein ausreichendes Maß an Zusammenhalt und Verlässlichkeit in der Absi-

cherung von Risiken der Gesellschaft zu gewährleisten“ (Bayerischer Landtag 2018:18). Ganz ähnlich 

auch das Verständnis der Kommission für gleichwertige Lebensverhältnisse. In ihren Schlussfolgerun-

gen heißt es: „Während viele Faktoren, die Lebensverhältnisse beeinflussen, individuell gegeneinander 

abgewogen werden können (günstiger oder teurer Wohnraum, naher oder weit entfernter Arbeits-

platz, Kultur- oder Naturnähe), müssen bestimmte Infrastrukturen und Angebote in einem Mindest-

maß verfügbar und erreichbar sein (Grundversorgung). Deshalb sollen die Ressourcen der öffentli-

chen Hand vorrangig so eingesetzt werden, dass in allen Regionen gleichwertige Angebote und Ent-

wicklungschancen geboten werden können. Im Ergebnis soll der gesellschaftliche Zusammenhalt in 
unserem Land gesichert werden“ (Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse 2018:9). 

Gemeinsam ist diesen Interpretationsversuchen die Vorstellung, dass jedenfalls ein Mindestmaß 

räumlicher Ausstattung zu gewährleisten (Schuppli 2020:67f.) bzw. ein Untermaß zu bestimmen ist, 

jenseits dessen Fördermaßnahmen für den betroffenen Raum Priorität haben. Auf welche Parameter 

es hierbei ankommt und welche Indikatoren für die Messung zugrunde zu legen sind, ist rechtlich bis-

lang nicht festgelegt. Diesem Defizit könnte durch ein „Maßstäbegesetz“, etwa in Form einer Rechts-

verordnung zum ROG oder auch einer Rechtsverordnung auf der Ebene eines Bundeslandes, begegnet 

werden. Wichtige Parameter/Indikatoren für Maßstäbe sind z.B. die Infrastrukturversorgung und die 

Umweltqualität. Werden Mindeststandards festgelegt, müssen bei deren (drohender) Unterschreitung 

konkrete Maßnahmen ausgelöst werden („Mindestmaßgebot“). Dies gilt v.a. für das Handeln öffentli-

cher Institutionen auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen. Auf die Investitionsentscheidungen Pri-
vater kann die Raumordnung demgegenüber nur sehr begrenzt Einfluss nehmen.  

Die Handlungsinstrumente der Raumordnung 

Zu einem solchen „Maßstäbegesetz“ hat sich die Politik bislang nicht durchringen können. Dabei mag 

eine Rolle gespielt haben, dass die Raumordnung insgesamt nur über begrenzte Möglichkeiten verfügt, 

raumordnerische Leitvorstellungen tatsächlich durchzusetzen. Das ROG nennt drei Instrumente der 

Durchsetzung: die Raumplanung, die raumordnerische Zusammenarbeit und die Abstimmung raum-

bedeutsamer Maßnahmen und Planungen (§§ 13 ff. ROG). 

 Die Raumplanung steuert Raumentwicklung über die Erfordernisse der Raumordnung, insbes. 

über Ziele der Raumordnung, die u.a. raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen öffentlicher 

Stellen binden (§ 4 ROG) und auch öffentliche Investitionen lenken sollen. Für die Herstellung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse ist die Festlegung Zentraler Orte als Ziele der Raumordnung 

(ZdR) von fundamentaler Bedeutung (Landesentwicklungsplan). Darüber hinaus könnte über die 

Festlegung besonderer Gemeindefunktionen (z.B. „Soziale Orte“; Kersten/Neu/Vogel 2017) nach-

gedacht werden, um spezifische Inhalte gleichwertiger Lebensverhältnisse auch außerhalb der tra-

dierten „Zentrale Orte“-Kategorie zu adressieren. Die Steuerungsfunktion der Raumplanung mit 

Blick auf die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse ist aber begrenzt, da über die Ziele der 
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Raumordnung zwar Räume für bestimmte Nutzungszwecke gesichert werden können, ein verbind-

liche Verknüpfung zur Lenkung öffentlicher Investitionen aber fehlt. Raumplanung ist stark insbe-

sondere in der Ordnungsfunktion, weniger stark in der Leistungsfunktion. 

 Die raumordnerische Zusammenarbeit zielt auf eine Zusammenarbeit der Träger der Landes- und 

Regionalplanung, anderer öffentliche Stellen mit Relevanz für die Ziele der Raumordnung, Perso-

nen des Privatrechts, NGOs und der Wirtschaft, um Ziele der Raumordnung zu erreichen. Das ROG 

sieht allerdings keine gesetzliche Verpflichtung zur Zusammenarbeit vor („sollen“). Eine Zusam-

menarbeit ist daher darauf angewiesen, dass „win-win“-Situationen identifiziert werden können. 

Gegenstände der Zusammenarbeit sind u.a.: Verträge zur Realisierung raumordnerischer Entwick-

lungskonzepte, die Erarbeitung regionaler Entwicklungskonzepte, der Aufbau interkommunaler 

Netzwerke und Regionalforen sowie die Etablierung von Raumbeobachtungsstrukturen. Letztere 

sind schon wichtig, um den Handlungsbedarf im Hinblick auf gleichwertige Lebensverhältnisse be-

stimmen zu können. Insgesamt ist festzuhalten, dass die raumordnerische Zusammenarbeit recht-

lich lediglich schwach verankert ist und weiterer Stärkung bedarf. 

Was ist wichtig für das Projekt? 

„Gleichwertige Lebensverhältnisse“ ist ein politischer und raumordnungsrechtlicher Zentralbegriff der 

raumbezogenen Gerechtigkeitsdiskussion. Er ist insbesondere auf der Landesebene (Beispiel: Bayern), 

aber auch auf der Bundesebene wieder sehr präsent geworden. Im Kontext des ReGerecht-Projektes 

wird es darauf ankommen, eine Stadt-Umland-regionale Perspektive auf die gleichwertigen Lebens-

verhältnisse zu entwickeln, ohne die Einbettung des Stadt-Umlandes in den Gesamtraum außer Acht 
zu lassen. 

Gleichwertige Lebensverhältnisse bilden zwar Kernaufgaben der Raumordnung, bedürfen aber gesetz-

licher Flankierung, weil die Instrumente der Raumordnung für sich allein zu schwach sind, um sie zu 

verwirklichen. Darüber hinaus ist wichtig, (wieder) in Erinnerung zu rufen, dass gleichwertige Lebens-

verhältnisse auch Umweltleistungen und Umweltqualität einschließen: räumliche Gerechtigkeit kann 
nicht von der Umweltgerechtigkeit getrennt werden. 

3.4. Gerechtigkeit und Land / Boden (Weith) 

Welches Problem wird adressiert 

„Land“ kann sowohl als physischer Gegebenheit als auch als soziale Konstruktion verstanden werden 

(Davy 2012:62). Der Umgang mit Land sowie die damit verbundenen normativen Grundlagen wie Ge-

rechtigkeit sind seit langem Gegenstand der wissenschaftlichen wie gesellschaftlichen Diskussionen. 

Aus der Sicht der politischen Philosophie wird die Frage nach Land und Eigentum spätestens seit Hume 

(siehe Kapitel 2.1) inhaltlich diskutiert. Auch heute stellt die Bodenfrage20 eine Frage der Gerechtigkeit 

dar (Davy 2018:273). 

Gerechtigkeit kann dabei als (handlungsleitender) Maßstab für die Handhabung von property rights 

(Verfügungsrechten) gelten (Richter / Furubotn 1996; siehe unten). Die Diskussionen um Gerechtigkeit 

und Land gestaltet sich heterogen. Im wissenschaftlichen Diskurs werden insbesondere die aus der 

politischen Philosophie bekannten Grundkategorien (v.a. Verteilungsgerechtigkeit und institutionelle 

Gerechtigkeit; vgl. Jacobs 1989, Uwayezu/de Vries 2019) adressiert. Wichtige Fragen sind der (rechts-

                                                                 

20 Boden wird, der fachlichen Diskussion folgend, in diesem Unterkapitel sinngleich zu „Land“ verstanden. 
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sichere) Zugang zu Grund und Boden (Wer darf welches / wieviel Land erwerben bzw. bewirtschaf-

ten?), sowie dessen Verteilungen inklusive der Veränderungen (Uwayezu/de Vries 2018 und 2019). 

Letztere spielte v.a. zu Beginn der 1990er Jahre in Europa nach dem Fall der Mauer und den damit 
einsetzenden Transformationsprozessen eine besondere Rolle (Blacksel l/Born 2002, Born 2005). 

Der Zugang zu Land (inklusive Vertreibung) als auch die Verteilung und der Anteil an spezifischen Land-

nutzungen (z.B. Naturschutz), d.h. Fragen nach Verteilungsgerechtigkeit und institutioneller Gerech-

tigkeit,  spielen auch in der politischen Diskussion um Land eine herausgehobene Rolle (vgl. auch Magel 

/ Thiel / Espinoza 2015). Eine besondere Bedeutung spielt hierbei die sozial gerechte Nutzung von Land 

(sozial gerechte Bodennutzung; siehe unten). Im politisch-gesellschaftlichen Kontext muss dabei zwi-

schen der internationalen Debatte und der Auseinandersetzung um konkrete Steuerungsinstrumente 
auf der nationalen Ebene unterschieden werden.  

Bereits in den Rio-Konventionen von 1993 wird die besondere Bedeutung von Land in Gerechtigkeits-

fragen hervorgehoben. Mit der Finanzkrise 2008 und dem damit verstärkt einher gehenden Phänomen 

des Land grabbing (als illegaler oder illegitimer Aneignung von Land) erlangt dieser Aspekt nochmals 

verstärkt Aufmerksamkeit (Semedi/Bakker 2014; Bachriadi/Suryana 2016; International Land Coalition 

2019). Die UN betont 2015 in der Auseinandersetzung um Menschenrechte in Land and Human Rights 

(UN 2015) auch landbezogene Rechte (non-discrimination and equality, right to adequate housing, 

right to property, rights of indonegious people to their traditional land). In den UN-Nachhaltigkeitszie-

len (SDGs) werden explizit in Punkt 1.4 und 2.3 Fragen der gerechten Landnutzung adressiert (siehe 

unten).  

Bei allen internationalen Forderungen bleibt allerdings unklar, welche spezifischen (v.a. quantitativen, 

d.h. vermeintlich messbaren) Maßstäbe für Verteilungsgerechtigkeit und Landzugangsgerechtigkeit 

gelten sollen. Dies insbesondere auch, weil dafür, auch nationalstaatlich, keine adäquaten Daten-

grundlagen bestehen (für Deutschland vgl. Tietz/Neumann/Volkenand 2021). Deshalb werden primär 
Fragen der Verfahrensgerechtigkeit behandelt. 

In Deutschland ist die politische Diskussion um die gerechte Nutzung von Boden und Land maßgeblich 

von Urteilen des Bundesverfassungsgerichtes BVerfG (aus Zeiten der alten Bundesrepublik) geprägt. 

Die Urteile des BVerfG von 1954 (BVerfGE 1954) und 1967 (BVerfG 1967) legen, zusätzlich zu den 

grundgesetzlichen Regelungen, die Grundlage für allokative und distributive Steuerungsmöglichkeiten 

(optimale Verwendung des Bodens und sozialgerechte Verteilung von Bodeneigentum und des Boden-

einkommen) sowie die besondere Berücksichtigung der Interessen der Allgemeinheit beim Boden (vgl. 
Davy 2018). 

Besonderen Niederschlag findet dies im § 1 Abs. 5 Satz 1 BauGB, der „eine dem Wohl der Allgemeinheit 

entsprechende sozialgerechte Bodennutzung“ als Maßstab festlegt. Damit verknüpft sich zugleich die 

Notwendigkeit staatlichen Handelns, sowohl im Bereich der Erfassung (z.B. durch Katasterwesen etc.) 

als  v.a. auch durch ein aktives Landmanagements zur Herstellung von Gerechtigkeit (Magel/Thiel/ 

Espinoza 2015:14). Davy spricht in diesem Zusammenhang auch von der Notwendigkeit einer respon-

siven Bodenpolitik (Davy 2018). Dazu sind unterschiedliche Instrumentarien einsetzbar, so z.B. Abga-

ben von Einkommen und Vermögen bei distributiven Fragen (z.B. aktuell Grunderwerbssteuergesetz-

gebung), agrarstrukturelle Regelungen (z.B. Reichssiedlungsgesetz, Grundstücksverkehrsgesetz) bei al-

lokativen Fragen. Der gesetzliche Maßstab der sozial gerechte Bodennutzung wird deshalb auch in der 

Bauland- und Liegenschaftspolitik immer wieder als Grundlage herangezogen, auch um die durch Bau-

recht ausgelöste Kosten und Lasten angemessen transparent und nachvollziehbar zu verteilen (Forum 
Baulandmanagement 2017:7). 
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§ 1 Abs. 5 Satz 1 BauGB kombiniert dabei nach Davy (2018) „Elemente der utilitaristischen Gerechtig-

keit („Wohl der Allgemeinheit“) und der sozialen Gerechtigkeit („sozialgerechte Bodennutzung“).“ 
(ebenda:273). 

Was sind die theoretischen Grundlagen 

Das (hier genutzte) grundlegende Verständnis von Land(nutzungs-)politik basiert auf der Definition von 

Verfügungsrechten (property rights; Richter / Furubotn 1996).21  Dies umfasst die Rechte, Ressourcen 

zu nutzen, sich Erträge aus der Nutzung anzueignen, Ressourcen zu verändern, ein Bündel aus Rechten 

oder Teilen von Ihnen zu übertragen, Nutzung zu unterlassen sowie andere von diesem Bündel an 
Rechten auszuschließen (Richter / Furubotn 1996; Davy 2012). 

Wichtige differenzierende Merkmale für Land sind demnach ökonomischer Wert und ökonomische 

Nutzung, ökologische Funktionen, die explizite Einbeziehung von Nicht-Nutzungsoptionen, unter-

schiedliche Formen des Landbesitzes und -zugangs, eine hohe Vielfalt an Akteursinteressen und -an-

sprüchen einschließlich der (Nicht-)Existenz territorialer Macht (Davy 2012:26/28). Die unterschiedli-

chen Eigentumsformen und Bodennutzungen lassen sich dabei nochmals vielfältig differenzieren (vgl. 
Davy 2015; Linke / Nyguyen 2015). 

Bislang läßt sich kein in Wissenschaft und Gesellschaft allgemein akzeptierter theoretisch-konzep-

toneller Rahmen zu „Landgerechtigkeit“ (land justice) benennen. Dies erschwert zugleich alle darauf 

abzielenden positiven wie negativen normativen Setzungen (z.B. die Definition von landgrabbing). In 

seinem umfassenden Werk Land policy beschreibt Davy (2012) mit einer Äußerung von Paine 1797 den 

schon frühen Bezug von Landpolitik (land policy) und Sozialpolitik (ebenda:29) und betont dabei den 

Widerspruch zur Sichtweise Adam Smiths, der – ganz im Humeschen Sinne – die Gerechtigkeit als Er-

halt von Privateigentum (private property) ansieht (Davy 2012:30). Dieses Spannungsfeld von Gemein-
wohl und Privatinteressen durchzeiht auch heute noch die Diskussionen um Land.  

Die Autoren knüpfen insgesamt auch an die in 3.1 bis 3.3. beschriebene lange historische Linie des  

Rechts auf Stadt (Lefebvre) und von Harvey sowie neueren Diskussionslinien (Nussbaum, Sen; vgl. Kap. 

2) an (vgl. auch Davy 2012). Dabei wird betont, dass konkrete Handlungsprinzipien immer als politische 

Setzung im Kontext gesellschaftlicher Grundverständnisse (z.B. frei entscheidende Individuen, Struk-

turdeterminismus, Existenz von Klassen etc.) verstanden werden müssen (Jacobs 1989; Perrin 2015; 

auch Davy 2020). 

Interessanterweise wird ein Großteil politisch gesetzten Zielvorstellungen (in Deutschland z.B. das 30 

ha – Ziel zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme), nicht explizit mit Vorstellungen zur Gerech-

tigkeit, hier insbesondere zur intergenerationellen Gerechtigkeit, diskutiert. Vielfach fehlt somit in der 

öffentlichen Diskussion bei politischen Debatten der theoretisch-konzeptionelle Rückbezug. 

Aktuelle Debatten und Abgrenzungen / Überschneidungen 

Aktuell fokussiert die wissenschaftliche land tenure - Debatte stark auf Fragen der sozialen Gerechtig-

keit. Diskutiert wird der Zugang zu Land und Wohnungen, prozessuale (institutionelle) Regularien bei 

städtischen Entwicklungsprozessen / Umbauprozessen für die armen Bevölkerungskreise bis hin zu 

Partizipation und Stadtmanagement sowie zu Verfügungsrechtegarantien (land tenure security), auch 

                                                                 

21 Bezug genommen wird hier auf die Mehrheitsmeinung in der Literatur. Abweichend davon z.B. Kolers 2009, Nine 2012  
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im Zusammenhang mit  Möglichkeiten des Landerwerbs (Uwayezu, E. / de Vries, W. T. 2019:2; U-

wayezu / de Vries 2018). „A city is spatially just if in all it’s parts individual’s rights, including land rights, 
are upheld” (Uwayezu / de Vries 2018:6). 

Gleichzeitig werden die Möglichkeiten zur Offenheit bei Entscheidungsprozessen, die langfristigen Ent-

wicklungsoptionen für Landnutzer sowie die Berücksichtigung von Folgeeffekten bei ansteigenden 

Landpreisen (hoher Preise = ungleicher Zugang, v.a. auch bei Landwirten betont (Jacobs 1989:25). Da-

bei wird auch die Frage diskutiert, ob sich verstärkt auf den Prozess oder die Outcomes fokussiert wer-
den soll (Jacobs 1989). 

Mit einer ähnlichen normativen Stoßrichtung werden derzeit die internationalen, europäischen wie 

nationalen politischen Debatten geführt. Aufbauend auf SDG 1.4 wird der Blick auf Eigentumskontrolle 

sowie Eigentumsrechte und -pflichten gelenkt („control over land and other forms of property“). In der 

kürzlich verabschiedeten New Leipzig Charter wird explizit eine aktive und strategische Landpolitik so-

wie Landnutzungsplanung gefordert (Kapitel D.1.1). Dies soll  neben der Lösung von Konflikten auch 

Regelungen zu Transparenz und lokalen Kontrolle von Eigentumsrechten beinhalten. Zugleich wird – 

mit Blick auf die intergenerative Gerechtigkeit – eine Reduzierung der Flächeninanspruchnahme durch 

Siedlung und Verkehr sowie eine ausgeglichene Flächennutzung als Zie l angegeben sowie die Vermei-

dung von Spekulation angemahnt. 

Ein Teil dieser Forderungen findet sich auch in den aktuellen Arbeiten politischer Beratungsgremien 

wieder. So fordert der WBGU (2020) einen nachhaltigen Umgang mit Land und eine gerechte Vertei-

lung von Lasten und Nutzen (ebenda:40). Unter Gerechtigkeitsaspekten wird ebenso der gerechter 

Zugang zu Ökosystemleistungen, Gendergerechtigkeit, die effektive und gerechte Einrichtung von 

Schutzgebieten (mit gerechtem Management), standortgerechte Waldentwicklung, Ernährungsge-

rechtigkeit und Generationengerechtigkeit gefordert. Dazu soll ein „Fonds für gerechten Übergang“ 

eingerichtet werden. 

In Deutschland werden derzeit wieder verstärkt Fragen nach einer sozial gerechten und nachhaltigen 

(intergenerativ gerechten) Bodennutzung diskutiert (Forum Baulandmanagement 2017; Bündnis Bo-

denwende). Dabei wird auch der Begriff des land grabbing genutzt, wenngleich sich die empirische 

Datengrundlage hierzu sehr heterogen gestaltet (Tietz/Neumann/Volkenand 2021). 

Die Diskussionen enthalten dabei verschiedene Anknüpfungspunkte zu weiteren Gerechtigkeitsdiskur-

sen, z.B. zum Zugang zu Grüner Infrastruktur / Grünflächen bei Environmental Justice – Debatte sowie 
zur Gentrification - Debatte um Verdrängungsprozesse. 

Methoden und empirische Fragen 

Die Auseinandersetzung um Gerechtigkeit und Land wird bislang entweder theorieorientiert abstrakt 

oder stark anwendungsbezogen-instrumentell geführt. Der theoretische Diskurs reflektiert hierbei nur 

partiell anwendungsbezogene Fragen (vgl. z.B. Hall 2013, Uwayezu / de Vries, W. 2018). Die anwen-

dungsbezogenen Darstellungen stellen in der Regel, neben der Fallstudien zur Anwendung von Instru-

menten und Handlungsempfehlungen dar (vgl. z.B. Bundesverband der gemeinnützigen Landgesell-

schaften BLG 2021). Dies geschieht vorrangig für die kommunale Ebene (vgl. Forum Baulandpolitik 
2017), überörtliche Ansätze finden weniger Beachtung (immer noch aktuell Weith 2007). 

Umfassende empirische Analysen, insbesondere zu Eigentumsstrukturen und -veränderungen, fehlen 

bislang. Symptomatisch hierfür steht die Erhebung von Zahlen zum „Land grabbing“. Die Angaben auf 

den internationalen Plattformen (z.B. landmatrix, landcoalition) variieren bei Angaben zu einzelnen 
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Ländern zum Teil um den Faktor 10. Auch auf nationaler Ebene in Deutschland ist die Datenlage zum 

Grundeigentum wenig übersichtlich (vgl. Tietz/Neumann/Volkenand 2021). 

Evaluative Studien zur institutionellen wie distributiven Gerechtigkeit Land- und Bodenpolitiken fehlen 

bislang. Hier existieren lediglich erste Ansätze (Uwayezu / de Vries, W. 2018). Die Thematik der Tausch-

gerechtigkeit wird bislang, bis auf juristische Fragen im engeren Sinne, lediglich indirekt im Rahmen 

der Diskussion um handelbare Flächenausweisungsrechte (Umweltbundesamt 2019) angesprochen. 

Zusammenfassend zeigen sich somit sowohl Defizite im theoretisch-konzeptionellen Diskurs als auch 

erhebliche empirische Lücken. Ersteren soll mit diesem Diskussionspapier mit entgegengetreten wer-
den. 

Was ist wichtig für das Projekt? 

Im Rahmen des  ReGerecht-Projektes fokussiert sich der theoretische Diskurs auf einen regionalen 

Stadt-Land-Ausgleich und wird somit vorrangig handlungsbezogen im geographisch-raumplanerischen 
Kontext vorangetrieben (siehe dort). 

Sowohl aus wissenschaftlicher als auch aus praktischer Sicht eine große Herausforderung stellt die 

Operationalisierung eines gerechten Zugangs zu Landeigentum und Landnutzungsrechten und den da-

für nutzbaren Kriterien dar. Hierzu existieren, mit Ausnahme von politisch motivierten Arbeiten zum 

Globalen Süden (exemplarisch UN-Habitat 2012), nahezu keine umfassenden wissenschaftlichen Ar-

beiten. Dies insbesondere auch deshalb, weil im Globalen Norden eine Vielzahl codifizierter Normen 

(Eigentumsrechte, Katasterwesen etc.) existieren, die mit hohen juristischen Verfahrensstandards er-

arbeitet wurden, und zugleich spezifischen Maßstäben der Verteilungsgerechtigkeit und institutionel-

len Gerechtigkeit folgen. Inwieweit insofern diese Frage im Projekt behandelbar sei w ird, bleibt offen. 

Zugleich muss konstatiert werden, dass eine zum grundlegenden Verständnis des Zugangs zu Land so-

wie dessen Veränderung und damit einhergehende Veränderung von Eigentum rsp. Nutzungsoptionen 

aus historischer Sicht zwar sicherlich hilfreich wäre, jedoch allein aus Kapazitätsgründen nicht Gegen-
stand des Projektes sein kann. 

Für die im ReGerecht-Projekt adressierten praxisorientierten Fragen eines regional organisierten 

Stadt-Land-Ausgleiches ist in diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung, welche Zuständig-

keiten auf welcher räumlichen Ebene liegen bzw. wo letztendlich getroffen werden. Grundsätzliche 

rechtliche Regelungen, die einen Zugang zu Grund und Boden ermöglichen, werden im Bund (Grund-

stücksverkehrsgesetz, Reichssiedlungsgesetz, BauGB etc.) oder in den Ländern (z.B. Katasterwesen / 

Transparenz, Grunderwerbssteuer, Existenz von Grundstücksfonds) getroffen. Auf regionaler und 

kommunaler Ebene sind begrenzt Einflussmöglichkeiten über die Planungspolitiken (mit landespoliti-

scher Ausgestaltungskomponente) sowie Abgaben (z.B. Grundsteuer-Hebesätze) möglich. Von beson-

derer Bedeutung dort sind die Möglichkeiten kooperativen Handelns (Information, Kommunikation, 
Kooperation) und die kreative Verschränkung der Planungspolitiken.  

Eigene empirische Erhebungen zum (regionalen) Bodenmarkt wären aus wissenschaftlicher Sicht (Zu-

gang zu Land und Verfügbarkeit über Land) ebenso grundsätzlich von großem Interesse. Dabei wäre 

auch zu überlegen, wie hier eine größere Transparenz sowie eine Verknüpfung zu Beteiligungsverfah-

ren hergestellt werden kann (institutionelle Gerechtigkeit). Mit Blick auf die Dimension Verteilungsge-

rechtigkeit wäre im Anschluss daran die Frage diskutierbar, welche Konsequenzen sich aus der Vertei-

lung ergeben (Marktpositionen, Wertsteigerungen etc.). Nach Rücksprache mit notwendigerweise ein-

zubeziehenden regionalen Bodenmarktakteuren als auch mit Durchführenden aktueller empirischer 
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Studien wird dies aufgrund unüberwindlicher Restriktionen beim Datenzugang jedoch als nicht erfolg-

versprechend eingestuft. Auf eine Realisierung wird deshalb verzichtet. Die Frage nach Herstellung 
einer stärkeren Transparenz wird weiterhin diskutiert. 

Aus Sicht der Autoren sollte im Feld Gerechtigkeit und Land zukünftig der Dimension der Tauschge-

rechtigkeit verstärkt Aufmerksamkeit geschenkt werden. Dies bezieht sich insbesondere auf den Aus-

gleich zwischen Stadt und Land Dabei würden nicht konkrete Flächen (bzw. das Eigentum daran) ge-

tauscht, sondern die damit verbundenen Leistungen bzw. Funktionen. Ausgangspunkt ist dann die Ana-

lyse der jeweils für einen Teilraum (Stadt – Umland – Land) erbrachten Leistungen bzw. dessen Funk-

tionen sein (Wohnen, Erholung, Verkehr etc.). In einem zweiten Schritt wäre zu klären, welche Wech-

selbeziehungen zwischen den Flächen und Teilräumen bestehen, und wie diese, bei ungleicher Vertei-

lung oder der Entstehung von Folgeeffekten / Belastungen, gleichwertig ausgeglichen werden können 

(Funktion, Flächengröße, Wert, Entwicklungsoptionen). Ein solch komplexes Vorgehen ist bisl ang we-

der theoretisch noch praktisch vollständig entwickelt. Erste Schritte hierzu sollen deshalb im  

ReGerecht-Projekt etabliert werden. Dabei ist insbesondere auf eine verstärkte Verknüpfung der The-

menfelder der räumlichen Entwicklung und der Bodenpolitik zu achten (Gerber / Hartmann / Hengst-

ermann 2018).  

3.5. Umweltgerechtigkeit (Doernberg / Eichenauer / Köck / Weith) 

Welches Problem wird adressiert? 

Umweltgerechtigkeit kann als normatives Konzept und gleichzeitig als soziale Bewegung verstanden 

werden, aus der es heraus in den 1970er Jahren in den USA entstanden ist (Schlosberg 2004, 2007; 

Cook et al. 2012). Dieser politische Bezug spiegelt sich auch in internationalen Debatten wider. So bil-

det Umweltgerechtigkeit einen zentralen Referenzrahmen für die Sustainable Development Goals der 

Vereinten Nationen (UN-SDG). Gleichwohl zeigen sich länderspezifische Ausrichtungen sowohl in ge-

sellschaftspolitischer, wie akademischer Hinsicht. Während z.B. in den USA nach wie vor kritische und 

bewegungsorientierte Forschung im Zentrum von Umweltgerechtigkeit steht (siehe z.B. auch die De-

batten um Spatial Justice Kap. 3.1), dominieren im deutschen Kontext Fragen der räumlichen Betrof-

fenheit von Umweltauswirkungen als Kategorie sozialer Ungleichheit (z.B. Maschewsky 2004; 

Bolte/Mielck 2004). Deutlich wird aber stets die enge Verknüpfung zur Raumkategorie. Insgesamt fällt 

auf, dass in Deutschland der Fokus von Umweltgerechtigkeit v. a. auf gesundheitsrelevanten Umwelt-

belastungen und dem sozio-ökonomischen Status der Bevölkerung lag/liegt und v.a. Belastungen und 

Risiken betrachtet werden (Bolte & Mielck 2004; UMID 2011, 2014; SenUVK 2019). Außerdem werden 

schwerpunktmäßig Städte beforscht, beplant und gemonitort (z. B. Berliner Modellvorhaben zur Um-

weltgerechtigkeit, Umweltatlas Berlin 2020, Sander 2019). Eine Ausnahme davon ist z. B. der Aufruf 

des Landes NRW zu nachhaltigen Verbesserung der natürlichen Umwelt und der Klima- und Umwelt-

bedingungen zugunsten der Biodiversität und der Menschen in Quartieren, Städten und Stadtumland-

gebieten im Rahmen des EFRE-Programm, welches explizit Stadtumlandräume mit einbezieht 
(MWEIMH o. J.). 
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Was sind die theoretischen Grundlagen? 

Theoretische Debatten sind im deutschen Kontext kaum zu finden. 22 Im Folgenden soll daher an pro-

minente Diskursstränge aus dem anglo-amerikanischen Raum angeknüpft werden. Eine zentrale und 

umfassend rezipierte Konzeption von Umweltgerechtigkeit liefert der US-amerikanische Politikwissen-

schaftler David Schlosberg. Er kritisiert, dass bisherige Bezüge zum Begriff der Umweltgerechtigkeit vor 

allem auf die von John Rawls inspirierte Frage der Verteilungs(un-)gerechtigkeit fokussierten und neu-

ere philosophische Ansätze, wie die aus der kritischen Theorie abgeleitete Frage von Anerkennung 

nach Autor*innen wie  Iris Young, Nancy Fraser oder Axel Honneth oder auch der Capablility Ansatz 

von Amartya Sen und Martha Nussbaum außen vor gelassen wurden (Schlosberg 2007). Er schlägt da-

her ein viergliedriges Konzept von Umweltgerechtigkeit, dass die Wechselwirkungen von Verteilung, 
Anerkennung, Verfahren und Befähigung (capability) betont.  

a) Gerechtigkeit als Verteilung: Gerechtigkeit bezieht sich auf die grundlegende Verteiligungsstruk-

tur innerhalb einer Gesellschaft. Mit John Rawls wird hier unter Gerechtigkeit die angemessene 

Verteilung gesellschaftlicher Vorteile verstanden (Schlosberg 2007: 9-10), deren Bedingungen hin-

ter dem „Schleier des Nichtwissens“ (Rawls 2019; 1975) ausgehandelt werden müssen. 

b) Gerechtigkeit als Anerkennung: Kritische Ansätze, wie die von Iris Young (1990) betonen, dass 

man auch die Gründe und Mechanismen hinter den Verteilungsmechanismen betrachten soll und 

anstelle einer theoretischen Position, wie bei Rawls viel mehr empirische, praktisch erfahrbare 

Ungerechtigkeiten in den Fokus rücken soll. Umweltgerechtigkeit als empirisches Konzept muss 

Anerkennung als Dimension von Ungerechtigkeit explizit mitbetrachten. 

c) Gerechtigkeit als Verfahren: Verfahrensgerechtigkeit ist das Mittel, um Anerkennungs- und Ver-

teilungsgerechtigkeit zu erreichen. Partizipation und Teilhabe kommen hier eine Schlüsselfunktion 

zu. Deutlich zeigt dies die Verschränkung der drei Dimensionen. Mit Nancy Fraser (1998) argumen-

tiert Schlosberg, dass Teilhabe sowohl durch ungerechte Verteilung von Ressourcen, aber auch 

durch mangelnde Anerkennung drastisch eingeschränkt sein kann, auch trotz formell-institutiona-

lisierter Verfahren. 

d) Gerechtigkeit als Befähigung: Schließlich betont der vierte Aspekt die Fähigkeit des Einzelnen, in-

dividuelle Vorstellungen des guten Lebens auch verwirklichen zu können. 

Ausgehend von den theoretischen Arbeiten von Schlosberg fokussiert Walker (2009) auf die räumli-

chen Verschränkungen von Umweltgerechtigkeit, die im Rahmen des Projektes insbesondere relevant 

sind. Er betont, dass (1) ein eindimensionales Gerechtigkeitsverständnis, welches nur auf die räumliche 

Verteilung von Umweltauswirkungen fokussiert unzureichend ist, um (Un-)Gerechtigkeit zu analysie-

ren und, dass (2) es stark Kontext- und Fallabhängig ist, was überhaupt als (un-)gerecht empfunden 

wird. Die Frage von Verantwortung und Entscheidungsgewalt muss in einen räumlichen Bezug gesetzt 

werden: Wer entscheidet und wer hat die Konsequenzen zu tragen? (Walker 2009: 623). Fehlende 

Anerkennung zeigt sich zumeist in „place stigmatization“ (Walker 2009: 627), also räumlicher Stigma-

tisierung als bspw. dreckig oder zurückgeblieben, die sich auch im Stadt-Land-Kontext immer wieder 

abzeichnen. Verfahrensgerechtigkeit zeigt sich durch Zugang, Information und auch Machtkonstellati-
onen in Verfahren. 

  

                                                                 

22 Eine der wenigen Ausnahmen bildet z.B. Köckler 2017  
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Aktuelle Debatten und Abgrenzung zu anderen Konzepten 

Studien, die sich mit sozialen Aspekte der Umweltpolitik und des Umweltschutzes befassen, untersu-

chen die Verteilungswirkung umweltpolitischer Maßnahmen und Instrumente auf ihre Wirkungen auf 

private Haushalte, wobei hier dann teilweise zwischen städtischen und ländlichen Raum unterschieden 

wird (Jacob et al. 2019). Auch die großen deutschen Umweltverbände (DNR, BUND, NABU, DUH) haben 

das Thema aufgegriffen und u. a. eine Broschüre „Gerechtigkeit durch Umweltschutz veröffentlicht 

(DNR 2009). Interessanterweise fasst z. B. die DUH das Thema Umweltgerechtigkeit deutlich weiter 
und bezieht auch Aspekte wie den Zugang zu Energie und gesunder Ernährung mi t ein (DUH o. J.). 

Deutlich werden dabei immer wieder die Bezüge zu anderen Gerechtigkeitsdebatten, wie sie in Teilen 

auch im vorliegenden Papier aufgegriffen wurden. Julian Agyeman et al. stellen die Frage sozialer Ge-

rechtigkeit ins Zentrum ihrer Auseinandersetzung mit dem Begriff der Nachhaltigkeit (Agyemann et al. 

2003). Jenkins (2018) betont hingegen die Unterschiede zwischen Umwelt- und Energiegerechtigkeit, 

die sich nicht nur aus dem thematischen Fokus, sondern insbesondere in der Abgrenzung zu sozialen 

Bewegungen zeigt. Eine ähnlich bewegungsorientierte wissenschaftliche Debatte wird hingegen mit 

Blick auf Klimagerechtigkeit geführt (Heffron/McCauley 2017), die die Frage der Generationengerech-

tigkeit der Klimaauswirkungen betont, und schließlich immer wieder auch i n Forschung zu räumlicher 

Gerechtigkeit (z.B. Harvey 1973; 2009, Soja 2010).  

In Ergänzung zu dem Begriff Umweltgerechtigkeit (Environmental Justice) wird in manchen Zusam-

menhängen der Begriff Ökologische Gerechtigkeit (Ecological Justice) verwendet. Dieser stellt stärker 

die Beziehung von Mensch und Natur und die Rechte aller Lebewesen in den Mittelpunkt der Betrach-

tung und behandelt z. B. Fragen der Externalisierung von Umweltkosten oder Gemeinschaftsgütern 

(vgl. Schlosberg 2007). Im Folgenden soll insbesondere auf den Begriff der Umweltgerechtigkeit ein-

gegangen werden. Bezüge zu Ökologischer Gerechtigkeit finden sich insbesondere in Kap. 3.6 zu Öko-

systemleistungen und Gerechtigkeit. 

Was ist daran wichtig für das Projekt?  

Ansätze der Umweltgerechtigkeit sind für ReGerecht in vielerlei Hinsicht relevant. Einerseits zeigt das 

von Schlosberg dargelegte dreidimensionale Konzept von Verteilung-, Verfahrens- und Anerkennungs-

gerechtigkeit zentrale empirische Fragestellen, wie insbesondere die Befassung mit Interessenskon-

flikten und Gerechtigkeit im Kontext von Energiewendeinfrastrukturen. Die enge Verbindung zum Kon-

zept der Energiegerechtigkeit, aber auch der geografisch orientierten Spatial Justice, ist offenkundig. 

Insbesondere Fragen des gerechten Ausbaus von Energiewendeinfrastruktur aber auch der Handlungs-

fähigkeit kleiner Kommunen als Akteure der Energiewende können hier kritisch beleuchtet werden. 

Andererseits hilft die Debatte um ökologische Gerechtigkeit, die im Verlauf in Kap. 3.6 aufgegriffen 

wird, materiell-biologischen Aspekte gesellschaftlichen Handelns stärker in den Blick zu nehmen. Ins-

besondere im Kontext von Landnutzungskonflikten muss dieser Aspekt in Gerechtigkeitsdebatten stär-
ker Berücksichtigung finden. 
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3.6. Ökosystemleistungen und Gerechtigkeit (Doernberg / Eichenauer) 

Welches Problem schaut sich das Konzept an? 

Das Ökosystemleistungskonzept (ÖSL-Konzept) hat seinen Ursprung in der ökonomischen Ökologie 

und dem Naturschutz und wurde u. a. entwickelt, um zusätzliche und v. a. ökonomische Argumente 

für den Erhalt biologischer Vielfalt zu haben, die über den Eigenwert der Natur (Ecological Justice) hin-

ausgehen, und die (wirtschaftliche) Abhängigkeit der Gesellschaft von natürlichen Ökosystemen bes-

ser vermitteln (ESP-DE, Gomez-Baggethun et al. 2010). Der Ansatz, der Mensch-Umwelt-Beziehungen 

neu konzeptualisiert, existiert in verschiedenen Variationen, wobei eine der ersten und international 

maßgeblichen Definition vom Millennium Ecosystem Assessment (MEA) stammt. Hier werden Ökosys-

temleistungen als der Nutzen definiert, den Menschen aus Ökosystemen ziehen (MEA 2005). MEA un-

terscheidet zwischen versorgenden (z. B. Nahrung, Trinkwasser), regulierenden (z. B. Klimaregulierung, 

Wasserreinigung), kulturellen (z. B. Erholung, Bildung) und unterstützenden Leistungen (Nährstoff-

kreislauf) und stellt die Verknüpfung zu verschiedenen Dimensionen von gesellschaftlichem Wohler-

gehen (well-being) her.  

Das ÖSL-Konzept hat große Verbreitung in Wissenschaft und Politik gefunden, da es einen Analyserah-

men für die vielfältigen Wege ist, wie die Natur zum menschlichen Wohlergehen beiträgt (Horcea-

Milcu et al. 2016) und Entscheidungen von Politiker unterstützen kann (Daily 2009). In den letzten 

Jahren ist der ÖSL-Ansatz in zahlreichen hochrangigen internationalen, europäischen und nationalen 

Vereinbarungen, Politikstrategien und –plattformen wie der Convention on Biological Diversity, EU 

Biodiversitätsstrategie oder der Intergovernmental Platform on Biodiversity and Ecosystem Services 

(IPBES, https://ipbes.net/) aufgenommen worden (Lautenbach et al. 2019).  

Fragen von Gerechtigkeit, Fairness und Gleichheit sowie der Verteilung des Wohlstands zwischen ver-

schiedenen gesellschaftlichen Gruppen und Stakeholdern, aber auch Generationen (intra-generatio-

nelle Gerechtigkeit) werden weitgehend ausblendet oder sind auf konzeptioneller Ebene schwach o-

der nicht eindeutig angelegt (Lele 2013b; Chaudhary et al 2018). Die Integration dieser Aspekte in den 

Ansatz der Ökosystemleistungen („Justices and Injustices of Ecosystem Services“, Sikor 2013) sind da-

her ein relativ neues Forschungsgebiet, dass v. a. in der Political Ecology, Urban Political Ecology, Kriti-

schen Geographie und häufig interdisziplinär bearbeitet werden (Cook et al. 2012; Ernston 2013).  

Was sind die theoretischen-konzeptionellen Grundlagen? 

Das ÖSL-Konzept existiert in verschiedene Variationen. Am weitesten verbreitet sind das MEA (2005) 

und die Ökosystemleistungskaskade von Haynes-Young & Potschin 2010.  

Der Ökosystemleistungsansatz ist durch verschiedene Analyse- und Bewertungsansätze wie MEA, CI-

CES, TEEB bereits konzeptionell und methodisch operationalisiert, da er nicht nur als normativer oder 
theoretischer Ansatz existiert, sondern als Politik- und Governance-Instrument Anwendung findet.  

Gerechtigkeitsfragen von Ökosystemleistungen sind sehr eng mit den Debatten um Umweltgerechtig-

keit (Environmental Justice), Ökologische Gerechtigkeit (Ecological Justice) und Klimagerechtigkeit ver-

knüpft (siehe oben). Zahlreiche Artikel stellen einen inhaltlichen Bezug zwischen ÖSL und Umweltge-

rechtigkeit her, aber nur wenige theoretisch-konzeptionell und stellen eigene Frameworks zu deren 

Verknüpfung und Analyse bereit (z. B. Ernston 2013; Lele et al. 2013a; Pascual et al. 2014). Eine wich-

tige Ergänzung entwickelt Pascual et al. 2014 mit der Dimension „Kontext“ und macht in seiner Arbeit 

darauf aufmerksam, dass die drei miteinander verknüpften Gerechtigkeitsvorstellungen auch kontext-
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abhängig sind. Mit Kontext meint Pascual „die umgebenden sozialen Bedingungen (z.B. Machtdynami-

ken, Geschlecht, Bildung), die die Fähigkeit der Akteure beeinflussen, Anerkennung zu erlangen, an 

Entscheidungsprozessen teilzunehmen und sich für eine gerechte Verteilung einzusetzen“ (S. 1028). 

Der Capability-Ansatz bzw. Theorie (capabilities theory), der auch zentral für Schlosbergs (2007) Kon-

zeption der Umweltgerechtigkeit ist, stellt eine alternative Verknüpfung zwischen ÖSL, Wohlergehen 
und Gerechtigkeit her (Polishuk & Rauschmayer 2012): 

„Das zentrale Argument ist, dass es bei der Gerechtigkeit nicht darum geht, eine angemessene 

Verteilung der Dinge zwischen den Menschen zu erreichen (Rawls' "primäre Güter"), sondern 

darum, dass die Menschen in der Lage sind, ein Leben zu führen, das sie als lebenswert erach-
ten“ ([Sen und Nussbaum, 1993]. Edwards 2016: S. 2). 

Aktuelle Debatten und Abgrenzung zu anderen Konzepten 

Bislang widmet sich ein relativ großer Teil der Forschung zu ÖSL und Gerechtigkeit distributiver Ge-

rechtigkeit und untersucht die unterschiedliche soziale und räumliche Verteilung von Vorteilen oder 

dem Nutzen (Benefits) von Ökosystemleistungen sowie den gerechten Zugang zu Umweltgütern bzw. 

natürlichen Ressourcen wie sauberes Trinkwasser, Holz, Grün- und Freiflächen etc. Im städtischen 

Raum wird bspw. der räumliche, zeitliche und soziale Zugang für verschiedenste Bevölkerungsgruppen 

wie Migranten, Jugendliche, Ältere Menschen zu Grün- und Parkflächen untersucht (Enssle & Kabisch 

2020). Allein schon die Betrachtung von Verteilungsgerechtigkeit besitzt mindestens drei Aspekte:  

1. Angebot (wo werden welche ÖSL produziert), 2. Zugang (Wo und vom wem können welche ÖSL 

genutzt werden?), 3: Nachfrage: (Wer braucht welche ÖSL wo?) (Geneletti 2020). Ein anderer großer 

Forschungsstrang befasst sich mit den Trade-offs bzw. Mismatches von ÖSL (Geijzendorfer et al. 2013; 

Daswon 2017, Spyra et al. 2020), die Fragen von Gleichheit (equity), Gerechtigkeit (justice) , aber auch 

der Effizienz von Ecosystem-Governance beeinhalten. Diese Forschung ist wichtig, um zu verstehen, 

ob und wann win-win-Situationen überhaupt möglich sind, wann trade-offs gerechtigkeitsrelevant und 

dann z. B. einer Steuerung / Intervention bedürfen. Insbesondere die räumliche Planung (z. B. Land-

schaftsplanung) muss sich mit trade-offs und mismatches von und zwischen ÖSL als auch den Wün-

schen und Ansprüchen verschiedener Interessensgruppen auseinandersetzen und Differenzen zwi-

schen denen die von den ÖSL profitieren und solchen die sie erstellen und verwalten moderieren  
(Turkelboom et al. 2018; Vallet 2020). 

Die Forschung zu Umweltgerechtigkeit (siehe Kap. 3.5) befasst sich zunehmend mit der Steue-

rung/Governance von Ökosystemleistungen (Sikor et al. 2014, Martin et al. 2016) und studiert die 

Wahrnehmungen und Gerechtigkeitsansprüche von Akteuren (Dawson 2017).  Meistens wird auf die 

drei Dimensionen von Umweltgerechtigkeit Bezug genommen: (1) die Verteilung von Kosten, Nutzen 

und Risiken; (2) die formellen und informellen Verfahren, durch die Entscheidungen getroffen werden; 

und (3) die Anerkennung der unterschiedlichen Erfahrungen, Identitäten und Werte der Menschen 
(Walker 2012, Schlosberg 2013, Dawson 2017). 

Naturschutzplanung und -politik sowie Umweltmanagement zur Sicherung und Wiederherstellung be-

stimmter Umweltleistungen wie Biodiversität, Kohlenstoffspeicherung oder auch die Honorierung von 

ÖSL (Payments for Ecosystem Services) erzeugen positive und negative ökologische, soziale und öko-

nomische Effekte in den betreffenden Regionen und berühren daher Fragen Gerechtigkeit und Gleich-

heit v. a. im Verhältnis zwischen Globalem Norden und Süden (Pascual et al. 2014; Friedman et al. 

2018,). Beispiele hierfür sind Programme zur Wiederaufforstung oder Wiedervernässung von Mooren, 

die von Staaten, Unternehmen oder NGOs umgesetzt werden oder die Einrichtung von nationalen und 

internationalen Schutzgebieten, die den Zugang und die Nutzung von Ökosystemleistungen aus diesen 
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Gebieten für die lokale Bevölkerung reglementieren, teilweise beschränken und damit Konflikte her-

vorrufen können (Dawson 2017). 

Ebenfalls an Bedeutung gewinnt die Rolle von Stakeholdern in Relation als Nutznießer (beneficiaries) 

von ÖSL und ihre Möglichkeit an dem Management von ÖSL zu partizipieren sowie Machtverhältnisse, 

die Fragen von Gleichheit und Gerechtigkeit bezogen auf Verteilung, Verfahren und Anerkennung (dis-

tribution, procedrural justice, recognition) von ÖSL umfassen (Schlosberg 2003, Vallet 2019).  

Payments for Ecosystem Services (PES)  wurden häufig als nur als reines Verteilungsproblem gesehen. 

Sikor 2013 ordnet es einer libertären Auffassung von Gerechtigkeit zu, dass sich am Pareto-Prinzip 

orientiert. Interventionen sind dann sozial optimal, keine Person schlechter gestellt wird und mindes-

tens eine besser gestellt wurde (Sikor 2013). Zunehmend wird aber erkannt, dass Verteilungs- und 

Verfahrensgerechtigkeit wichtige Prinzipien für die Gestaltung und Praxis von PES sind (Martin 2014; 
Haas et al. 2019).  

Als Antwort auf die zahlreiche Kritik am ÖSL-Ansatz und Politikinstrumenten wie Payments for Ecosys-

tem Services (PES) schlägt das Intergovernmental Platform on Biodiversity and Ecosystem Services (IP-

BES) ein neuen konzeptionellen Rahmen für Mensch-Umwelt-Beziehungen mit der Bezeichnung Na-

ture Contributions to People (NCP) vor, welches auf dem MEA aufbaut und derzeit in der Biodiversitäts-

, Ökosystemleistungsforschung als auch der Landsystemforschung Akzeptanz und Verbreitung findet 

(Diaz et al. 2018; Ellis et al. 2019). Der Ansatz weist der Kultur eine zentrale Rolle in der Vermittlung 

von Mensch-Umwelt-Beziehungen zu und integriert weitere Wissenschaftsdisziplinen wie Geistes- und 

Sozialwissenschaften sowie verschiedene Wissensbestände wie z. B. von indigener Bevölkerung und 

lokalen Gemeinschaften. Der Ansatz erkennt außerdem an, dass Werte, Wahrnehmungen und Ent-

scheidungen von Stakeholdern und Institutionen kontextspezifisch sind (Ellis et al. 2019). Diese und 

weitere Neuerungen sind in Wissenschaft und Politik mit der Hoffnung verbunden, dass er zu einer 

gerechteren und effektiveren Land Governance beiträgt und trade-offs reduziert (Ellis et al. 2019). 

Methode(n) und empirische Fragen 

Studien zu Umweltgerechtigkeit und ÖSL nutzen bspw. Kombinationen aus räumlichen Analysen, qua-

litativer Forschung (Interviews und Beobachtungen) und mixed-methods, um kulturelle und soziale 

Werte von verschiedenen Landnutzungsakteuren sowie und Trade-offs zwischen Naturschutz und lo-

kalen Lebensgrundlagen zu erfassen (Dawson et al. 2017).Allein für die Erfassung und Bewertung von 

Ökosystemleistungen entstanden eigene Klassifizierungssysteme (MEA, CICES) und wurde n in ver-

schiedenen großen Forschungsprojekten und Arbeitsgruppen wie MAES (Mapping and Assessment of 

Ecosystems and their Services) oder TEEB (The Economics of Ecosystems and Biodiversity) eigene Va-

rianten dieser Frameworks entwickelt (Maund et al. 2020). Diese meist auf Expertenwissen basieren-

den Konzeptualisierungen von ÖSL können Unterschiede zu den Konzeptualisierungen öffentlicher Ak-

teure aus der Praxis aufweisen (Maund et al. 2020), also denjenigen die beforscht werden oder ÖSL 
managen.  

Je nach Fragestellung und betrachteter Ökosystemleistung kommt eine große Vielzahl verschiedener 

Modelle und Tools (räumliche, statistische, Prozessmodelle etc.), sowie qualitative und quantitative 

Methoden wie Präferenz- und Choice-Analysen, ökonomische Bewertungsverfahren sowie Mapping-

Ansätze zur Anwendung (Schröter et al. 2012, Harrison et al. 2018) . Insgesamt zeigt sich, dass relativ 

wenige Studien die Nachfrage nach Ökosystemleistungen erfassen und Stakeholder einbeziehen. Auch 

trade-offs, die z. B. für Verteilungsgerechtigkeit eine Rolle spielen, werden relativ selten untersucht 
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(Lautenbach et al. 2019). Eine wichtige Erkenntnis ist, dass in realen Entscheidungskontexten die Me-

thoden kombiniert werden müssen, um die Bedürfnisse der Praktiker zu erfüllen (Dunford et al. 2018). 

Was daran ist wichtig für das Projekt? 

Gerechtigkeit und ÖSL sind nicht nur theoretische und analytische Konzepte, sondern stellen auch 

gleichzeitig als soziale Bewegung (Umweltgerechtigkeit) und einen Governance-Ansatz (ÖSL) dar. Die-

ser wurde aber bislang von der Planungspraxis (z. B. Stadt- und Landschaftsplanung) nicht oder nur in 

Teilen übernommen, obwohl das Potential des ÖSL-Ansatzes zur Entscheidungsfindung sowie zur ver-

besserten Kohärenz zwischen Landnutzung, Raumplanung und Politikgestaltung anerkannt ist (Fürst et 
al. 2017; Geneletti 2020).  

Des Weiteren erzeugen Umweltmanagement bzw. Governance von ÖSL gerechtigkeitsrelevante Pro-

zesse und Ergebnisse (Outcomes), weil dadurch die Verteilung von Nutzen, Verantwortlichkeiten als 

auch Partizipationsmöglichkeiten verändert werden (Sikor 2013) und die z. B. über bestehende for-

melle Beteiligungsverfahren nicht oder nur teilweise abgedeckt werden. Damit eng verbunden sind 

Fragen von (asymetrischen) Machtverhältnissen und daraus entstehenden Konflikten, wenn be-

stimmte Akteure darauf Einfluss nehmen, wer welchen Zugang zu ÖSL hat, wer davon Nutzen trägt 

und wer an dem Management von ÖSL beteiligt wird (Chaudhary 2018; Vallet 2020). Ein wichtiger 

Teilaspekt sind hierbei Landnutzungsrechte und -eigentum, weil darüber bestimmte Akteure von der 

Nutzung von ÖSL ausgeschlossen werden können (Geneletti 2020). Eine geeignete Steuerung/Gover-

nance (Strukturen, Instrumente) kann Machtverhältnisse reduzieren und starke Konflikte vermeiden 

helfen. Um die Auswirkungen von Landnutzungsentscheidungen bzw. Planungsmaßnahmen abschät-

zen zu können, muss Verständnis darüber entwickelt, wie bei Ecosystem Flows die räumlichen Bezie-

hungen zwischen bereitstellenden Gebiete und begünstigten Gebiet aussehen und wo möglicherweise 

„Gewinner“ und „Verlierer“ entstehen. (Schröter 2012, Geneletti 2020). Das schließt auch Ecosystem 

Flows und unbeabsichtigte Effekte in einem globalen Zusammenhang ein, die im Telecoupling-Konzept 
betrachtet werden (Liu et al 2013, Friis et al 2016). 

Auch wenn bei dem Assessment von ÖSL oft zwischen städtischen und ländlichen ÖSL unterschieden 

wird (z. B. Naturkapital Deutschland 2016a, b; Depietri 2016), zeigt sich, dass die Lebensqualität von 

Städten in starkem Maße von städtischen, stadtnahen oder ländlichen Ökosystemen und deren Leis-

tungen abhängen und die Städte teilweise sogar von den Services auf nationaler und internationaler 

Ebene profitieren (z. B. Nahrung, Energie). Das Verhältnis von Räumen der Erstellung und Räumen des 

Konsums von ÖSL kann dann konfliktär oder synergistisch sein. Bestimmte ÖSL wie Nahrung eignen 

hierbei sich aufgrund ihres integrierenden bzw. multifunktionalen Charakters besonders als Werkzeug 

für den Aufbau von Stadt-Land-Beziehungen bzw. zur Initiierung regionaler Governance-Prozesse 

(Morgan 2009, Spyra et al. 2020).  

3.7. Energiegerechtigkeit (Eichenauer / Gailing) 

Welches Problem schaut sich das Konzept an? 

Energiegerechtigkeit ist die Voraussetzung für ein globales Energiesystem, das Kosten und Lasten von 

Energiedienstleistungen gerecht verteilt und dazu beiträgt, dass Entscheidungen über das Energiesys-

tem repräsentativer und unabhängiger getroffen werden (Sovacool et al. 2016). Dabei geht es einer-

seits um die Analyse von Gerechtigkeitsaspekten und -auswirkungen von energiepolitischen Entschei-

dungen in ihren systemischen Kontexten (McCauley et al. 2013; Bickerstaff et al. 2013; Jenkins et al. 
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2016). Anderseits soll Forschung zu Energiegerechtigkeit handlungsleitend sein für Entscheidungsträ-

ger*innen und dazu beitragen, möglichst faire Entscheidungen in Bezug auf Energiesysteme zu treffen 

(Sovacool 2013; Sovacool et al. 2016). Typische Forschungsthemen für Energiegerechtigkeit sind dabei 

die räumliche Verteilung von Energieinfrastruktur (Lasten-Nutzenverteilung), die Auswirkungen von 

Energieerzeugungstechnologien (sowohl in Bezug auf die Herstellung von Anlagen, als auch ihre Emis-

sionen), die Auswirkungen steigender Energiekosten oder die (Nicht-)Verfügbarkeit nachhaltiger Ener-
gie. 

Was sind die theoretischen Grundlagen? 

Energiegerechtigkeit ist eine vergleichsweise neue Debatte der gegenstandbezogenen Gerechtigkeits-

konzeptionen und knüpft an Debatten um Umwelt- und Klimagerechtigkeit an. 2013 wurde erstmals 

auf die Lücke aufmerksam gemacht, die verwandte Gerechtigkeitskonzepte hinterließen. In ihrem 

Sammelband verweisen Bickerstaff et al. (2013) auf die empirischen, wie konzeptionellen Leerstellen 

in der Beschäftigung mit nachhaltigen Transformationsprozessen, die Fragen von Ungleichheit und Un-

gerechtigkeit zumeist ausklammern. Verweisend auf das Konzept gerechter Nachhaltigkeit ( Just 

Sustainability) von Julian Agyeman et al. (2003) wird Energiegerechtigkeit als ein notwendiges Leit-

thema für die Analyse von nachhaltigen Transformationsprozessen gesehen. Ungerechtigkeiten, die 

durch Energiesysteme, also ihre Produktionsweisen und Konsummuster hervorgerufen werden, sollen 

dabei vor allem auch in ihren räumlichen und zeitlichen Ausprägungen untersucht werden (Bickerstaff 

et al. 2013; Heffron und McCauley 2018). Benjamin Sovacool (2013) betont die Notwendigkeit, 

ethische Aspekte des Energiesystems sowohl wissenschaftlich intensiver zu beleuchten als auch in das 

Energiesystem betreffende Entscheidungs- und Abwägungsprozesse stärker einzubeziehen. Dazu 

werden acht Anwendungsprinzipien von Energiegerechtigkeit (Sovacool 2013; Sovacool und Dworkin 

2014) entwickelt, die die teils konkurrierenden Aspekte von Energiegerechtigkeit praktisch abwägbar 

machen sollen (Sovacool et al. 2016). Hier steht die Verknüpfung mit sozialer bzw. kosmopolitischer 

Gerechtigkeit im Fokus (Sovacool et al. 2016). Unter kosmopolitischer Gerechtigkeit wird verstanden, 

dass Ungerechtigkeiten nur in kollektiver globaler Verantwortung gelöst werden können, d.h. nicht auf 
Kosten des Wohlergehens anderer Nationen oder Menschen. 

In einer ersten theoretischen Konzeptualisierung schlagen McCauley et al (McCauley et al. 2013) einen 

dreidimensionalen Zugang zu der Analyse von Energiesystemen vor, der im Sinne der Earth System 

Governance die Auswirkungen energiepolitischer Entscheidungen sowohl aus sozialwissenschaftlicher 

Perspektive, als auch gemeinsam mit naturwissenschaftlichen und ökonomischen Zugängen zur Ana-
lyse von Energiesystemen untersucht (McCauley et al. 2013).  

Die Analyse von Energiegerechtigkeit vollzieht sich entlang der drei Gerechtigkeitsdimensionen Vertei-

lungs-, Anerkennungs- und Verfahrensgerechtigkeit, die bereits David Schlosberg (2007) für die Ana-

lyse von Fragen der Umweltgerechtigkeit nutzbar gemacht hat. Ausgehend von der liberalen Gerech-

tigkeitstheorie von John Rawls (2019; 1975) soll es erstens um eine gerechte Verteilung von Gütern, 

Lasten und Nutzen (Verteilungsgerechtigkeit) gehen. Zweitens muss die Dimension der Anerkennung, 

die bislang wenig Beachtung in der Analyse von Ungerechtigkeiten innerhalb des Energiesystems fand, 

mit einbezogen werden, die mit Nancy Fraser (1997) als wertschätzende Anerkennung von Positionen, 

Interessen und Identitäten verstanden werden soll. Schließlich sollen unter der Dimension der Verfah-

rensgerechtigkeit Wege und Prozesse gefasst werden, die auf gerechte Art und Weise Verteilung und 

Anerkennung regeln. Fragen der Verteilungsgerechtigkeit betreffen damit Fragen der räumlichen Ver-

teilung von Energieinfrastrukturen und Ressourcengewinnung, sowie deren Auswirkungen, Verfah-

rensgerechtigkeit bezieht sich u.a. auf die Einhaltung ordnungsgemäßer Verfahren, Informationsgüte 
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oder auch Teilhabemöglichkeiten. Die Anerkennungsdimension beleuchtet u.a. Abwertungen von Mei-

nungen, z.B. die Diffamierung von Protesten gegen Infrastrukturen als NIMBY, oder die Marginalisie-

rung von Sichtweisen auf Probleme. Stets sollte dabei über regionale oder nationalstaatliche Grenzen 

hinweg gedacht und eine generationenübergreifende Perspektive berücksichtigt werden. Auch müs-

sen externe Effekte der Energiesysteme Berücksichtigung finden (Jenkins et al. 2017), wenn Energie-
systeme nicht nur dekarbonisiert, sondern nachhaltig gedacht werden sollen (Bickerstaff et al. 2013). 

Aktuelle Debatten und Abgrenzung zu anderen Konzepten 

In den letzten fünf Jahren wurde das Konzept theoretisch weiter ausgearbeitet und mit empirischen 

Studien, v.a. aus dem Bereich der Transformation des Energiesystems und Energiearmut unterfüttert 

(z.B. Bouzarovski und Simcock 2017; Gillard et al. 2017; Becker et al. 2019; Demski et al. 2019; Pesch 

et al. 2017; Roddis et al. 2018; Healy und Barry 2017). Dabei ist insbesondere die Verschränkung mit 

Ansätzen aus der Transitionsforschung hervorzuheben. So argumentieren Jenkins et al. (2018), dass 

die Einbindung von Energiegerechtigkeit in sämtliche Ebenen der Multilevelperspektive (vgl. z.B. Geels 

2010) eine normative Grundlage für gerechtere Transitionsprozesse legen kann. Delina und Sovacool 

(2018) betonen vor dem Hintergrund sich schnell vollziehender Transformationsprozesse und der da-

mit verbundenen nötigen Integration verschiedener Wissensbestände die Notwendigkeit von Energie-

gerechtigkeit, um bestehende Ungleichheiten nicht weiter zu verschärfen. 

Eine weitere Debatte entzündet sich an der Frage der Abgrenzung zu den eng verwandten Konzepten 

der Umwelt- und Klimagerechtigkeit, verknüpft mit der Frage nach der politischen Durchsetzungskraft, 

bzw. an der Strategie, wie Forschung zu einer Transition zu einer nachhaltigen Gesellschaft mehr prak-

tische Relevanz erlangen kann. Jenkins (2018) betont die Unterschiede zwischen den Gerechtigkeits-

konzepten und heben den Mehrwert von Energiegerechtigkeit hervor: Erstens helfe die thematische 

Engführung auf das Energiesystem, welches dennoch viele Problemstellungen der Umwelt- und Klima-

gerechtigkeitsdebatten aufgreift, um an alltagspraktische Probleme anknüpfen zu können. Zweitens 

handele es sich um ein rein wissenschaftliches Konzept. Während Klima- und Umweltgerechtigkeit eng 

mit den sozialen Bewegungen seit den 1970er Jahren verbunden sind, hat Energiegerechtigkeit keinen 

direkten Bezug und vermag somit anschlussfähiger für politische Entscheidungsträger*innen und for-

mal-politische Debatten sein. Heffron und McCauley (2018) hingegen, haben zum Ziel, die Debatten 

um Energie-, Umwelt- und Klimagerechtigkeit zu integrieren. Um ‚Kräfte zu bündeln‘, solle man die 

drei Ansätze im Just-Transition-Ansatz zusammenführen. So schaffe man über die wissenschaftliche 

Community hinaus mehr Akzeptanz und Verständnis für den Ansatz einer gerechten Transformation 
hin zu einer nachhaltigen Gesellschaft. 

Methoden und empirische Fragen 

Forschung zu Energiegerechtigkeit versteht sich als angewandte Wissenschaft, die dazu beitragen will, 

Energieentscheidungen gerechter zu machen (Sovacool 2013; Sovacool et al. 2016; Jenkins 2018). Die 

dargelegte Konzeption von Energiegerechtigkeit impliziert einen systemischen, interdisziplinären An-

satz, der nicht nur die drei Dimensionen integriert, sondern die sozialwissenschaftliche Analyse der 

Gerechtigkeitsdimensionen mit der naturwissenschaftlichen Analyse der Auswirkungen des Energie-

systems kombiniert (McCauley et al. 2013; Jenkins et al. 2016). Andersherum muss die Analyse von 

Energiesystemen über technisch-naturwissenschaftliche Betrachtungen und reine Kosten-Nutzen-Ab-

wägungen hinausgehen und die sozialen Implikationen mit analysieren (Sovacool et al. 2016). Empfoh-

len werden außerdem kreative, deliberative und vergleichende Forschungsmethoden, die die vielen 

Dimensionen adäquat erfassen können, sich kritisch mit Wissensproduktion auseinandersetzen und so 
nachhaltige Ungleichheitsforschung ermöglichen (Bickerstaff 2017). 
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Was daran ist wichtig für das Projekt? 

Energiegerechtigkeit soll nicht nur ein akademisches Konzept sein, sondern hat den Anspruch hand-

lungsleitend für energiepolitische Entscheidungen zu sein und konkrete Umsetzungsdirektiven zu ge-

ben (Sovacool et al. 2016; Jenkins 2018). In diesem Sinne ist das Konzept nicht nur ein analytisches, 

sondern vor allem auch ein normatives (Jenkins et al. 2016). Der enge Praxisbezug macht das Konzept 

der Energiegerechtigkeit besonders attraktiv für transdisziplinäre Forschungsprojekte, die ihren Fokus 

auf die Zusammenarbeit mit institutionalisierten Akteuren aus Politik und Verwaltung legen. Der An-

spruch an systemische Analysen, die disziplinäre Grenzen überschreiten und auch naturwissenschaft-

liche Perspektiven in die Analyse von Gerechtigkeit einbeziehen kann im Sinne von ReGerecht, welches  

die diversen Facetten von Stadt-Land-Beziehungen und ihrer wechselseitigen Abhängigkeit anhand 
von Stoffströmen analysiert (Telecoupling) insbesondere hilfreich sein. 

Besonders interessant ist die Forschung zu Energiegerechtigkeit, weil sie Gerechtigkeitsprobleme in 

übersichtlicher Form systematisiert hat, was auch jenseits der Energiethematik nutzbar gemacht wer-
den kann. Die dabei wesentlichen Kategorien sind (Sovacool 2019: 588-589): 

 Verteilungsgerechtigkeit 

 Verfahrensgerechtigkeit 

 Anerkennungsgerechtigkeit sowie 

 kosmopolitische Gerechtigkeit. 

3.8. Digitalisierung und Gerechtigkeit (Barthold / Köhler) 

Welches Problem wird adressiert 

Die digitale Transformation ist ein gesellschaftlicher Wandlungsprozess, der weit über Infrastruktur 

und Technik hinausgeht. Digitale Technologien sind die Basis unserer heutigen zivilisatorischen Revo-

lution, aber auch sozialer Dilemmata. In Zukunft wird soziale Teilhabe nicht ohne digitale Teilhabe 

denkbar sein (vgl. Dettling 2019), was die gesellschaftliche Gestaltung der digitale n Transformation 

somit auch zu Fragen der Gerechtigkeit, Selbst- sowie Mitbestimmung macht. Dabei ist die Gestaltung 

von Prozessen der Digitalisierung auch eng verbunden mit Fragen nach räumlicher Gerechtigkeit. Be-

sonders die Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge ist angesichts knapper Finanzen, einer zuneh-

menden Abwanderung und Überalterung der Bevölkerung noch immer ein Problem vieler ländlicher 

Kommunen (vgl. Townsend et al. 2013). Bereits bestehende Ungleichheiten zwischen wachsenden und 

schrumpfenden, ökonomisch prosperierenden und „abgehängten“, überalternden und sich verjüng-

enden Gemeinden können dadurch noch verschärft werden, dass vor allem viele ländliche Gemeinden 

anhaltend von der digitalen Transformation ausgeschlossen werden (vgl. Van Dijk  2005). Gerade länd-

liche Kommunen sind in Sachen Digitalisierung in mehrfacher Hinsicht weiterhin benachteiligt (vgl. 
Koppel 2019), obwohl sie am meisten von Digitalisierung profitieren könnten. 

Was sind die theoretischen Grundlagen und methodische Zugänge 

Digitalisierung als gesellschaftlicher Megatrend 

Lange Zeit wurde der Begriff Digitalisierung eng gefasst verstanden als ein Überführen analoger Da-

tenbestände in digitale Formate, insbesondere auch in der als E-Government bezeichneten digitalen 

Verwaltungstransformation (vgl. Swarat 2018: 33). Heute wird Digitalisierung nicht nur als technische 

Innovation verstanden, sondern schafft durch soziale Praxis im virtuellen Raum auch neue Netzwerke, 

die Objekte, Daten und Nutzer digital verbinden. Jedoch sind die Infrastrukturen, die Digitalisierung 
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ermöglichen durchaus physische und der Zugang dazu abhängig von der Verfügbarkeit dieser Infra-

strukturen im Raum. Insbesondere mit der Weiterentwicklung des sogenannten Internet of Things 

(IoT) wird deutlich, dass der virtuelle Cyberspace eng an den physischen Raum und physische Objekte 
zurückgebunden ist. 

Doch mit der Durchdringung weiter Teile der Arbeits- und Lebenswelt durch digitale Technologien ste-

hen unter dem Begriff der digitalen Transformation oder des digitalen Wandels zunehmend vor allem 

Aspekte der (globalen) Vernetzung und der datengestützten Austauschbeziehungen und Organisati-

onsprozesse im Vordergrund. Spätestens seit dem Entstehen des „Web 2.0“ oder „Social Web“, ist das 

Internet selbst bedeutender Raum der zivilgesellschaftlichen Praxis geworden, in der Nutzer selbst zu 

Schaffern werden und in Communities eine digitale Öffentlichkeit produzieren. Kerres (2017) be-

schreibt digitale Technik im Internet als Ökosystem, mit welchem die Vielfalt der Akteure und ihr Zu-

sammenspiel gemeint ist. Dieses unterliegt einem emergenten Prozess, „bei dem der Mensch selbst 

zum Bestandteil des Netzes wird, zunächst durch kleinere Endgeräte (Smartphones), dann durch die 
Digitalisierung von Kleidung (Wearables: Uhren, Brillen) bis schließlich zu digitalen Implantaten“(S. 26). 

Der WBGU sieht in seinem 2019 erschienenen Bericht Unsere gemeinsame digitale Zukunft (WBGU 

2019) in der Digitalisierung einen „gewaltigen Umbruch“: Als globaler Megatrend wirkt Digitalisierung 

„in allen wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Systemen tiefgreifend und entfaltet eine im-

mer größere transformative Wucht, die den Menschen, die Gesellschaft und den Planeten zunehmend 

fundamental beeinflusst und daher gestaltet werden muss“ (WBGU 2019: 1). Globale Arbeitsteilung 

und weltweite Logistikketten ermöglichen räumlich weit gestreute, just-in-time Produktionsprozesse. 

Produktionsprozesse werden zunehmend automatisiert, können weltweit koordiniert und dezentral 

gesteuert werden. Digitalisierung und Globalisierung relativieren so (scheinbar) zeitliche und räumli-

che Entfernungen, ein Prozess den David Harvey (1990 [2008]) „Raum-Zeit-Kompression“ nennt  

(S. 260ff), sie schaffen dabei aber auch neue Formen von Zentralität und Peripherie, die eher durch 

den ungleichen Zugang zu Netzwerken und Informationen als durch die unterschiedliche Verteilung 

von Ressourcen geprägt sind (Castells 1996). 

Digitalisierung als gesellschaftlicher Prozess meint also „die technisch ermöglichte Transformation ge-

sellschaftlicher Zusammenhänge, so etwa in Bezug auf Bildung, durch die Umstellung der Wirtschaft 

auf eine Daten- und Wissensökonomie, neue Kooperationsformen zwischen Mensch und Technik, Ver-

änderungen der Arbeitswelt, des Kommunikationsverhaltens, der staatlichen Governance und in der 

Selbst- und Weltwahrnehmung von Menschen“ (Grunewald 2019, S.123). Digitalisierung ist bei vielen 

Menschen auch mit Ängsten und Unsicherheiten verbunden. Vor allem Themen wie Big Data und Da-

tensicherheit, Künstliche Intelligenz, staatliche Überwachung oder Manipulation durch Social Media 

lösen Unbehagen bei Vielen aus, das nicht selten in Widerstand gegenüber Digitalisierungsprozessen 

im Allgemeinen umschlägt. Im 21. Jahrhundert ist das Internet Lebensraum für die meisten Menschen 

und wie alle Räume ist auch der digitale Raum durch ungleiche Machtbeziehungen zwischen Akteuren 

geprägt, aber auch ein Raum der Emanzipation und politischen Teilhabe, in denen sich auch margina-
lisierte Gruppen eigene Räume aneignen können.  

Die allgegenwärtige Verfügbarkeit von Informationen, Wissen und Innovationen eröffnen ganz neue 

Möglichkeiten für die Lösung vieler gesellschaftlicher Herausforderungen wie etwa den Umbau von 

Städten und Industrien, die Energiewende, digitale Verwaltung oder neue Mobilitätskonzepte (vgl. 

Weith 2020). Wie Dettling (2017) betont, „bedeutet ‚Digitalisierung‘ […] nicht die Macht der Maschi-

nen und Algorithmen, sondern die Konzentration auf das, was nur Menschen leisten können: Koope-

ration und Kreativität.“ (S. 18) Damit ermöglicht sie auch neue Formen gesellschaftlicher Teilhabe und 
Emanzipation, aber auch Herrschaft und Einflussnahme. 
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Digital Divide und Digital Inequality: Digitalisierung als Frage der Gerechtigkeit? 

Bereits Mitte der 1990er Jahre, wenige Jahre nach der Geburt des Internet, beschäftigte sich die Un-

gleichheitsforschung mit den Implikationen dieses technologischen Umbruchs auf Fragen der sozialen 

Gerechtigkeit. Mit den Möglichkeiten des World Wide Web war eine anfängliche Euphorie verbunden, 

die im weltweiten freien Austausch von Wissen und Informationen zu relativ geringen Kosten die 

Chance einer zunehmenden Gerechtigkeit in der Verteilung von Wissen, Ressourcen und Aufstiegs-

chancen sah: Erste Studien zeigten jedoch, dass einige Menschen eher das Internet nutzten als andere 

– und dass zumeist diejenigen Gruppen mit besserem Internetzugang die gleichen Gruppen waren, die 

ohnehin einen besseren Zugang zu Bildung, Einkommen und anderen Ressourcen hatten: Weiße, 

männliche Stadtbewohner (Hoffman und Novak 1999; DiMaggio und Hargittai 2001). Die digitale Un-

gleichheitsforschung, die sich mit dem Thema Digital Divide oder „Digitale Kluft“ befasst, betonte vor 

allem den ungleichen Zugang zu digitalen Infrastrukturen und digitalen Informations- und Wissensbe-

ständen (Hargittai 2002; Hoffman & Novak 1998) als Ungleichheitsmerkmal, das sich auch räumlich auf 

den verschiedensten Skalen – global, regional, lokal – ausdrückte. Zunehmend erweiterte sich dieses 

Konzept zu einem Forschungsprogramm der Digital Inequality. Dabei werden weitere Faktoren der 

ungleichen Teilhabechancen an der digitalen Transformation beleuchtet, wie etwa den Einfluss sozia-

ler Merkmale wie Alter, Geschlecht, Ethnie, Bildung oder sozialer Status die zu führen (vgl. DiMaggio 

et al. 2004; Van Dijk 2005). Neben dem (1) Zugang zu digitaler Infrastruktur und digitalen Endgeräten 

spielen in der Betrachtung digitaler Ungleichheit auch die Fragen nach (2) Kompetenzen (skills), (3) 

sozialer Unterstützung (social support) sowie (4) Autonomie in der Nutzung digitaler Technologien (au-
tonomy of use) eine wichtige Rolle (vgl. DiMaggio und Hargittai 2001).  

(1) Gerade beim Zugang zu digitaler Infrastruktur und Technologie wird auf unterschiedlichen sozialen, 

politischen und planerischen Ebenen verhandelt. Gerade mit Blick auf den Zugang zu digitalen Infra-

strukturen, wir dies deutlich: Ein Gerechtigkeitsproblem ergibt sich etwa dann, wenn diese gesell-

schaftlich bedeutsamen Infrastrukturen rein privatwirtschaftlich geschaffen und betrieben werden, da 

dadurch nicht Aspekte der gerechten Bereitstellung dieser Güter, sondern das reine Kosten-Nutzen-

Kalkül des Marktes im Mittelpunkt der Entscheidungen stehen, ob ei n Gebiet mit Internet versorgt 

werden soll oder nicht. In der Vergangenheit führte dies dazu, dass vor allem (meist dünn besiedelte 

ländliche) Gebiete, in denen sich eine Erschließung für kommerzielle Internetanbieter nicht lohnte, 

von dieser Infrastruktur ausgeschlossen blieben. Das Problem der digitalen Ungleichheit kann man da-

her aus drei Perspektiven betrachten: (1) top-down, (2) bottom-up oder (3) intermediär. (1) Aus einer 

top-down-Perspektive ist das Thema digitale (Un)Gerechtigkeit ein Problem des ungleichen Zugangs 

zu gesellschaftlichen Ressourcen, der durch staatliches Handeln abgemildert werden muss. Aus dieser 

Perspektive heraus wird entweder indirekt durch staatliche Förderanreize für private Unternehmen 

oder direkt durch öffentliche Mittel diese Ungleichheit ausgeglichen. Aus einer Bottom-up Perspektive, 

würde die Stärkung zivilgesellschaftlicher Initiativen diese Benachteiligung ausgleichen, z.B.  durch Ini-

tiativen wie Freifunk23 oder ehrenamtliche (Funk)Bürgernetze. Zwischen diesen beiden Positionen be-

wegt sich eine dritte, (3) intermediäre Sichtweise, die lokale Institutionen stärken will und Kooperation 

ermöglichen soll und so vor allem auf die räumliche (soziale) Gerechtigkeit zielt. Regional betrachtet 

benachteiligen knappe finanzielle und personelle Ressourcen in der öffentlichen Verwaltung vor allem 

kleine Kommunen. Die digitale Region kann hier gerade ländliche Gemeinden entlasten, wenn Res-

sourcen und Kompetenzen durch gemeinsam genutzte Infrastrukturen gebündelt werden können. 

                                                                 

23 https://freifunk.net/ 



 

45 

 

Eine vernetzte Verwaltung dient hier der Förderung des interkommunalen Austauschs und regionaler 

Kooperation, die auch mehr Transparenz und aktive Bürgerbeteiligung ermöglichen.  

(2) Digitalisierung erfordert von vielen Menschen den Erwerb neuer Kompetenzen, um an den Vortei-

len und Möglichkeiten einer zunehmend digitalisierten Lebens- und Arbeitswelt teilhaben und diese 

gesellschaftliche Transformation aktiv mitgestalten zu können. Die Aneignung dieser Kompetenzen 

muss allen Bürgern gleichermaßen ermöglicht werden, unabhängig von demografischen Merkmalen 

wie Alter, Geschlecht, Wohnort oder Herkunft. Es wandeln sich Arbeitsverhältnisse und Berufsbilder, 

werden flexibler, spezialisierter und wissensintensiver und bestehende Bildungsinstitutionen müssen 

sich diesem Trend anpassen: den Fokus weniger auf die Vermittlung von Wissen setzen als auf den 

kompetenten Umgang mit neuen Informationen der die Grundlage für lebenslanges Lernen ist. In Ihrer 

bildungswissenschaftlichen Studie untersucht Kahnwald (2009) Nutzungspraktiken zwischen Informa-

tion und Partizipation im Kontext des informellen Lernens in virtuellen Gemeinschaften. Dies wurde 

bereits deutlich zeitiger in Bezug auf die Möglichkeit der Teilhabe von peripheren Räumen an Wissens- 

und Forschungsprozessen, aber auch der Grundversorgung in Landwirtschaft und Medizin thematisiert 

und modelhaft gestaltet (vgl. Kahnwald et al. 2008). Schulz et al. (2020) schließlich untersuchen die 

territoriale Entgrenzung im Zusammenhang mit den Möglichkeiten einer egalitären (gerechten) Betei-

ligung im Hinblick auf den HE (Higher Education) Sektor. Köhler (2018) führt dies weiter aus, indem er 

die Dimension der Offenheit im Hinblick auf eine institutionelle Verortung ergänzt: „Mit dem Aufkom-

men neuartiger offener Formate, wie beispielsweise MOOC24 und OER25. ergeben sich unerwartete 

Möglichkeiten auf dem Wege einer virtuellen Mobilität die Lernobjekte anderer (Bildungs-)Institutio-

nen bzw. anderer Personen zu nutzen. Beiden Konzepten gemein ist das Merkmal der Offenheit, wobei 

dies bei OER prinzipiell auch ohne Digitalisierung denkbar wäre, ein MOOC jedoch online bereitgestellt 

und genutzt werden muss. Insofern ist die permanente Online-Basiertheit konstituierend für dieses 

Format. In beiden Fällen handelt es sich um didaktische Formate, d.h. bildungsbezogene Konfiguratio-

nen. Während MOOCs aber eher im Bereiche der akademischen und Weiterbildung Verbreitung finden 

(wobei die sehr großen Erwartungen, die in diese gesetzt wurden, zumindest in Deutschland nicht ein-

gelöst werden konnten), ist die Zielgruppe der OER stärker auch im schulischen Bereich zu suchen, wie 

ein entsprechendes Positionspapier der KMK (2015) zeigt. Was passiert? Bildungsmaterialien (Lern- 

oder Wissensobjekte) und Bildungsinstitutionen öffnen sich für jede Person, die daran Inte resse hat, 

ohne dass diese zuvor Zugangsvoraussetzungen nachweisen oder eine Zulassung erhalten muss. Dies 

ist eine fundamentale Abkehr von bisheriger Bildungspraxis und stellt institutionelle Zugehörigkeit und 

Begrenzung in Frage. Im Vordergrund steht das Interesse an einem Thema bzw. einem Objekt – inso-

fern ist dies in gewisser Weise mit einer frei zugänglichen Bibliothek vergleichbar, jedoch ohne dass 

eine organisationale Bindung (Mitgliedschaft, Einschreibung) eingegangen werden muss.  

(3) Soziale Unterstützung: Gerade im Kontext der digitalen Ungleichheit ist die die Anerkennung von 

spezifischen Bedürfnissen unterschiedlicher Gemeinschaften in Bezug auf Digitalisierung notwendig. 

Dass Gerechtigkeit im Kontext von Digitalisierung nicht gleichzusetzen ist mit einer „Gleichschaltung“ 

                                                                 

24 Massive Open Online Courses (MOOCs) sind ein digitales Bildungsformat, durch das Hoc hschulen digitale Kurse für eine große Anzahl 
Teilnehmer weltweit online bereitstellen. Beispiele für große Onlineplattformen, die MOOCs anbieten s ind etwa Coursera 
(https://www.coursera.org/) oder (https://www.edx.org/), welche auch Kurse an weltweiten Spitzenuniversitäten wie Harvard, Stanford o-
der dem MIT anbieten.  
25 Die UNESCO hat sich mit der Möglichkeit, OER als neues Kernelement vielfältiger Bildungsbemühungen zu nutzen, engagiert auseinander-
gesetzt, wie die Definition zeigt: 
Open Educational Resources (OER) are learning, teaching and research materials in any format and medium that reside in the pu blic domain 
or are under copyright that have been released under an open license, that permit no-cost access, re-use, re-purpose, adaptation and re-
distribution by others.“ (Quelle: https://www.unesco.org/en/communication-information/open-solutions/open-educational-resources, Zu-
griff: 24.05.2022) 
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wird deutlich an der wissensbezogenen Beteiligung ländlicher Räume mit ihrer häufig eher älteren und 

eher weniger digital affinen Klientel. So wird in aktuellen Studien in Sachsen zu Anhaltspunkten für 

Kommunen, die sich mit gesellschaftlicher Teilhabe von Älteren befassen, untersucht und herausgear-

beitet, ob und wie ältere Menschen bei der Bedienung digitaler Medien unterstützt werden (vgl. 

Barczik, 2019; Barczik & Köhler 2019). Bildungsräume jenseits der klassischen Bildungsinstitutionen 

bieten dabei Möglichkeiten, Kompetenzen aufzubauen und zu verbreiten. Mohamed & Köhler (2014) 

fokussieren auf Web2.0-based learning und entwickeln ein pädagogisches Modell partizipativer Me-

dien in der E-Forschung. In diesem Artikel bieten die Autoren zunächst eine neue Perspektive für den 

Einsatz von Technologie für Forschung und Wissensaustausch, um die Lern- / Forschungsproduktivität 

durch den Einsatz solcher Technologien zu verbessern, basierend auf einer Literaturübersicht über die 

Verwendung von Web 2.0-Technologien in der Forschung und Training. Damit ist ein Zugang gelegt, 

der sich über gerechtigkeitsbezogene Merkmale von Partizipation auf einem umfangreichen For-
schungsstand zu virtuellen Gemeinschaften basiert. 

(4) Selbstbestimmtheit oder Autonomie bei der Nutzung digitaler Medien ist eine wichtige Dimension 

digitaler Gerechtigkeit: Hoffmann et al. (2019) betonen daher die Bedeutung der digitalen Mündigkeit 

als Emanzipationsbewegung der Zivilgesellschaft im Netz. Digitale Mündigkeit beschreibt eine Reihe 

von Kompetenzen oder literacies, die sowohl individuelle Fähigkeiten als Voraussetzung einer souve-

ränen Internetnutzung umfassen, aber auch normative Anforderungen an Internetnutzende als aktiv-

gestaltende Bestandteile digitaler Räume stellen, also ein Verantwortungsbewusstsein im Einsatz des 

Internets für kollektive und Zwecke und politische Partizipation (S. 88f.). Mit Blick auf unterschiedliche 

Partizipationsarten und -grade wird die Entwicklung im Zusammenhang mit Web 2.0 und Social Soft-

ware umrissen, da mit der Digitalisierung neuartige mediale Formen von Kommunikation, Kooperation 

und eben auch Teilhabe möglich werden – zudem mit diesen Begriffen technischen und sozialen Ent-

wicklungen beschrieben sind, welche deutliche Auswirkungen auf die Wahrnehmung und Nutzung (vir-

tueller) Gemeinschaften haben.  

Aktuelle Debatten und Abgrenzungen / Überschneidungen 

Digitale Transformation zwischen Stadt und Land: Mehr Gerechtigkeit durch Digitalisierung? 

Aus einer raumsoziologischen Perspektive stellt sich die Frage, inwiefern sich durch die digitale Trans-

formation auch in räumlichen Formen der Ungleichheit wandeln. Die Lebens-, Entwicklungs- und Teil-

habechancen, die sich durch die fortschreitende Digitalisierung eröffnen, sind in Deutschland räumlich 

stark ungleich verteilt. Gerade mit Blick auf ländliche und periphere Räume kann durch die Digitalisie-

rung die gerechte Umverteilung von gesellschaftlichen Gütern durchaus befördert werden, wenn 

dadurch der Zugang zu Ressourcen der Daseinsvorsorge von räumlicher Nähe zu ihnen entkoppelt wer-

den kann. So führt der ungleiche Zugang und schleppende Ausbau dieser Infrastrukturen auch dazu, 

dass ganze Regionen insgesamt langfristig Entwicklungsnachteile als Wohn-, Arbeits- oder Wirtschafts-
räume erleben. 

So erklärte die Bundesregierung 2019 in ihrem Bericht Unser Plan für Deutschland: Gleichwertige Le-

bensverhältnisse überall: 

„Digitale Netze gehören heute ebenso zur Daseinsvorsorge wie Energie - und Wasserversor-

gung und sind letztendlich auch – wie es der Bundespräsident formulierte – ‚Dableibe-Vor-

sorge‘ in ländlichen Regionen. Der Ausbau der digitalen Infrastrukturen kann insbesondere in 

ländlichen Räumen dazu beitragen, den Zentralisierungsbewegungen in Richtung der Ballungs-

räume, die häufig mit hohen Kosten sowie Belastungen für Infrastrukturen, Gesellschaft und 
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Umwelt einhergehen, entgegenzuwirken und eine Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in 

ganz Deutschland zu erreichen“ (BMI, BMELV, BMFSFJ 2019: 14). 

Dies unterstreicht auch nochmals der Koalitionsvertrag von 2021, Dieser betont den „digitalen Auf-

bruch“ (SPD/Gruene/FDP 2021: 15) und unterstreicht nochmals die konzertierten (und notwendigen) 
Bemühungen zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse (SPD/Gruene/FDP 2021: 127). 

Die Frage nach der Gerechtigkeit im Zusammenhang mit der digitalen Transformation kann man also 

mit den Worten des Science-Fiction Autors William Gibson so zusammenfassen: „The future is already 

here — it's just not very evenly distributed” – „Die Zukunft ist bereits hier – sie ist nur nicht gleich 
verteilt“. 

Im Vergleich mit urbanen Zentren sind ländliche Gemeinden in verschiedenen Bereichen der Daseins-

vorsorge wie Mobilität, Kultur, Bildung, Gesundheit und Pflege sowie Nahversorgungsangeboten oft 

strukturell benachteiligt. In der digitalen Region können vernetzte Kommunen und neue Technologien 

diese Ungleichheiten abbauen, indem z.B. durch digitale Mobilitätskonzepte, Telemedizin oder digitale 

Bildungsangebote neue Lösungen für bestehende Nachteile bieten. Digitalisierung kann auch bei der 

Unterstützung ehrenamtlicher (Mit-)Arbeit in der öffentlichen Daseinsvorsorge, die gerade in ländli-

chen Gemeinden oft Basis für die kommunale Selbstverwaltung ist, helfen. Durch Bürger*in-

nen(mit)verwaltung werden öffentliche Güter und Dienste durch Bürger*innen mitgestaltet und mit-

getragen. Sie können beispielsweise in der Informationsbeschaffung, z.B. als Mängelmelder, mitwir-

ken, können Bürgerberatung anbieten und Ämter bei z.B. Antragsvorprüfungen entlasten oder bei der 

Betreuung von öffentlichen Infrastrukturen einbezogen werden und so z.B. Bürgerbusse oder Pflege-

transporte organisieren. 

Die Digitalisierung kann dabei gerade ländliche Räume als Orte der Innovation stärken und Experimen-

tierfeld für Neuentwicklungen wie E-Government, E-Learning, Smart Technologies oder auch Open 

Data in Verwaltung, Naturschutz und Raumplanung sein. Der Zugang zu hochwertiger, flächendecken-

der Infrastruktur ist dabei Voraussetzung, vor allem der Ausbau von Breitbandinternet und schnellen 

Mobilfunknetzen (LTE, 5G) in bisher unterversorgten Regionen. Neben solchen Infrastrukturen, die 

den individuellen oder behördlichen Zugang zu Internetdiensten ermöglichen, sind in diesem Zusam-

menhang auch jene Infrastrukturen von Bedeutung, die für die gesamtgesellschaftliche Energiewende 

und den Ausbau der Netze für erneuerbarer Energien notwendig sind, denn auch diese sind stark auf 

den Einsatz von Sensorik und smarter Steuerung angewiesen. Somit profitieren von gezielter staatli-

cher Förderung digitaler Infrastrukturen nicht nur unmittelbar Gemeinden im ländlichen Raum, son-
dern ebenso die umliegende Region und die Gesellschaft insgesamt (vgl. Kaczorowski & Swarat 2018).  

Was ist wichtig für das Projekt? 

Die Lebens-, Entwicklungs- und Teilhabechancen, die sich durch die fortschreitende Digitalisierung er-

öffnen, sind z.B. auch in Westmecklenburg räumlich stark ungleich verteilt. Die Trennung vollzieht sich 

noch immer vor allem zwischen Städten und ländlichen Gemeinden, was ein zunehmendes Auseinan-

derdriften der Lebenswirklichkeit von Menschen in prosperierenden Städten und sogenannten „struk-

turschwachen“ Regionen zur Folge hat (vgl. Kiesel 2018) und so das problematische Ziel der „Gleich-

wertigkeit der Lebensverhältnisse“ (GG Art. 72 (2)) vor große Herausforderungen stellt. Um dieses Aus-

einanderdriften der Lebenswirklichkeiten zwischen Stadt und Land umzukehren, müssen mindestens 

digitale Infrastrukturen überall zur Verfügung stehen. Zudem können digitale Innovationen auch be-

reits bestehende Benachteiligungen peripherer Räume abmildern. Digitalisierungsstrategien müssen 

sich an den räumlich-spezifischen Gegebenheiten bestimmter Gemeinden und Regionen orientieren 
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und lokale Akteure in Entscheidungen einbinden, um zur nachhaltigen Verbesserung von Entwicklungs- 

und Lebenschancen vor Ort beizutragen. Die digitale Region erhöht die Sichtbarkeit ländlicher Gemein-

den und stärkt die gemeinsame Standortpolitik. Voraussetzung für das Gelingen dieser regionalen In-

tegration sind langfristige Stadt-Land-Partnerschaften und eine auf Dauer angelegte interkommunale 

Kooperation und die gemeinsame Entwicklung von regionalen (digitalen) Strategien, die gesellschaft-

lichen und technologische Innovationen in lokale Zusammenhänge übersetzen. Dazu bedarf es eines 

gemeinsamen Handlungs- und Organisationsrahmens innerhalb der Region. Wenn Digitalisierung von 

verschiedensten Akteuren getragen und mitgestaltet wird, ist sie kein Selbstzweck, sondern stellt ein 

Mittel zur Erreichung konkreter Ziele und Lebensentwürfe dar. Politisch begleitet und gesellschaftlich 

getragen kann Digitalisierung neue Chancen eröffnen, bestehende Ungleichheiten zwischen Stadt, 

Umland und ländlichen Gemeinden zu entschärfen oder sogar zu beseitigen. 
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4. Erste Zusammenschau 

Die vorhergehenden Ausführungen zeigen, dass in allen thematischen Bereichen (Geographie, Raum-

planung etc.) die in der Politischen Philosophie genutzten grundlegenden Differenzierungen der Ver-

fahrensgerechtigkeit, teilweise auch erweitert als institutionelle Gerechtigkeit,  sowie der Verteilungs-
gerechtigkeit herangezogen werden (vgl. Kapitel 1 und 2). 

Zudem ist zu beobachten, dass auch die neueren Diskussionslinien der politischen Philosophie in den 

raumbezogenen Diskussionen Schritt für Schritt Berücksichtigung finden. Dies gilt zum einen für die in 

den letzten Jahren durch die Arbeiten von Fraser (1997) und Sen (2002) gegebenen neuen Anstösse 

zur stärkeren Berücksichtigung lokaler wie regionaler Fähigkeiten und deren Ermöglichungen. In die-

sem Zusammenhang kann auch auf die stärkere Betonung der Beteiligungs- und Anerkennungsgerech-

tigkeit verwiesen werden. Zum anderen rückt die Diskussion um eine nachhaltige Entwicklung seit den 

1990er Jahren die Dimension der intergenerationellen Gerechtigkeit stärker in de n Mittelpunkt. Dies 

spiegelt sich auch in den aktuellen politischen Diskussionen wider (z.B. Bayerischer Landtag 2018; Kom-
mission Gleichwertigkeit 2019; Miosga2020). 

Obwohl im historischen Diskurs prominent vertreten (z.B. bei D. Hume), findet hingegen die Tausch-

gerechtigkeit bislang nur eine geringe Beachtung. Gerade im Stadt-Land-Kontext kann sie jedoch eine 

wichtige Perspektive darstellen (Höffe 2021). Sie – im Kontext der anderen Dimensionen – stärker in 
die Diskussionen einzubringen, soll ein Teil des ReGerecht-Projektes sein. 

Die verschiedenen Diskussionslinien gehen mehrfach ineinander über lassen sich nicht klar voneinan-

der trennen. Versuche einer Klassifizierung von Sichtweisen oder „Schulen“, wie z.B. bei  

Dadashpoor/Alvandipour (2020), sind für einen Überblick sicherlich hilfreich, erscheinen jedoch für die 
weiterführende Diskussion nur begrenzt geeignet. 

Eine eindeutige Zuordnung von Gerechtigkeitsaspekten auf einen spezifischen Raumausschnitt (lokale, 

regional etc.) lässt sich ebenso wenig erkennen wie ein spezifisches Raumverständnis. Containerraum-

konzepte stehen neben Sichtweisen des Raumes als soziales Konstrukt mit Akteuren, Sichtweisen, In-

teraktionsbeziehungen etc. Durch zunehmende Digitalisierungsprozesse sowie die Virtualisierung und 

Hybridisierung von Räumen wird dies zunehmend komplexer und Raumabgrenzungen für die Ermitt-
lung von Trade Offs oder von Ausgleichslösungen zusehens schwieriger.  

Vielfach dominieren, selbst im raumplanerischen Kontext, theoretische bzw. abstrakt-konzeptionelle 

Arbeiten. Die regionale und lokale Operationalisierungen von Maßstäben für die Umsetzung im Sinne 

von konkreten Ziel-oder Prozesskriterien und messbaren Indikatoren stellt offenbar eine große Her-

ausforderung dar. Deutlich wird dies bereits durch die geringe Anzahl bestehender Indikatorensets 

(Ausnahmen sind z.B. Koppers et al. 2018). Als eine Ursache kann hier gelten, dass grundsätzliche ge-

sellschaftliche Konsensvorstellungen hierbei fehlen. Dies gilt z.B. für die gerechte Verteilung von Land. 

Welche Mengen und Zugangsrechte hier allgemein gelten sollen, ist unklar (vgl. auch Tietz et al. 2021). 

Teilweise fehlen hierzu auch grundlegenden Informationen zu bestehenden Strukturen (z.B. zur Ver-

fügung über Land). Ebenso ist in der Praxis der räumlichen Planung und Entwicklung die Kenntnis von 

Raumstrukturen, z.B. durch Verflechtungsmodelle als Grundlage für die Erfassung von Leistungserbrin-

gungen oder von Ausgleichsnotwendigkeiten, nicht gegeben. Ebenso herausfordernd erscheint die De-

finition von Möglichkeitsräumen (Chancengerechtigkeit). Einzelne Autoren betonnen hier den regio-

nalen Bezug (Miosga 2021). Offen bleibt, für welche Akteure dies dann speziell gilt (siehe .2.1 bei Rawls 

und Höffe). 
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Als grundlegendes Defizit der Auseinandersetzung zu raumbezogener Gerechtigkeit ist trotz langan-

haltender Gerechtigkeitsdiskurse das nahezu Fehlen einer empirischen Gerechtigkeitsforschung im 

Sinne einer umfassenden Erfassung und raumbezogenen Analyse von Normen und Wertvorstellungen 

zu nennen. Ein solcher Ansatz würde es ermöglichen, insbesondere die unterschiedlichen Perspektiven 

der verschiedenen Akteursgruppen adäquat einzubeziehen und auch raum- und kontextspezifische 

Sichtweisen systematisch zu reflektieren.26 Hier besteht konkreter Handlungsbedarf, insbesondere 

auch, um die verschiedenen Fallstudien in einen Gesamtkontext einbetten zu können. Orientierung 

können andere Wissenschaftsbereiche wie z.B. die Medizin liefern (Musschenga 2009). 

Für den konkreten Umgang mit Fragen der räumlichen Gerechtigkeit im ReGerecht-Projekt wurde auf 

die bislang skizzierten Ansätze und Ausführungen zurückgegriffen. Sie werden im Folgenden darge-

stellt. Dabei gilt es zu bedenken, dass die Arbeitsweise, einem transdisziplinären Projektdesign folgend, 

nicht wissenschaftsgetrieben-deduktiv erfolgten, sondern von vielfältigen Rückkopplungsschleifen ge-
prägt waren und sind. 

  

                                                                 

26 Eine der wenigen Ausnahme stellen Brand (2015) und Loft et al. (2020) dar. Sie zeigen zugleich die Universalität von Gerechtigkeitsvor-
stellungen. 
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5. Zur Nutzung raumbezogener Gerechtigkeitsansätze im ReGerecht-

Projekt 

Im Rahmen des ReGerecht-Projektes spielen Fragen der raumbezogenen Gerechtigkeit sowohl aus 

analytischer als auch aus politik- und planungsbezogener Perspektive eine wichtige Rolle. Im Mittel-

punkt steht hierbei die Gestaltung von Stadt-Landverflechtungen, im Projekt bezogen auf die drei Teil-

räume Stadt, Umland und ländlich geprägten Räumen, beginnend mit dem Fallbeispiel Schwerin.  

Im Projekt wurden mehrere Themenfelder identifiziert, für die, aufbauend auf der modellhaften Erfas-

sung von Stadt-Land-Verflechtungen (Doernberg / Weith 2021), hier adressiert werden sollen. 

Dies sind: 

 Wohnbaulandentwicklung 

 Kompensationsflächen 

 Bildung 

 Flächen für Ökosystemleistungen  

 Digitalisierung 

 Energie 

Hierbei werden auch aktuelle wie zukünftige Governanceoptionen mit in den Blick genommen (siehe 
unten). 

In der Projektauftaktveranstaltung sowie im darauffolgenden Workshop in 2018 wurden von Seiten 

der Projektbeteiligten die aus ihrer Sicht für das Projekt bedeutende Gerechtigkeitsaspekte benannt. 

Deutlich wurde eine Differenzierung zwischen den beteiligten Wissenschaftlerinne und Wissenschaft-
lern und den involvierten Praxispartnern. 

Von Seiten der Praxispartner wurden benannt (vgl. Protokoll Auftaktworkshop, Protokoll WS 2) 27: 

 die Frage der Gewährleistung gleichwertiger Lebensverhältnisse ble ibt derzeit offen und könnte 

zukünftig besser über „Gerechtigkeit“ kontextualisiert werden 

 beobachtet wird, dass mit Blick auf den Stadt-Umland-Raum (SUR) im Umland die „Privilegierten“ 

wohnen, während ökonomisch und sozial abgehängte Menschen eher in der Stadt wohnen. Dies 

gilt auch (mit Blick auf andere Regionen) im deutsch-polnischen Grenzraum. 

 es hat sich eine ungerechte Nutzen-Lastenverteilung etabliert: 

o gutsituierte Schweriner ziehen ins Umland und zahlen dort Steuern, die Stadt muss aber Infra-

strukturen (öffentliche Verkehrsmittel, kulturelle Einrichtungen) zur Verfügung stellen, die von 

allen genutzt werden; dies sei ungerecht aus Perspektive der Stadt. 

o es entstehen Umweltbelastungen durch Einpendler; Schwerin weist täglich 25.000 Einpendler 

auf, nahezu ausschließlich mit PKWs. 

o die Bevölkerung in ländlichen Regionen muss im Zuge der Energiewende Beeinträchtigungen 

durch Energieinfrastrukturen ertragen (Windnergieanlagen Photovoltaik, Biogas), aber der 

Nutzen liegt größtenteils in der Stadt bzw. auch in ganz anderen Regionen; dies sei ungerecht 

aus Perspektive des Umlands. 

 es existieren überregionale Ungerechtigkeiten (siehe Energiewende), die nicht auf der Ebene der 

Region gelöst werden können. 

                                                                 

27 Antwort der Beteiligten in den Veranstaltungen auf die Frage: „Was verstehen sie unter einer gerechten räumlichen Entwicklung“ (allge-
mein und/oder mit Blick auf die Region Schwerin)? 
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 das Landesentwicklungsprogramm 2016 hat sich dem Gerechtigkeitsthema angenommen. Im Pla-

nungskontext wurde lange vorrangig über Schrumpfung gesprochen und entsprechend infrastruk-

turell zentralisiert, zum Teil so weit zentralisiert, dass auch einige zentralen Orte auf der Kippe ste-

hen. Hier stellt sich die Frage des weiteren Vorgehens, denn z.B. im Bundesland Bayern wird bereits 

dezentralisiert, um in ländlichen Räumen Entwicklungsalternativen zu bieten.  

 über kommunale Neugliederung und über die finanziellen Auswirkungen müsste neu nachgedacht 

werden. Die einst in MV etablierte Stadt-Umland-Umlage wurde gerichtlich gekippt. 

 Aus Sicht der Bürgermeister in nicht-zentralen Orten werden diese durch raumordnerische Vorga-

ben stark eingeschränkt. Sie haben wenig Mittel, können sich nicht frei entwickeln und ihre Vor-

stellungen verwirklichen, können  nur verwalten und kaum gestalten.  

 Umlandgemeinden erhalten Gelder für den strukturschwachen Ländlichen Raum (LEADER, per 

Gießkannenprinzip für ganz MV), sind aber aus Sicht einiger Beteiligter nicht strukturschwach (An-

merkung: im Vergleich zu anderen Bundesländern ist ganz MV strukturschwach).  

 Zusammenfassend lässt sich somit konstatieren, dass sich die Praxisbeteiligten im ReGerecht-Pro-

jekt vorrangig für die Relevanz von raumbezogener Gerechtigkeit im Stadt- Umland – Land – Ent-

wicklungskontext interessieren. Dabei äußern sich Vertreter aus unterschiedlichen Teilräumen 

(Stadt, Umland, Land) stark indikatorenbezogen mit jeweils spezifischer Begründungen, weshalb 

speziell sie bzw. ihre Kommune / ihr Teilraum sich als ungerecht behandelt fühlen. Benannt werden 

spezifische Verteilungen und Belastungen wie Städte müssen kostenintensiv Infrastruktur für Um-

land bereitstellen, Umlandgemeinden sind schlecht an den ÖPNV angebunden oder das Land wird 

(am Wochenende) durch Städter „überschwemmt“ und vermüllt. Ebenso zum Tragen kommen Fak-

toren der Entwicklungsfähigkeit wie Umlandgemeinden ziehen der Stadt die Einwohner ab oder 

Umlandkommunen wird die Eigenentwicklung verwehrt. Besonders deutlich wurde dies auch an 

Fragen der Wohnbaulandentwicklung (siehe auch unten) im Rahmen der Diskussion um das Won-

baulandkonzept für den Stadt-Umland-Raum Schwerin. Eine positive gegenseitige Wertschätzung 

ist eher die Ausnahme (wie z.B. im Leitbild der Metropolregion Berlin-Brandenburg), wenngleich im 

LEP MV 2016 an mehreren Stellen (z.B. 2.10. 3.3.3. LEP MV) die Notwendigkeit von Abstimmung 
und Kooperation betont wird. 

Durch die wissenschaftlich Beteiligten werden, vorrangig konzeptionell und instrumentell gedacht, an-

dere Aspekte als bedeutsam angesehen. Als Aspekte von besonderer Relevanz werden benannt (vgl. 

Protokoll Auftaktworkshop, Protokoll WS 2): 

 Bedeutsame Kategorien sind „Ausgleichende Gerechtigkeit“, „Lastenausgleich“, „Infrastrukturge-

rechtigkeit“, „Energiegerechtigkeit“ und „Tauschgerechtigkeit“ 

 Können die aktuellen rechtlichen Regelungen zum Zugang zu Grund und Boden als gerecht be-

zeichnet werden?  Kann das Öffentliche Vorkaufsrecht bei Grundstücken mit dem Argument des 

Gemeinwohls begründet werden? 

 Müsste nicht auch das aktuelle Finanz(-ausgleichssystem) als auch das Steuerrecht unter Gerech-

tigkeitsaspekten analysiert werden? Wenn ja, ist dies im Projekt leistbar? 

 Wenngleich derzeit materielle Aspekte der Gewährleistung von Gleichwertigkeit im Mittelpunkt 

vieler fachlicher Diskussionen stehen distributive Gerechtigkeit), sollte insbesondere im Kontext 

der Digitalisierung die Frage der Ertüchtigung und Ermöglichung von Akteuren im Mittelpunkt ste-

hen. Inwieweit hier trotz großer Bemühungen in MV ein „abgehängt sein“ (brain drain) vermieden 
werden kann, bleibt offen. 

Die wissenschaftlichen Partner sehen die Notwendigkeit im Diskurs entlang grundlegender Kategorien 
und betonen zugleich die Notwendigkeit des Wissenschaft-Praxis-Austausches. 
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Für das ReGerecht-Projekt haben sich auf dieser Grundlage zwei Diskussionslinien herausgebildet. Zum 

einen werden, aufbauend auf den bestehenden wissenschaftlichen Diskursen und Ergebnissen, kon-

krete Anforderungen für eine regionale räumliche Gerechtigkeit diskutiert. Dazu dient dieses Diskussi-

onspapier, zugleich wurde auch erste Überlegungen auf Tagungen (ISOCARP-Kongress 2019 und 2021, 

GLP OSM 2019, ARL-Kongress 2020, URP-Kongress 2020 sowie Stadt-Land-plus Workshop 2021) vor-

gestellt und zum Teil publiziert (Weith 2020a). Ein zentrales  Produkt ist das Kernkriteriensets für Räum-

liche Gerechtigkeit, das auch im Modellhaften 10-Punkte-Plan zur gerechten Lösung von Stadt-Land-

Konflikten in der Region Schwerin mit Ansatzpunkten zur Umsetzung in  Stadt- und Raumplanung sowie 
Regionalpolitik benannt ist. 

Zum anderen werden, auf die benannten Publikationen aufbauend und verknüpft mit den aktuellen 

räumlichen Planungsaktivitäten in der Region, konkrete Fragen bei der Zielformulierung und Imple-

mentation formuliert und diskutiert. Als wichtigste bisherige Aktivität ist eine Liste von Fragen zur 

„Räumliche Gerechtigkeit im SUR-Konzept Region Schwerin“ entwickelt worden, die derzeit in den Ent-
wicklungsprozess des Konzeptes integriert wird. 

Beide Produkte werden im Folgenden als Grundlage und Anregung für die weitere Arbeit dargestellt.  

Kernkriterien-Set für ein Konzept „Regionale räumliche Gerechtigkeit“  

Das Kernkriterienset verknüpft die o.g. inhaltlichen Diskussionen im Projekt mit den grundlegenden 

wissenschaftlichen Diskursen um raumbezogene Gerechtigkeit als erstes Zwischenergebnis für den Ab-

bruchmeilensteinbericht im Frühjahr 2021. Wichtiger Ausgangspunkt für die inhaltliche Arbeit bildete 

2019 die projektinterne gemeinsame Erarbeitung von zentralen Thesen zur regionalen räumlichen Ge-

rechtigkeit für eine eigene Session auf dem Open Science Meeting des Global Land Programmes in 

Bern 2019: (Thesen zur GLP-Session 2019). Regionale räumliche Gerechtigkeit wird im ReGerecht-Pro-
jekt demnach, konzeptionell gedacht und grundlegend für ein Kernkriterienset, wie folgt verstanden: 

Regionale räumliche Gerechtigkeit … 

 … umfasst ökonomische, sozio-kulturelle und ökologische Handlungsfelder, 

 … reflektiert territoriale und funktionale Verflechtungsbeziehungen (Wirkungen) im urban-ruralen 

Kontext, 

 … beinhaltet explizit (sub-)regionale und intertemporale Perspektiven unter Einbeziehung interre-

gionaler Verflechtungen, 

 … diskutiert die Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von Ressourcen und Eigentumsstrukturen, Wer-

ten, Normen und institutionellen Settings,  

 … führt zu einem integrativen Ausgleich zwischen distributiver, institutioneller und kommutativer 

Gerechtigkeit (Tauschgerechtigkeit). 

Die letzte These betont die Berücksichtigung der aus der politischen Philosophie bekannte n drei Haupt-

dimensionen von Gerechtigkeit: Institutionelle Gerechtigkeit, Verteilungsgerechtigkeit und Tauschge-
rechtigkeit (Höffe 1989). 

Zur institutionellen Gerechtigkeit gehört insbesondere die Notwendigkeit gerechter Abwägungs- und 

Abstimmungsmechanismen (Koordination, Kooperation, Kompensation). Diese stehen in engem Zu-

sammenhang mit den Zielen der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, die hier auf die regionale 

Ebene bezogen werden. Diese sollten, so die Projektüberlegungen, zukünftig verstärkt durch die Defi-

nition von regionalen Mindeststandards abgesichert werden. Zu erweitern wären die drei Dimensio-

nen durch die explizite Beachtung von „Anerkennungsgerechtigkeit“, d.h. der Notwendigkeit, insbe-
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sondere zu Beginn von Entscheidungsverfahren unterschiedliche Positionen als gleichberechtigt anzu-

sehen. Zudem kann durch eine Neuinterpretation des Begriffes der Tauschgerechtigkeit die Gewähr-

leistung regionaler Ausgleichlösungen erleichtert werden. Dies gilt dann, wenn von Beginn an allen 

Kommunen die gleichen Entwicklungsoptionen zugestanden werden und die Verhinderung der Nut-

zungsmöglichkeit dieser dann kompensiert werden muss (z.B.: Was erhält eine Kommune für einen 
Verzicht auf Wohnbaulandentwicklung?). 

Den aktuellen Arbeitsstand widerspiegelnd, lassen sich in Zusammenführung der o.g. Perspektiven 
zum aktuellen Zeitpunkt als zentrale Kernkriterien benennen: 

Regionale Gerechtigkeit braucht… 

(1) … Grundlagen. Notwendig sind die Erfassung regionaler Verflechtungsbeziehungen sowie Kon-

flikte jenseits administrativer Grenzen. 

(2) … zentrale Themen: Der Austausch über gerechte Lösungen muss in den regional evidenten The-

menfeldern (Wohnen, Kompensationsflächen, Energie …) geführt werden. Nur konkrete Diskussi-
onen vor Ort ermöglichen nachvollziehbare und dauerhaft-tragfähige Lösungen. 

(3) …Bewertungsmaßstäbe für anzustrebende räumliche Mindeststandards, um eine angemessene 
Ausgangssituation für Entwicklungen zu erhalten. 

(4) … den Wechsel von differenzierten Entwicklungsoptionen (für Wohnen, für Gewerbe etc.) und 

dem Ausgleich bei „Nichtberücksichtigung“ bei der Akzeptanz von Vielfalt.  

(5) … die Beachtung mittelfristiger Zeithorizonte zur angemessenen Gestaltung von Lösungen.  

(6) … effektive Organisationsformen und Integrationsprozesse. Insbesondere müssen Lösungen jen-
seits kleinteiliger administrativer Grenzen gefunden werden. 

(7) … die regelmäßige Kontrolle der Wirksamkeit von Entwicklung und Ausgleich. Im Rahmen der 

Überprüfung von Plänen und Programmen kann hierzu ein zentraler Verfahrensbaustein etabliert 

werden. 

Die Kernkriterien dienen als Grundlage für die Erarbeitung regionaler Entwicklungskonzepte. Dort kön-

nen dann auch konkrete Indikatorensets (Input, Prozess, Output / Outcome / Impact) entwickelt wer-

den. Dies kann zukünftig auch in den Transferregionen umgesetzt werden. Die Herausforderungen für 

die Umsetzung lassen sich durch folgende Fragen skizzieren: Was kann auf interkommunaler bzw. re-

gionaler Ebene überhaupt implementiert werden?  An welcher Stelle sollten die gerechtigkeitsorien-

tierten Veränderungen ansetzen? Als ein erster Schritt wurden dazu Fragen für das Stadt-Umland-

Raum – Konzept (SUR) der Stadt Schwerin entwickelt. 

Räumliche Gerechtigkeit im SUR-Konzept Region Schwerin 

Das SUR-Konzept Schwerin stellt einen informellen Entwicklungsansatz für die Region dar, der auf der 

Grundlage landesplanerischer Vorgaben (LEP) die räumliche Zusammenarbeit von Gebietskörperschaf-
ten konkretisiert. Es befindet sich derzeit im Aufstellungsprozess.  

Im konkreten stadtregionalen Anwendungszusammenhang stellt die handlungsbezogene Nutzung all-

gemeiner Gerechtigkeitsdimensionen (v.a. Verteilungsgerechtigkeit, Tauschgerechtigkeit und institu-

tionelle Gerechtigkeit) eine große Herausforderung dar. Für die Region existiert bislang kein Set an 

(legitimierten) Gerechtigkeitszielen oder -indikatoren. Aus Sicht der Projektbearbeiter ist es deshalb 

notwendig, einen Prozess einzuleiten, in dem Fragen der gerechten Stadt-Umland – Land – Entwick-

lung von allen Beteiligten diskutiert und entwickelt werden können (prozessbasierter Ansatz). Ob dies 
im Ergebnis dann zu einer gerechten Entwicklung führt, bleibt zunächst offen. 



 

55 

 

Als Ausgangspunkt für die Diskussion und die damit einhergehende Operationalisierung werden über-

greifende Fragen skizziert, die im Rahmen des SUR-Dialoges zukünftig von den Beteiligten beantwortet 

werden sollten, um einen eignen Maßstab für Gerechtigkeit zu entwickeln. Dabei bleiben Fragen, die 

nicht im stadtregionalen Zusammenhang beantwortet werden können wie z.B. zum gerechten Zugang 

zu Grund und Boden, gezielt außen vor. 

Es lassen sich aus Sicht der Autoren folgende (konzeptionell orientierte) Fragestellungen unterschei-
den: 

(1) Werden die Entwicklungsoptionen der Gemeinden sowie des SUR insgesamt gewahrt? 

 Welche Funktionen (Wohnen, Gewerbe, Freizeit …) übernehmen die Kommunen von sich aus, wel-

che werden ihnen zugewiesen? 

 Nach welchen Regularien / Mechanismen werden die Funktionen bestimmt? Gibt es Alternativen? 

 Wer erhält im Prozess der Funktionszuweisung die Möglichkeit zur Einflussnahme / Stellung-

nahme? Wie werden Mengen und Qualitäten verteilt? 

 Haben alle Kommunen das gleiche Entwicklungsrecht? 

 Haben die Kommunen die Möglichkeit zur Eigenentwicklung? 

 Haben die Kommunen die Fähigkeit zur Eigenentwicklung (Finanzen, Grundstücke, Personal)?  

 

 (2) Erfolgt ein Nutzen – Lasten – Ausgleich? 

 Erhalten Kommunen Funktionen für den SUR, die über diejenigen der anderen Kommunen 

hinausgehen? Wenn ja welche und weshalb? 

 Übernehmen Kommunen belastende Aufgaben, die den gesamten Stadt-Umland-Raum be-

treffen (z.B. Abfalldeponie)? 

 Erhalten Kommunen hierfür einen Ausgleich? Wenn ja, welchen? 

 Welche Ausgleichsmechanismen gibt es? 

 Wie sind Ausgleichsmechanismen ausgestaltet? Wer entscheidet was? 

 Welche Bedeutung hat dies für das Ergebnis? 

 

(3) Erfolgt eine umfassende Beteiligung relevanter Gruppen und sind die Verfahren inklusiv und ausge-
wogen? 

 Wer wird bei Entscheidungen zum SUR beteiligt?  

 Haben alle gleiche Anhörungs- und Beteiligungsrechte? Wenn nein, warum nicht? 

 Werden Aktivitäten für die Offenhaltung zukünftiger Handlungsmöglichkeiten ergriffen?  

 
 (4) Werden zukünftige Handlungsoptionen offengehalten? 

 Welche Zukunftsentwicklungen der Kommunen werden formuliert?  

 Werden in der Zukunft wirksame Investitionen heute getätigt? Welche?  

 Werden gezielt Optionen (Flächen, Funktionen, Finanzmittel) für zukünftige Entwicklungen zurück-
gehalten / offen gehalten? 

Die Beantwortung all dieser Fragen soll schrittweise zu einer vertieften Auseinandersetzung mit dem 

Thema „Räumliche Gerechtigkeit im SUR“ führen, eventuell mögliche Indikatoren verdeutlichen und 
muss jeweils auf den Sitzungen erfasst / dokumentiert und diskutiert we rden.  
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6. Zusammenfassung und Ausblick 

Das vorliegende Diskussionspapier dient als Grundlage für die  Diskussion um die Ausgestaltung raum-

bezogener Gerechtigkeit. Dies nicht nur im Rahmen des ReGerecht-Projektes und der Fördermaß-

nahme Stadt-Land-plus, sondern darüber hinaus im politisch-gesellschaftlichen wie im wissenschaftli-

chen Kontext. Es knüpft an die bereits benannten politischen wie wissenschaftlichen Initiativen zur 

stärkeren Durchdringung und Ausdifferenzierung im Kontext aktueller gesellschaftlicher Entwicklun-

gen. Die Ergebnisse sollen ermöglichen, grundlegende Orientierungen für planerisch-politische Ent-

scheidungen, speziell auch zur Lösung von regionalen räumlichen Konfliktsituationen durch gerechtig-

keitsbezogene Maßstäbe zu erleichtern.  

Für den Entwicklungsprozess von Gerechtigkeitsorientierungen stellen mehrere Aspekte eine Heraus-
forderung dar: 

 Die Vielzahl bereits existierender Norm- und Zielvorgaben und Regelwerke im verflochtenen 

Mehrebenensystem, die zum Teil auch gesetzlich und untergesetzlich fixiert sind und miteinander 

in vielfältiger Beziehung stehen; 

 Eine bereits im regionalen Kontext hohe Zahl zu beachtender, und je nach Vorgehensweise auch 

einzubeziehender Akteurspositionen (Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Wissen-

schaft);  

 Das Spannungsfeld zwischen individuellen und gesellschaftlichen Entwicklungsoptionen und Ein-

schränkungen der Wahl- und Handlungsfreiheit; 

 Die Integration und Interpretation von räumlichen und zeitlichen Skalen, insbesondere mit Blick 

auf die intergenerationelle Gerechtigkeit; 

 

Mit Blick auf die bislang auch im Projekt geführten Diskussion lässt sich bereits jetzt feststellen, dass 

die Veränderungen der bisherigen Selbstverständnisse und Logiken raumplanerischer Verteilungsmus-

ter, insbesondere von Funktionszuweisungen (Top-Down-Verteilung von Funktionszuweisungen, z.B. 
im Rahmen des Zentrale-Orte-Prinzips), eine der größten Herausforderungen darstellt. 

Aus Sicht der Autoren bestehen, auch nach Diskussionen auf internationalen und nationalen Veran-

staltungen (z.B. Global Land Programme Open Science Meeting 2019, Stadt-Land-plus Workshop 2021) 

drei für die zukünftige Diskussion erfolgversprechenden Diskussionslinien.  Diese sind bislang konzep-

tionell orientiert, könnten aber zukünftig noch stärker indikatorenorientiert für die regionale und kom-

munale Praxis handhabbar gemacht werden (insbes. Vorschlag 1).  

1. Verstärkte Verknüpfung der Diskussion von „Gleichwertigkeit“ in der Raumplanung / Raumentwick-
lung und regionaler Gerechtigkeit 

Mit der Diskussion um gleichwertige Lebensverhältnisse bestehen, wie oben benannt, ein in der raum-

planerischen Community gut bekannter Topos mit etablierten Verteilungsregeln. Schwerpunkt ist die 

landesplanerische Ausgestaltung, zum Teil auch eine regionalplanerische Spezifizierung. Letztere kann 

aus Sicht der Autoren als konkreter Ansatzpunkt für die Weiterentwicklung dienen, in dem Gleichwer-

tigkeit auch auf regionaler Ebene thematisiert und inhaltlich definiert wird. Dafür bedarf es jeweils 

eines Handlungsauftrages für die Regionalplanung. Wesentliche Grundlage für die Ausgestaltung stel-
len regionaler Verflechtungs- und Wirkungsräume für die räumliche Abgrenzung dar. 

Die Zielvorstellungen können bundesländerbezogenen oder regional als Mindeststandards definiert 

werden. Die Vorgehensweise sowie Eckpunkte sollten in einem Maßstäbegesetz (vgl. Kap. 3.3) fixiert 
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werden. Mögliche Inhalte sind Erweiterung des Zentrale-Orte-Prinzips von ökonomisch-infrastruktu-

rellen auf „soziale“ Inhalte (Soziale Orte), die verpflichtende Etablierung regionaler Kooperations-

räume, die Verpflichtung zu Maßnahmenpaketen (inkl. finanzieller Maßnahmen) bei Unterschreiten 
der Mindeststandards sowie die Etablierung differenzierter Monitoringaktivitäten ( vgl. Kap 3.3). 

2. Erweiterung der Grundkategorien von Gerechtigkeit um „Beteiligungs- und Anerkennungsgerech-

tigkeit“ 

Ein möglicher zweiter Ansatzpunkt besteht in der gezielten Verknüpfung und Erweiterung bestehender 

partizipativer Formate mit den in den Kapiteln 3.1 und 3.7 ausgeführten Ansätzen der Anerkennungs-

gerechtigkeit und der Beteiligungsgerechtigkeit. Dies stellen eine politisch-konzeptionelle Erweiterung 

der distributiven und prozeduralen Gerechtigkeit dar. Exemplarisch stehen hierfür die Entwicklungen 

im Bereich der Energieversorgung (Windenergie; siehe 3.7). Dort wurden mit Blick auf die Produktions- 

und Konsumtionsräume, die jeweiligen Verflechtungsbeziehungen sowie den damit verbundenen Kon-

flikten neue Beteiligungsformate (auch gesetzlich) fixiert und neue Formen der Anerkennung von Akt-

euren diskutiert. Somit ist nicht nur der Einsatz bzw. die Anwendung dieser Ansätze von Bedeutung, 

sondern deren generelle Existenz und Verfügbarkeit. Da Anerkennung zugleich den Aspekt der Ver-

meidung raumbezogener Stigmatisierung und Reflexion der Verschiedenartigkeit von Räumen um-

fasst, ist dies mit Blick auf die Heterogenität von Akteuren und Interessenlagen hierbei zu integrieren. 

3. Weiterentwicklung und Neuausrichtung des Begriffs der Tauschgerechtigkeit  

Die bisherigen Ansätze zur Weiterentwicklung raumbezogener Gerechtigkeit beziehen sich auf die 

Fortentwicklung der Dimensionen Verteilungsgerechtigkeit und Institutionelle Gerechtigkeit. Eine wei-

terführende Möglichkeit ergibt sich durch die Neuinterpretation von Tauschgerechtigkeit (vgl. Weith 

2020, Höffe 2021). 

Den Ausgangspunkt stellt das Verständnis von einer Gleichheit aller Bürgerinnen und Bürger und somit 

aller von ihnen gemeinschaftlich hergestellten Situation in den Kommunen. Die Tauschgerechtigkeit 

bezieht sich demnach nicht nur auf einzelne Personen, sondern auch auf „Vertragsgemeinschaften“ 

wie hier Kommunen.28 Alle Kommunen sind demnach mit Blick auf ihre kommunale Entwicklungsfä-

higkeit gleichberechtigt. Werden den Kommunen Entwicklungsfähigkeiten „von außen“, d.h. von an-

deren politisch-administrativen Ebenen Entwicklungsmöglichkeiten (jenseits der „Eigenentwicklung“) 

versagt, leitet sich daraus ein Kompensationsbedarf bzw. ein Recht auf Kompensation ab. Die Vertei-

lung von Entwicklungsoptionen (Zentrale Orte, Entwicklungsschwerpunkte etc.) wird dabei durch Kom-

pensationsnotwendigkeiten ergänzt. Dementsprechend müssen diese auch nicht gleichartig, sondern 

gleichwertig sein. Eine Differenzierung und Schwerpunktsetzung bei räumlichen Entwicklungen bleibt 
somit enthalten. 

In Teilen ist dieser Ansatz schon bei den Finanzausgleichsverfahren umgesetzt. In der räumlichen Pla-

nung und Strukturpolitik findet er jedoch bislang keine Anwendung. Hier bedarf es der Entwicklung 

von Kompensationsmechanismen und deren Umsetzung sowohl in der räumlichen Planung (insbeson-

dere Landesplanung und Regionalplanung) als auch der ökonomisch orientierten Regionalpolitik (För-

derpolitik). Für die Umsetzung kann sich hierbei am Modell der handelbaren Flächenzertifikate orien-

tiert werden. Auch hier erhalten alle Kommunen die gleichen Entwicklungsrechte und können diese 

                                                                 

28 Diese unterschiedlichen Bezüge sind bereits im historischen Abriss (Kapitel 2.1) bei Hume (individuell) und Aristoteles / Rawls (Staatsauf-
gaben) erkennbar. 
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dann im Rahmen eines Handelssystems veräußern. Für die Kompensationsmaßnahmen gilt die gleiche 

Logik, nur in umgekehrter Form (Kompensation statt Veräußerung).  

Folge wäre eine stärkere Berücksichtigung der Entwicklungsfähigkeit insbesondere ländlicher Kommu-

nen. Die bisherigen Planungs- und Förderpolitiken würden ergänzt und erweitert. In der Folge wäre es 

insbesondere den durch Kompensationen gestärkten Kommunen möglich, ihre eigenen Entwicklungs-

fähigkeiten auf andere Art und Weise, z.B. durch neue Bauprojekte, besser zur Geltung zu bringen. Es 

besteht auch die Möglichkeit, Ideen und Fähigkeiten der Bürgerinnen und Bürger vor Ort besser zur 
Geltung zu bringen. 

Wie groß sich der jeweilige Umgriff der „Tauschräume“ gestaltet, läßt sich nicht generell festlegen. So 

sind für die Versorgung mit Alltagsgüter (täglicher bedarf) sicherlich wesentlich nahräumlichere 

„Grenzziehungen“ notwendig als für die Betrachtung von Fragen der Energiegerechtigkeit, die mindes-
tens im Rahmen von Regionen oder gar Bundesländern bearbeitet werden müssen. 

Ebenso herausfordernd gestaltet sich der Umgang mit zeitlichen Dimensionen, d.h. in welchen Zeit-

räumen hier Tausch und Ausgleich zu realisieren sind. Dies umfasst auch die Frage, inwieweit Entwick-
lungen aus der weiteren Vergangenheit Berücksichtigung finden sollen. 

 

Die drei skizzierten Ansätze zur Weiterentwicklung lassen sich aus Sicht der Autoren miteinander ver-
knüpfen. Skizziert werden soll eine Option. 

Die verfahrens- und beteiligungsgerecht erfolgte Festlegung von Mindeststandards ermöglicht eine 

gleiche Ausgangsposition für alle Kommunen. Die Zuweisung zusätzlicher Funktionen (Flächenentwick-

lungen, zentralörtliche Ausstattung) erfolgt dann nach einem alle Kommunen gleichartig realisierten 

Beteiligungsprozess, und nicht mehr wie bislang Top-down. Dabei sollte die gesamte „Verteilungs-

masse“ Berücksichtigung finden. Die Kommunen müssen dann, im Sinne der Tauschgerechtigkeit, Flä-

chen, Funktionen oder als weiter als tauschbar Anerkanntes untereinander verhandeln. Bedarf es, z.B. 

zur Lösung von Verhandlungsblockaden oder zur Sicherstellung übergeordneter Belange (z.B. Natur-

schutzflächen internationaler Bedeutung), externer Intervention durch Dritte (z.B. der Landespolitik), 

hat die jeweilige Intervention das Prinzip der Tauschgerechtigkeit zu berücksichtigen und kann nicht 
einseitig zugunsten einer oder weniger Kommunen ohne entsprechende Kompensation entscheiden.  

Aufbauend auf diesen Entwicklungsmöglichkeiten werden die Diskussionen zu einer möglichen weite-

ren Ausgestaltung als auch konkreten Umsetzung im ReGerecht-Projekt und darüber hinaus nun fort-

geführt. Das Diskussionspapier liefert hierfür eine gute Grundlage. Dabei wird davon ausgegangen, 

dass es nicht nur um die Beseitigung von „alltäglicher Ungerechtigkeit“ (Davy 2021:6) geht, sondern, 

trotz aller skizzierten Einwände29, um grundlegende Maßstäbe für eine zukünftige räumliche Entwick-

lung. 

Wie aktuell dabei die Auseinandersetzungen zum Thema sind, zeigt ein aktueller Zeitschriftenartikel in 

der Neue Züricher Zeitung (Höffe 2022). Die Frage nach einer raumbezogenen Gerechtigkeit wird auch 
weiterhin Aufmerksamkeit erhalten und erzeugen. 

  

                                                                 

29 z.B. unterschiedliche subjektive Vorstellungen, Lebenslagen, Trade-Offs etc. 
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Anhang: Der 10 Punkte - Plan für die Region Schwerin 

Gerechter Interessenausgleich zwischen Stadt, städtischem Umland  

und ländlichem Raum für die Region Schwerin 

Ein Anforderungsprofil in 10 Punkten 

Erstellt durch: Thomas Weith (ZALF), Wolfgang Köck (UFZ), Sabine Barthold (TUDD),  Alexandra 

Doernberg (ZALF), Eva Eichenauer (IRS / BTU), Meike Fienitz (ZALF), Ute Franke (LG M-V), Freia 

Gabler (AfRL), Ludger Gailing (IRS / BTU), Karl-Heinz Goetz (BLG), Thomas Köhler (TUDD), Hol-

ger Oertel (LH Schwerin), Christoph Rheinschmitt (UFZ), Rosemarie Siebert (ZALF), Martin 

Stumpler (LH Schwerin), Andreas Thiele (LH Schwerin), Ellen Wahls (AfRL)  

Vorbemerkung 

Im Rahmen des Projektes ReGerecht wurden seit September 2018 Analysen und, darauf auf-

bauend, Lösungsansätze für eine verbesserte landnutzungsbezogene Zusammenarbeit mit 

Blick auf eine gerechte Stadt-Land-Entwicklung erarbeitet. Die folgenden zehn Punkte sind ein 

erstes Zwischenfazit zur Weiterentwicklung der Region im Rahmen des Projektes. Sie basieren 

auf dem durch ReGerecht verbesserten wissenschaftlichen Kenntnisstand als auch auf den 

Entwicklungen in der Region und stellen – aus Sicht des Projektes – eine Empfehlung für die 

Weiterarbeit insbesondere der lokalen wie der regionalen Akteure dar.  

Die zehn Punkte werden übersichtsartig mit kurzen Erläuterungen dargestellt und dann aus-

führlicher einzeln beleuchtet. 

1. Regionale Gerechtigkeit als (einen) Maßstab setzen 

2. Regionale Handlungsräume definieren 

3. Regionale Verflechtungsbeziehungen sichtbar machen und regionale Handlungsfelder in-

tegrativ entwickeln 

4. Wohnbaulandentwicklung gemeinsam gestalten 

5. Ökosystemleistungsansatz in der Planung und für das Management von Naturleistungen 

nutzen 

6. Flächen strategisch bevorraten – regionales Landmanagement umsetzen 

7. Wind für alle – Gerechte Lösungen in der Energiewende durch Finanzausgleich forcieren 

8. Die digitale Region stärken 

9. Die Ziele realisieren: Umsetzung durch bessere Analysen und Evaluation der Ergebnisse 

10. Den Rahmen setzen: Überörtliche Strukturen schaffen und Aktivitäten entwickeln 

 

1. Regionale Gerechtigkeit als (einen) Maßstab setzen 

Für die Region Schwerin besteht die Notwendigkeit, die regionale Zusammenarbeit weiterzu-

entwickeln. Dazu bedarf es übergeordneter Grundsätze. Ein zentraler Maßstab aus Sicht des 
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ReGerecht-Projektes ist „regionale Gerechtigkeit“. Regionale Gerechtigkeit fokussiert die Ge-

rechtigkeitsbetrachtung primär auf den Stadt-Umland-Raum Schwerin, geht jedoch auch dar-

über hinaus, denn sie hat sowohl die Vielfältigkeit der realen Verflechtungen als auch der Zu-

ständigkeiten in der räumlichen Planung zu beachten. Die auf raumordnungsrechtlicher 

Grundlage erfolgte Etablierung des Stadt-Umland-Raumes Schwerin bietet Chancen, die Zu-

sammenarbeit von Stadt und Land zu stärken und gerechter zu gestalten. Gesetzgeberische 

und raumplanerische Entscheidungen auf übergeordneten räumlichen Ebenen können zugleich 

den Handlungsspielraum für die Stadt-Umland-Zusammenarbeit erweitern als auch eingren-

zen. 

2. Regionale Handlungsräume definieren 

Die Gewährleistung regionaler Gerechtigkeit, gleichwertiger Lebensverhältnisse wie auch die 

Bewältigung spezifischer Raumkonflikte kann nur durch regionale Zusammenarbeit gelingen. 

Für die Stadt-Umland-Räume in Mecklenburg-Vorpommern bestehen sogar gesetzliche Festle-

gungen zu deren Etablierung. Da diese Räume zwar wichtige, jedoch nicht alle räumlichen Ver-

flechtungen abdecken, besteht die Notwendigkeit weiterer Kooperationen außerhalb des 

Stadt-Umland-Raumes. 

3. Regionale Verflechtungsbeziehungen sichtbar machen und regionale Handlungs-

felder integrativ entwickeln  

Eine wesentliche Grundlage für einen gerechten Interessensausgleich zwischen Stadt, Umland 

und ländlichem Raum liegt im Verständnis über die bestehenden räumlichen Verflechtungen 

und die intraregionale Verteilung von Vorteilen und Lasten. Das in ReGerecht entwickelte em-

pirische Stadt-Umland-Modell für die Region Schwerin liefert hierzu wichtige Erkenntnisse und 

schafft Bewusstsein für einen gemeinsamen Planungs- und Verantwortungsraum. Es sollte da-

her im Dialog mit den Akteuren vor Ort genutzt werden, um weitere Handlungsfelder für eine 

interkommunale oder regionale Zusammenarbeit in der Region Schwerin zu identifizieren und 

integrativ weiterzuentwickeln. 

4. Wohnbaulandentwicklung gemeinsam gestalten 

Die gemeinsame Gestaltung der Wohnbaulandentwicklung im SUR Schwerin wird im Rahmen 

des Aushandlungsformates „Stadt-Umland-Dialog“ weitergeführt. Das Format wird seitens der 

Akteure als vertrauensbildend anerkannt und getroffene Vereinbarungen entfalten hierdurch 

Selbstbindungswirkung. Gelöst werden muss das Spannungsfeld von kommunalen Eigenent-

wicklungsinteressen und raumordnerischer Zielsetzungen. Erkenntnisse aus dem ReGerecht-

Projekt, insbesondere zu den komplexen Verflechtungsbeziehungen im SUR Schwerin sowie zu 

Konflikten, sollen zukünftig verstärkt in den Dialog-Prozess einfließen. Sie dienen der Förde-

rung eines integrierten Raumverständnisses sowie dem Austarieren regional gerechter Lösun-

gen unter Beachtung landesplanerischer Vorgaben zu Daseinsvorsorge und Nachhaltigkeit. 
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5. Ökosystemleistungsansatz in der Planung und für das Management von Naturleis-

tungen nutzen  

Stadt und Land sind vernetzt. Zwar sind bestimmte Ökosystemleistungen wie Erholung oder 

lokale Klimaregulierung in Stadt und Land gleichermaßen anzutreffen. Die Erstellung vieler an-

derer Leistungen wie Nahrungsmittel, Windenergie, Rohstoffe erfolgt jedoch v. a. in ländlichen 

Räumen. Städte fragen diese Leistungen dann nach. In der Stadt Schwerin besteht die Beson-

derheit, dass sich innerhalb des Stadtgebietes große Gewässer-, Landwirtschafts- und Wald-

flächen befinden, die in Teilen unter Natur- und Landschaftsschutz stehen und wertvolle Na-

turleistungen erbringen. Die Planung und das nachhaltige Management von Flächen, Land-

schaften und Naturleistungen sollte jedoch nicht an der Stadtgrenze enden oder allein in der 

räumlichen Dimension „Stadt“/„Land“ oder sektoralen Dimensionen wie „Landwirtschaft“ o-

der „Tourismus“ gedacht werden. Vielmehr sind integrative Ansätze erforderlich. Der Ökosys-

temleistungsansatz bietet hier große Potentiale. Ihn gilt es, im Projekt für die regionale Pla-

nungspraxis weiter zugänglich und anschlussfähig zu machen. Dies betrifft v.a. die Stadt-, 

Landschafts- und Regionalplanung. 

6. Flächen strategisch bevorraten – regionales Landmanagement umsetzen  

Strategische Flächenpolitik mit einer vorausschauenden Bodenbevorratung ist ein zentraler 

Schlüssel zur Reduzierung von Flächenverbrauch und fehlgeleiteter Flächenansprüche, der Um-

setzung von Kompensationsansprüchen, der Etablierung von Synergien in der Landnutzung 

und somit der Stadt-(Um-)Land-Entwicklung insgesamt. Ein solches Vorgehen ist bislang in der 

Region Schwerin nur in ersten Ansätzen erkennbar und wird deshalb im Rahmen des ReGe-

recht-Projektes inhaltlich und organisatorisch konzeptioniert. 

7. Wind für alle – Gerechte Lösungen in der Energiewende durch Finanzausgleich for-

cieren 

Eine gesetzlich verankerte Pflicht zur finanziellen Beteiligung an Windkraftanlagen sowie ihre 

lokale Umsetzung ist ein wichtiger Schritt hin zu gerechten Lösungen in der Energiewende. Dies 

sichert gute Rahmenbedingungen für ländliche Kommunen – auch im Sinne eines Interessens-

ausgleichs zwischen Stadt und Land. Denn die Infrastrukturen der Energiewende konzentrieren 

sich im ländlichen Raum, eine lokale Wertschöpfung findet aber häufig nicht statt. Das Land 

Mecklenburg Vorpommern ist bei der Berücksichtigung dieser Erkenntnisse rechtlich Vorreiter 

– und muss die regionale Umsetzung weiter über die  Stadt-Umland-Räume hinaus unterstüt-

zen. 

8. Die digitale Region stärken  

Die Digitalisierung muss sowohl städtische als auch ländliche Räume als Orte der Innovation 

stärken und vernetzen. Die digitale Region bedarf dabei nicht nur des Netzausbaus, sondern  
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langfristiger Stadt-Land-Partnerschaften, um so technologische und gesellschaftliche Innova-

tionen in vollem Umfang lokal zu ermöglichen. Bislang wird dieses Experimentierfeld für Neu-

entwicklungen wie E-Government, E-Learning, Smart Technologies oder auch Open Data in 

Wirtschaft, Politik und Verwaltung auch in der Region Schwerin nicht umfassend genutzt. Da-

bei gilt es, die Fokussierung auf die technologische Dimension zu überwinden. 

9. Die Ziele realisieren: Umsetzung durch bessere Analysen und Evaluation der Ergeb-

nisse 

Um eine tragfähige regionale Zusammenarbeit entwickeln zu können, bedarf es sowohl für 

formale Pläne als auch für eher informelle Konzepte zielgerichteter Planungsprozesse. Hierzu 

gehören zum einen eine vertiefte Analyse der Ausgangslage, insbesondere der Akteurskonstel-

lationen, der jeweiligen Interessen relevanter Akteure sowie bestehender und potenzieller Kon-

flikte. Zum anderen gilt es zu erfassen, welche Wirkungen die eingeschlagenen Wege entfalten 

und wie sie erfolgreich weiterentwickelt werden können. 

10. Den Rahmen setzen: Überörtliche Strukturen und Aktivitäten entwickeln 

Die Wahrung bzw. die Herstellung regionaler Gerechtigkeit liegt nicht allein in der Gestaltungs-

macht regionaler und lokaler Akteure oder Institutionen, sondern wird in hohem Maße beein-

flusst durch Entscheidungen in Land, Bund und EU. Dies betrifft beispielsweise Finanzen, Flä-

chenpolitik, Infrastrukturen und Planungsprozesse. Dort falsch gestellte Weichen können auf 

lokaler bzw. regionaler Ebene nicht oder nur mit großen Mühen kompensiert werden. Verbind-

liche Entscheidungen auf überörtlicher Ebene können jedoch auch das Finden gerechter Lösun-

gen auf der lokalen bzw. regionalen Ebene befördern, wenn die Rahmensetzung dem Prinzip 

der Subsidiarität verpflichtet bleibt. 

Nächste Schritte 

Die vorgelegten Vorschläge sollten sowohl über die Praxispartner im ReGerecht-Projekt als 

auch über alle weiteren Ansatzpunkte offen in der Region diskutiert werden. Erst in der akti-

ven Auseinandersetzung vor Ort zeigt sich die reale Machbarkeit. Zugleich sind die zehn 

Punkte mögliche Orientierung für Transferregionen und für die Diskussion in der gesamten 

Förderinitiative Stadt-Land-plus. Im ReGerecht-Projekt wird derzeit geprüft, inwieweit eine ei-

gene Veranstaltung in der Region für eine breitere Diskussion der Vorschläge dienen kann. 
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LANGFASSUNG 

1. Regionale Gerechtigkeit als (einen) Maßstab setzen 

Für die Region Schwerin besteht die Notwendigkeit, die regionale Zusammenarbeit weiterzu-

entwickeln. Dazu bedarf es übergeordneter Grundsätze. Ein zentraler Maßstab aus Sicht des 

ReGerecht-Projektes ist „regionale Gerechtigkeit“. Regionale Gerechtigkeit fokussiert die Ge-

rechtigkeitsbetrachtung primär auf den Stadt-Umland-Raum Schwerin, geht jedoch auch dar-

über hinaus, denn sie hat sowohl die Vielfältigkeit der realen Verflechtungen als auch der Zu-

ständigkeiten in der räumlichen Planung zu beachten. Die auf raumordnungsrechtlicher 

Grundlage erfolgte Etablierung des Stadt-Umland-Raumes Schwerin bietet Chancen, die Zu-

sammenarbeit von Stadt und Land zu stärken und gerechter zu gestalten. Gesetzgeberische 

und raumplanerische Entscheidungen auf übergeordneten räumlichen Ebenen können zugleich 

den Handlungsspielraum für die Stadt-Umland-Zusammenarbeit erweitern als auch eingren-

zen. 

Die Auseinandersetzung um räumliche Gerechtigkeit hat ihren Ausgangspunkt in der Beobach-

tung von Disparitäten und in der Feststellung, dass diese nicht einfach schicksalshaft hinzu-

nehmen sind, sondern ihnen durch die Gestaltung des Raumes entgegenzuwirken ist. Dabei 

können verschiedene Perspektiven räumlicher Gerechtigkeit unterschieden werden. In einer 

Verteilungsperspektive geht es um die Wahrung bzw. Herstellung gleichwertiger Lebensver-

hältnisse, insbesondere durch eine Mindestausstattung infrastruktureller Daseinsvorsorge 

und durch eine faire Verteilung von ökologischen Leistungen und Lasten. In einer Governance-

perspektive über verbindliche Entscheidungen zur Entwicklung des Raumes geht es um faire 

Entscheidungsverfahren und um partizipative Prozesse des Agenda Setting. Räumt man in ei-

ner Tauschperspektive allen Kommunen gleiche Rechte ein, sind gleiche Entwicklungschancen 

wesentlich. In einer Zukunftsperspektive geht es um die Wahrung bzw. Wiederherstellung von 

Chancengerechtigkeit und um Generationengerechtigkeit.  

Der aktuelle gesellschaftlich-politische Diskurs über Raumgerechtigkeit ist in Deutschland mit 

dem Konzept der gleichwertigen Lebensverhältnisse als gesetzlich verankerten Leitprinzipien 

der Raumordnung (§ 1 II ROG) eng verbunden. Was gleichwertige Lebensverhältnisse bedeu-

tet, versteht sich nicht von selbst, sondern muss regional und überregional festgelegt werden. 

Der Landesgesetzgeber sollte deshalb die Notwendigkeit gesetzlicher Festlegungen durch ein 

„Maßstäbegesetz“ (nochmals) prüfen. Wichtige Indikatoren für Maßstäbe sind z.B. die Infra-

strukturversorgung und die Umweltqualität. Werden Mindeststandards festgelegt, müssen 

bei deren (drohender) Unterschreitung konkrete Maßnahmen ausgelöst werden („Mindes t-

maßgebot“). Dies gilt v.a. für das Handeln öffentlicher Institutionen auf unterschiedlichen 

räumlichen Ebenen. Auf die Investitionsentscheidungen Privater kann sicherlich nur begrenzt 

Einfluss genommen werden. 

  



 

80 

 
 

2. Regionale Handlungsräume definieren 

Die Gewährleistung regionaler Gerechtigkeit, gleichwertiger Lebensverhältnisse wie auch die 

Bewältigung spezifischer Raumkonflikte kann nur durch regionale Zusammenarbeit gelingen. 

Für die Stadt-Umland-Räume in Mecklenburg-Vorpommern bestehen sogar gesetzliche Festle-

gungen zu deren Etablierung. Da diese Räume zwar wichtige, jedoch nicht alle räumlichen Ver-

flechtungen abdecken, besteht die Notwendigkeit weiterer Kooperationen außerhalb des 

Stadt-Umland-Raumes.  

Das Raumordnungsrecht in Mecklenburg-Vorpommern macht klare Vorgaben. Es belässt es 

nicht bei der bloßen Etablierung von Stadt-Umland-Räumen und hierauf bezogener Koopera-

tionspflichten, sondern setzt auch Anreize für die gemeinsame Erarbeitung von Stadt-Umland-

Konzepten, indem entsprechende Konzepte zur Voraussetzung für den Einsatz von  Förder-

mitteln des Landes MV gemacht wurden (sollten). Zudem ist dem Land die Befugnis einge-

räumt worden, von der Raumordnungsbehörde erarbeitete Entwürfe für Stadt-Umland-Kon-

zepte für verbindlich zu erklären, wenn innerhalb einer bestimmten Frist keine Einigung zu-

stande kommt. Solche Anreize können dabei helfen, dass eine raumordnerische Zusammen-

arbeit gelingt. Darüber hinaus gehende regionale Entwicklungskonzepte bzw. Stadt-Umland-

Konzepte ermöglichen einen noch umfassenderen gerechten Interessenausgleich. Hierzu ent-

wickelt das ReGerecht-Projekt eigene Vorschläge. 

3. Regionale Verflechtungsbeziehungen sichtbar machen und regionale Handlungs-

felder integrativ entwickeln  

Eine wesentliche Grundlage für einen gerechten Interessensausgleich zwischen Stadt, Umland 

und ländlichem Raum liegt im Verständnis über die bestehenden räumlichen Verflechtungen 

und die intraregionale Verteilung von Vorteilen und Lasten. Das in ReGerecht entwickelte em-

pirische Stadt-Umland-Modell für die Region Schwerin liefert hierzu wichtige Erkenntnisse und 

schafft Bewusstsein für einen gemeinsamen Planungs- und Verantwortungsraum. Es sollte da-

her im Dialog mit den Akteuren vor Ort genutzt werden, um weitere Handlungsfelder für eine 

interkommunale oder regionale Zusammenarbeit in der Region Schwerin zu identifizieren und 

integrativ weiterzuentwickeln. 

Basis für einen gerechten Interessensausgleich zwischen Stadt, Umland und ländlichen Raum 

ist das Verständnis über die komplexen Austausch- und Verflechtungsbeziehungen innerhalb 

der betrachteten Gebietskörperschaften. Im Rahmen des ReGerecht-Projektes wurden daher 

konzeptionelle Modelle zu Nexusbeziehungen in ein vereinfachtes empirisches Stadt-Umland-

Modell für die Region Schwerin überführt. Damit soll die bestehende räumliche Arbeitsteilung 

besser abgebildet werden, als dies in der bisherigen Form sektoraler Betrachtungen erfolgt 

ist. Gleichzeitig soll existierenden Vorurteilen zur Nutzen-Lasten-Verteilung zwischen Stadt, 

Umland und ländlichem Raum eine empirische Basis entgegengesetzt und sollen bereits exis-

tierende Ausgleichsmechanismen transparent dargestellt werden.  

Die im Rahmen des ReGerecht-Projektes gewonnenen Erkenntnisse werden mit den regiona-

len Akteuren diskutiert. Ein zukünftig verstärkt nutzbares Format stellt der bestehende Stadt-
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Umland-Dialog dar, im Rahmen dessen bislang vorwiegend Fragen der Wohnbauentwicklung 

diskutiert und somit nur ein Teil der landesplanerisch verankerten Kooperationsthemen ab-

gedeckt werden. 

Parallel zu einer laufenden Erhebung zu zukünftig erweiterten Handlungsfeldern der inter-

kommunalen Kooperation durch das Amt für Raumordnung und Landesplanung Westmeck-

lenburg können die gewonnenen Daten für die Erarbeitung themenbezogener Steckbriefe als 

Basis einer integrierten räumlichen Gesamthandlungskonzeption für den Stadt-Umland-Raum 

einfließen. Die verwendete Datenbasis und die Erkenntnisse zum Umgang mit Schlüsselindi-

katoren sind wiederum eine Basis für die Evaluierung und das Monitoring bestehender und 

zukünftiger gesamträumlicher Planungen. 

Dem Grundsatz der Freiwilligkeit interkommunaler Kooperation folgend sollten die Erkennt-

nisse aus dem ReGerecht-Projekt daher dazu dienen, bei bestehenden Problemlagen den Akt-

euren vor Ort Konfliktlösungen und Ausgleichsmechanismen aufzuzeigen und an der integra-

tiven Weiterentwicklung der Kooperationsthemen in der Region Schwerin mitzuwirken. 

Hierzu kann es sinnvoll sein, je nach Thema bestehende Formate hinsichtlich des Akteurs-

spektrums oder der betrachteten Gebietseinheit anzupassen. Eine wichtige Erkenntnis aus 

den bislang analysierten best-practice Beispielen interkommunaler Kooperation ist es, den ge-

meinsamen Nutzen für die Akteure aufzuzeigen. 

4. Wohnbaulandentwicklung gemeinsam gestalten 

Die gemeinsame Gestaltung der Wohnbaulandentwicklung im SUR Schwerin wird im Rahmen 

des Aushandlungsformates „Stadt-Umland-Dialog“ weitergeführt. Das Format wird seitens der 

Akteure als vertrauensbildend anerkannt und getroffene Vereinbarungen entfalten hierdurch 

Selbstbindungswirkung. Gelöst werden muss das Spannungsfeld von kommunalen Eigenent-

wicklungsinteressen und raumordnerischer Zielsetzungen. Erkenntnisse aus dem ReGerecht-

Projekt, insbesondere zu den komplexen Verflechtungsbeziehungen im SUR Schwerin sowie zu 

Konflikten, sollen zukünftig verstärkt in den Dialog-Prozess einfließen. Sie dienen der Förde-

rung eines integrierten Raumverständnisses sowie dem Austarieren regional gerechter Lösun-

gen unter Beachtung landesplanerischer Vorgaben zu Daseinsvorsorge und Nachhaltigkeit. 

Gemäß landesplanerischer Vorgaben besteht in den Stadt-Umland-Räumen in Mecklenburg-

Vorpommern ein Kooperations- und Abstimmungsgebot zwischen den beteiligten Gebietskör-

perschaften. Dies bezieht sich u.a. auf die Themen der Siedlungs-, Infrastruktur- und Freiraum-

entwicklung. Im Bereich der Wohnbauflächenentwicklung besteht darüber hinaus eine wei-

tere formelle, landesplanerische Maßgabe zur interkommunalen Kooperation, da erst bei Vor-

liegen eines interkommunal abgestimmten Wohnungsbauentwicklungskonzeptes ein Abwei-

chen von der Eigenbedarfsregel für nicht-zentrale Orte innerhalb der Stadt-Umland-Räume 

möglich ist. Die landesplanerischen Vorgaben verfolgen dabei das Ziel, die Stadt-Umland-

Räume als wirtschaftliche Kernräume mit attraktiven Wohnangeboten und Freiräumen zu 

stärken sowie gleichzeitig Fehlentwicklungen, etwa durch eine ausufernde Suburbanisierung, 

steuernd entgegenzuwirken.  



 

82 

 
 

Unter Moderation des Amtes für Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg findet 

gegenwärtig die Fortschreibung des Teilkonzeptes zur Wohnbauentwicklung mit den beteilig-

ten Akteuren im Stadt-Umland-Raum Schwerin statt. Bei der Wohnbauentwicklung sowie den 

damit in Zusammenhang stehenden Wanderungsbewegungen handelt es sich durch die viel-

fältigen fiskalischen, ökologischen und sozialen Implikationen für den Stadt-Umland-Raum um 

ein besonders konfliktträchtiges Thema. Die beteiligten Akteure bestätigen dennoch überein-

stimmend, dass der gemeinsame Austausch im Rahmen des Stadt-Umland-Dialoges vertrau-

ensbildend gewirkt habe und die getroffenen Vereinbarungen eine verlässliche Planungs-

grundlage mit Selbstbindungswirkung bei der Umsetzung darstellen. 

Im Rahmen der laufenden Fortschreibung, die auch aus dem ReGerecht-Projekt begleitet wird, 

konnten bereits erste Entscheidungsgrundlagen (gemeindliche Entwicklungsvorstellungen, 

Statistiken zur Bevölkerungsentwicklung und der Neubautätigkeit sowie verschiedene Steue-

rungsmodelle der Wohnbauentwicklung) erarbeitet bzw. diskutiert werden. Die Akteure ha-

ben sich dabei u.a. auf die Beibehaltung eines Berechnungsansatzes geeinigt, der auf der pro-

zentualen Zuteilung von Wohnbaukontingenten auf Basis des bestehenden Wohnungsbe-

stands sowie der Berücksichtigung unterschiedlicher Infrastrukturausstattungen beruht. Die 

laufende Konsensfindung zur Festlegung der Wohnbaukontingente steht dabei vor der Her-

ausforderung, die teilräumlichen Interessenunterschiede sowie normativen Ansprüche auf 

der Ebene der Raumordnung und Landesplanung zusammenzuführen: 

 Begrenzung von negativen Suburbanisierungsfolgen und Stärkung des Oberzentrums 

Schwerin als Zentraler Ort; 

 Berücksichtigung der Eigenentwicklungsvorstellungen der Gemeinden unter Einbezie-

hung unterschiedlicher demographischer und wirtschaftlicher Voraussetzungen;  

 Stärkung der Stadt-Umland-Räume als wirtschaftliche Kernräume mit attraktiven Wohn-

angeboten und nachhaltiger Freiraumentwicklung aus integrierter Gesamtraumperspek-

tive. 

Anknüpfend an das bestehende Format des Stadt-Umland-Dialogs als Aushandlungsformat 

zum Austarieren regional gerechter Lösungen, bietet es sich an, weitere erarbeitete Inhalte 

und Ergebnisse aus dem ReGerecht-Projekt gegenüber lokalen Entscheidungsträgerinnen und 

Entscheidungsträgern zu kommunizieren und konkret nutzbar zu machen. Dies sollte insbe-

sondere vor dem Hintergrund der Sichtbarmachung der komplexen Verflechtungsbeziehun-

gen im Stadt-Umland-Raum und der integrativen Entwicklung weiterer Handlungsfelder der 

interkommunalen Kooperation erfolgen. 
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5. Ökosystemleistungsansatz in der Planung und für das Management von Naturleis-

tungen nutzen  

Stadt und Land sind vernetzt. Zwar sind bestimmte Ökosystemleistungen wie Erholung oder 

lokale Klimaregulierung in Stadt und Land gleichermaßen anzutreffen. Die Erstellung vieler an-

derer Leistungen wie Nahrungsmittel, Windenergie, Rohstoffe erfolgt jedoch v. a. in ländlichen 

Räumen. Städte fragen diese Leistungen dann nach. In der Stadt Schwerin besteht die Beson-

derheit, dass sich innerhalb des Stadtgebietes große Gewässer-, Landwirtschafts- und Wald-

flächen befinden, die in Teilen unter Natur- und Landschaftsschutz stehen und wertvolle Na-

turleistungen erbringen. Die Planung und das nachhaltige Management von Flächen, Land-

schaften und Naturleistungen sollte jedoch nicht an der Stadtgrenze enden oder allein in der 

räumlichen Dimension „Stadt“/„Land“ oder sektoralen Dimensionen wie. „Landwirtschaft“ o-

der „Tourismus“ gedacht werden. Vielmehr sind integrative Ansätze erforderlich. Der Ökosys-

temleistungsansatz bietet hier große Potentiale. Ihn gilt es, im Projekt für die regionale Pla-

nungspraxis weiter zugänglich und anschlussfähig zu machen. Dies betrifft v.a. die Stadt-, 

Landschafts- und Regionalplanung. 

In der Region Schwerin bestehen Landnutzungs- und Ressourcennutzungskonflikte, die ver-

schiedene Landnutzungstypen (wie Siedlung, Verkehr, Landwirtschaft, Forst), Ressourcen 

(Wald, Wasser, Boden etc.) oder Nutzungen wie Nahrungsmittelproduktion, Erholung, Ener-

gie- und Trinkwassergewinnung in einem komplexen Wechselspiel berühren. Die Erbringung, 

Nutzung und Nachfrage der vielfältigen Leistungen des Naturhaushaltes (Ökosystemleistun-

gen) sowie das Leistungsvermögen zur Erbringung dieser Leistungen sind in der Stadtregion 

unterschiedlich verteilt.  

Mit dem Ökosystemleistungsansatz ist es möglich, einen besseren Interessensausgleich zwi-

schen Stadt und Land und im Stadt-Umland-Raum Schwerin sowohl konzeptionell als auch 

thematisch-inhaltlich aufzugreifen. Insbesondere ermöglicht es ein besseres Verständnis der 

regionalen Leistungen, der Präferenzen der Bevölkerung, das Erkennen von Vor- und Nachtei-

len und ihren Ausgleich sowie die Reduzierung von Ungleichgewichten. Zwar existieren in der 

Planung bereits ähnliche Konzepte wie Landschaftsfunktionen oder Waldfunktionen. Der ÖSL-

Ansatz geht jedoch deutlich darüber hinaus. Zugleich kann er auf bestehende Informationen 

(z.B. zu Biotoptypen, Habitatqualitäten, Erholungseignung) aufbauen. Wichtig ist, den kom-

plexen Ansatz verständlich und anschlussfähig an die Praxis zu gestalten. Konkrete Ansatz-

punkte für die Nutzbarmachung des ÖSL-Ansatzes in Schwerin könnten bestehen, indem Ver-

knüpfungen zu lokalen Nachhaltigkeits-, Klima- oder Biodiversitätszielen hergestellt werden. 

Das ReGerecht-Projekt liefert hierzu konzeptionelle Vorschläge. Inwertungsetzungsstrategien 

für ÖSL (wie Honorierung von ÖSL und Aufbau regionaler Wertschöpfungsketten z. B. Bioener-

gie oder Nahrungsmittel, Tourismus), die Stadt und Land - Verknüpfen und win-win-Situatio-

nen schaffen, werden derzeit auch in zahlreichen anderen Stadt-Land-Plus Projekten erprobt. 
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6. Flächen strategisch bevorraten – regionales Landmanagement umsetzen  

Strategische Flächenpolitik mit einer vorausschauenden Bodenbevorratung ist ein zentraler 

Schlüssel zur Reduzierung von Flächenverbrauch und fehlgeleiteter Flächenansprüche, der Um-

setzung von Kompensationsansprüchen, der Etablierung von Synergien in der Landnutzung 

und somit der Stadt-(Um-)Land-Entwicklung insgesamt. Ein solches Vorgehen ist bislang in der 

Region Schwerin nur in ersten Ansätzen erkennbar und wird deshalb im Rahmen des ReGe-

recht-Projektes inhaltlich und organisatorisch konzeptioniert. 

Eine nachhaltige räumliche Entwicklung und der Umgang mit Land stehen in einem engen 

Wechselverhältnis. Wiederholt scheitern Vorhaben in der Stadt- und Regionalentwicklung für 

Siedlung, Freiraum und Infrastruktur durch fehlenden Zugang zu Grund und Boden. Strategi-

sche Flächenpolitik mit einer vorausschauenden Bodenbevorratung kann dem entgegenwir-

ken. Sie ermöglicht zugleich die Reduzierung von Landnutzungskonflikten und nicht nachhal-

tige Flächeninanspruchnahme. Ein regionales Flächenmanagement mit gezielter Bodenbevor-

ratung scheint somit geboten, findet aber derzeit vielerorts nicht statt. 

In Mecklenburg-Vorpommern hat im Mai 2019 die Landesregierung die Notwendigkeit zur 

„Weiterentwicklung einer vorausschauenden Liegenschaftspolitik“ betont. Diese politische 

Initiative aufgreifend, hat die Landeshauptstadt Schwerin 2019 grundstückspolitische Leitli-

nien im Sinne einer gemeinwohlorientierten Bodenpolitik konkretisiert und mit einem Finan-

zierungsrahmen untersetzt. 

Für die Umlandgemeinden sowie für die Planungsregion sind solche Strategien aktuell in einer 

frühen Diskussionsphase. Anlassbezogen bestehen wohl Aktivitäten im Rahmen von Ökokon-

toregelungen und im Rahmen einzelner Projekte, z.B. zur Ortsumgehung Schwerin durch die 

Landgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern. Um eine strategische regionale Bodenbevorra-

tung zu betreiben, braucht es jedoch eine gemeinsame mittel- bis langfristige Strategie. Dazu 

muss in einem ersten Schritt ein Konzept für die strategische Bodenbevorratung erarbeitet 

werden, das Kriterien regionaler Gerechtigkeit berücksichtigt. In einem zweiten Schritt sind 

konkrete Umsetzungsschritte (inklusive Finanzierung) zu entwickeln und frühzeitig verschie-

dene flächenpolitische Akteure einzubinden. Das ReGerecht-Projekt entwickelt hierzu einen 

ersten konzeptionellen Rahmen mit besonderem Augenmerk auf die Landgesellschaft Meck-

lenburg-Vorpommern. 

7. Wind für alle – Gerechte Lösungen in der Energiewende durch Finanzausgleich for-

cieren 

Eine gesetzlich verankerte Pflicht zur finanziellen Beteiligung an Windkraftanlagen sowie ihre 

lokale Umsetzung ist ein wichtiger Schritt hin zu gerechten Lösungen in der Energiewende. Dies 

sichert gute Rahmenbedingungen für ländliche Kommunen – auch im Sinne eines Interessens-

ausgleichs zwischen Stadt und Land. Denn die Infrastrukturen der Energiewende konzentrieren 

sich im ländlichen Raum, eine lokale Wertschöpfung findet aber häufig nicht statt. Das Land 

Mecklenburg Vorpommern ist bei der Berücksichtigung dieser Erkenntnisse rechtlich Vorreiter 
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– und muss die regionale Umsetzung weiter über die  Stadt-Umland-Räume hinaus unterstüt-

zen. 

Im Mai 2016 wurde in Mecklenburg-Vorpommern mit dem Bürger- und Gemeindenbeteili-

gungsgesetz (BüGembeteilG M-V) deutschlandweit erstmalig ein Gesetz erlassen, welches An-

lagenbetreiber dazu verpflichtet, Kommunen und Anwohnende finanziell an den Erträgen zu 

beteiligen. Hierfür sind drei verschiedene Wege vorgesehen. Die erste Möglichkeit sieht vor, 

dass 20% der Geschäftsanteile der zu gründenden Betreibergesellschaft den umliegenden 

Kommunen und Anwohnenden im Umkreis von 5km zum Kauf angeboten werden müssen. 

Um die Investitionsschwelle gering zu halten, darf ein solcher Anteil maximal 500€ kosten. 

Zweitens können Betreiber den Gemeinden statt der Gesellschaftsbeteiligung auch eine Aus-

gleichsabgabe für Gemeinden bzw. äquivalent dazu ein Sparprodukt für Anwohnende anbie-

ten. Gemeinden können diese Alternative zwar annehmen oder ablehnen, sie können ein Al-

ternativangebot jedoch nicht von den Betreibern anfordern. Eine dritte Option sind individu-

elle Vereinbarungen zwischen Betreibern und Gemeinden. Um sicherzustellen, dass diese 

nicht hinter die gesetzlichen Mindestvorgaben zurückfallen, ist hierzu eine Genehmigung des 

Ministeriums für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung nötig. Auch wenn das Gesetz auf-

grund langer Planungs- und Genehmigungszeiten für Windkraftanlagen bisher noch nicht voll 

zur Anwendung kam, zeigt sich in den ersten Erfahrungen von Vorhabenträgern und Kommu-

nen, unter welchen Bedingungen finanzielle Beteiligung einerseits den Ausbau der Windkraft 

vorantreiben könnte und andererseits den Kommunen einen substantiellen Nutzen bringen 

könnte. 

Drei Aspekte sind in der konkret anstehenden Umsetzung zentral. Erstens muss die Wert-

schöpfung für Gemeinden kalkulierbar sein. Verpflichtende leis tungsbezogene oder fixe Ab-

gaben, statt eigener Investitionen ermöglichen nicht nur ein vorhersehbares Einkommen, sie 

erlaubt auch Kommunen, die nicht selbst investieren können oder möchten, von den Anlagen 

zu profitieren. Zweitens müssen erweiterte Mitsprachemöglichkeiten für Gemeinden geschaf-

fen werden, um gerechte Interessensausgleiche zu realisieren. Sie sollten nicht nur an der 

Wertschöpfung beteiligt werden, sie benötigen auch ein Mindestmaß an Entscheidungsmög-

lichkeit. Dazu sind drittens Beratungs- und Unterstützungsangebote für Kommunen nötig, um 

gemeindliche Interessen adäquat vertreten zu können. So kann es auch gelingen, strukturelle 

Benachteiligungen einzelner Gemeinden (z.B. durch mangelnden Flächenbesitz, schlechte Fi-

nanzausstattung oder sehr kleine Verwaltungen) auszugleichen. Governancestrukturen zur 

Etablierung gerechter Interessensausgleiche sollten insbesondere solche Kommunen befähi-

gen, ihre Interessen in den Prozess einbringen zu können. Hierzu hat das ReGerecht-Projekt 

bereits Vorschläge entwickelt. 

8. Die digitale Region stärken  

Die Digitalisierung muss sowohl städtische als auch ländliche Räume als Orte der Innovation 

stärken und vernetzen. Die digitale Region bedarf dabei nicht nur des Netzausbaus, sondern  

langfristiger Stadt-Land-Partnerschaften, um so technologische und gesellschaftliche Innova-
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tionen in vollem Umfang lokal zu ermöglichen. Bislang wird dieses Experimentierfeld für Neu-

entwicklungen wie E-Government, E-Learning, Smart Technologies oder auch Open Data in 

Wirtschaft, Politik und Verwaltung auch in der Region Schwerin nicht umfassend genutzt. Da-

bei gilt es, die Fokussierung auf die technologische Dimension zu überwinden. 

Digitalisierung wird heute oftmals lediglich als Netzausbau verstanden. Dabei sollen smarte 

Digitalisierungsstrategien zur nachhaltigen Verbesserung von Entwicklungs - und Lebenschan-

cen vor Ort beitragen. Voraussetzung ist die Orientierung an der Lebensrealität in Gemeinden 

und Regionen und die Einbindung lokaler Akteure in Entscheidungen. In der digitalen Region 

können vernetzte Kommunen und neue Technologien Kooperationen ermöglichen und Un-

gleichheiten zwischen Stadt und Land abbauen, indem z.B. durch Konzepte digitaler (virtuel-

ler) Mobilität, Telemedizin oder digitale Bildungsangebote neue Lösungen für die Daseinsvor-

sorge entwickelt werden. 

Teilhabe setzt den Ausbau und die Pflege hochwertiger, flächendeckender digitaler Infrastruk-

tur voraus. Durch den in Westmecklenburg im Rahmen der Bundesförderung Breitband inten-

sivierten Ausbau der Glasfasernetze auf dem Land, wird nun ein fundamentaler Infrastruktur-

nachteil für ländliche Kommunen abgebaut, der für die digitale Region Schwerin und West-

mecklenburg neue Entwicklungsmöglichkeiten eröffnet. Bei der Einführung von digitalen Ver-

waltungsinfrastrukturen sollten Silo-Lösungen vermieden werden, in dem in einem „digitalen 

Ökosystem“ durch offene Software-Architekturen und -Schnittstellen miteinander kommuni-

ziert und auch verwaltungsübergreifend in vernetzbare Datenbanken und Wissensbeständen 

gearbeitet werden kann. Vor allem für den Umgang mit Daten - insbesondere Open Data und 

digitale Verwaltung, Data Commons, Datenschutz und IT-Sicherheit, Smart Technologies 

(insbs. Internet der Dinge, Automatisierung und Sensorik) – müssen verbindliche und umfas-

sende Standards für die behörden- und gemeindeübergreifende Vernetzung und Zusammen-

arbeit im digitalen Raum gewährleistet sein. Digitalisierung erfordert deshalb auch die Schaf-

fung eines Rechts- und Organisationsrahmens zur Koordinierung und Vernetzung von Akteu-

ren und Rechtsinstrumenten. 

Digitalisierung erfordert zugleich den Erwerb neuartiger digitaler Kompetenzen, um an den 

Vorteilen und Möglichkeiten einer zunehmend digitalisierten Lebens- und Arbeitswelt teilha-

ben und diese gesellschaftliche Transformation aktiv mitgestalten zu können. Die Aneignung 

dieser Kompetenzen muss Bürgern und Verwaltungen gleichermaßen ermöglicht werden. O-

pen Government bedarf aber auch eines „Kulturwandels“ in der Verwaltung und muss beglei-

tet werden durch eine Organisationsentwicklung hin zu mehr Transparenz und Offenheit ge-

genüber Bürgern, zivilgesellschaftlichen Organisationen und Unternehmen. Das ReGerecht-

Projekt skizziert Wege zur digitalen Transformation und ihrer Umsetzung für die Region. 

9. Die Ziele realisieren: Umsetzung durch bessere Analysen und Evaluation der Er-

gebnisse 

Um eine tragfähige regionale Zusammenarbeit entwickeln zu können, bedarf es sowohl für 

formale Pläne als auch für eher informelle Konzepte zielgerichteter Planungsprozesse. Hierzu 
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gehören zum einen eine vertiefte Analyse der Ausgangslage, insbesondere der Akteurskonstel-

lationen, der jeweiligen Interessen relevanter Akteure sowie bestehender und potenzieller Kon-

flikte. Zum anderen gilt es zu erfassen, welche Wirkungen die eingeschlagenen Wege entfalten 

und wie sie erfolgreich weiterentwickelt werden können. 

Zu Analysen 

Vernachlässigte Interessen relevanter Akteure können ebenso wie nicht berücksichtigte oder 

falsch interpretierte Konflikte zum Scheitern jeglicher Bemühungen um einen gerechten Inte-

ressensausgleich führen. Eine gute Kenntnis der Positionen aller beteiligter Akteure ist not-

wendig, um Konflikte aus dem Weg zu räumen und Lösungen zu finden, die von allen Parteien 

als gerecht anerkannt werden. Umgekehrt können vertiefende Situationsanalysen aber auch 

gemeinsame Interessen und mögliche Synergien aufzeigen sowie als Basis zur Entwicklung 

neuer Lösungsansätze dienen. Systematische Analysen der Ausgangslage tragen somit zur Ver-

besserung des Planungsprozesses bei, indem sie eine fundierte Problembeschreibung, aber 

auch die erweiterte Lösungssuche ermöglichen. Sie sollten daher Teil des Planungsprozesses 

in der Regionalplanung sowie der (vorbereitenden wie verbindlichen) Bauleitplanung werden. 

Kartografische Analysen, die Landnutzungsinteressen und Konflikte räumlich verorten und so-

mit lokale Konfliktschwerpunkte aufzeigen, können hierbei eine hilfreiche Ergänzung darstel-

len. Hierzu liefert das ReGerecht-Projekt Vorlagen. 

Zu Evaluationen 

Ausgehend von der landesplanerischen Vorgabe zum Kooperations- und Abstimmungsgebot 

in den Stadt-Umland-Räumen (SUR) des Landes Mecklenburg-Vorpommern zu verschiedenen 

Handlungsfeldern (z.B. Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung) umfasst eine Evaluation der 

bisherigen Kooperations- und Abstimmungsprozesse das Erfassen, Bewerten und Verstehen 

von Prozessen und erzielten Ergebnissen. Die daraus resultierenden Erkenntnisse zu prozess-

inhärenten Hemmnissen und Konflikten sowie prozessfördernden Voraussetzungen und Er-

folgskriterien können als handlungsweisende Steuerungs impulse für die zukünftige Gestal-

tung des Kooperations- und Abstimmungsprozesses im Stadt-Umland-Raum Schwerin dienen. 

Im Ergebnis der im ReGerecht-Projekt bereits realisierten Evaluation von Stadt-Umland Kon-

zepten sowie Abstimmungs- und Kooperationsprozessen in den Stadt-Umland-Räume Meck-

lenburg-Vorpommerns sowie des Landes Schleswig-Holstein kristallisieren sich proaktiv fol-

gende Voraussetzungen und Erfolgskriterien hinsichtlich Vorgehensweisen und Verfahren be-

zogen auf verschiedene Interaktionsebenen für die zukünftige Gestaltung des Kooperations-

prozesses im Stadt-Umland-Raum Schwerin heraus: 
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Organisatorische Ebene: belastbare Organisationsstrukturen und unterstützende Rahmenbedin-
gungen durch die Landesplanung 

Bereitstellung ausreichender finanzieller und personeller Kapazitäten 

Institutionalisiertes SUR-Management als erweiterte Organisationsform 

Finanzielle Förderung von SUR Kooperationsprozessen (z.B. Kooperationsfonds)  

Unterstützung beim Einsatz von Landes-, Bundes- und EU- Förderinstrumentarien 

Beratung und Unterstützung bei fachlichen Themen und Problemlösungsstrategien 

Kommunikative Ebene: Steuerung einer dialogorientierten Arbeitsweise durch Steuerungseinhei-
ten 

Aufrechterhaltung eines stetigen und kontinuierlichen Abstimmungsprozesses 

Förderung von Transparenz und Wissenskooperation im Prozess 

Gleichberechtigung der SUR Akteure als Grundsatz fördern 

Offenlegung von Konfliktthemen, Mediation und Moderation 

Kommunikation zu Themen für eine Förderung des Interessenausgleiches im SUR 

Fachliche Ebene: Analyse, Monitoring, Evaluation und Fortschreibung 

Erarbeitung und Nutzung von objektiv plausiblen Entscheidungsgrundlagen 
(u.a. Fachgutachten, statistische Datengrundlagen und offizielle Prognosen)  

Beobachtung räumlich-demographischer Entwicklungen und regelmäßiges Monitoring 

Abstimmung und Anpassung von Regelungen an sich verändernde Entwicklungen 

Austausch mit anderen SUR zu fachlichen Themen 

Prozessfördernde Einstellungen der SUR Akteure 

Kooperations- und Kompromissbereitschaft, gegenseitiger Respekt und Vertrauen 

Balance zwischen kommunalen Eigeninteressen und Blick für Gesamtraumentwicklung 

Stärkung des Interessenausgleiches zwischen den SUR-Akteuren 

Konsens zu Themen der Siedlungsentwicklung 

Abstimmung und Kooperation zu identifikationsfördernden Themen,  
die „Win win“ Situationen herbeiführen 

Monetäre Kooperationsmodelle bei gegebenem Konsens der Akteure entwickeln  

10. Den Rahmen setzen: Überörtliche Strukturen und Aktivitäten entwickeln 

Die Wahrung bzw. die Herstellung regionaler Gerechtigkeit liegt nicht allein in der Gestaltungs-

macht regionaler und lokaler Akteure oder Institutionen, sondern wird in hohem Maße beein-

flusst durch Entscheidungen in Land, Bund und EU. Dies betrifft beispielsweise Finanzen, Flä-

chenpolitik, Infrastrukturen und Planungsprozesse. Dort falsch gestellte Weichen können auf 

lokaler bzw. regionaler Ebene nicht oder nur mit großen Mühen kompensiert werden. Verbind-

liche Entscheidungen auf überörtlicher Ebene können jedoch auch das Finden gerechter Lösun-

gen auf der lokalen bzw. regionalen Ebene befördern, wenn die Rahmensetzung dem Prinzip 

der Subsidiarität verpflichtet bleibt. 

Entscheidungsverfahren zur Regelung öffentlicher Angelegenheiten sind in Deutschland auf 

der Gemeindeebene, der Landkreisebene, der Landesebene und der Bundesebene etabliert 
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und orientieren sich für die Zuständigkeitsverteilung im Wesentlichen am Prinzip der Subsidi-

arität. Überörtliche und überfachliche Erfordernisse des Raumes sind darüber hinaus Gegen-

stand der Raumordnung, die auf regionaler Ebene ansetzt. Die Angelegenheiten der örtlichen 

Gemeinschaft sind in Deutschland Aufgabe der Gemeinden, die zu deren Erfüllung über eine 

eigenständige Finanzausstattung und über das Recht der Gebührenerhebung für die Erbrin-

gung spezifischer öffentlicher Leistungen (z.B. Wasserversorgung und Abwasserentsorgung) 

verfügen. Interkommunale Zusammenarbeit hilft bei der gemeinsamen Erledigung lokaler öf-

fentlicher Aufgaben (z.B. durch die Errichtung von Wasserversorgungs -, Abwasserbeseiti-

gungs- und Abfallentsorgungszweckverbänden oder auch Flächenpools).  

Das System der Gemeindefinanzierung und auch die interkommunale Zusammenarbeit rei-

chen häufig nicht aus, um alle wichtigen Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft bewäl-

tigen zu können und um darüber hinaus insbesondere auch den überörtlichen Erfordernissen 

des Raumes zu genügen. Die Gemeindefinanzierung ist wesentlich an den Pflichtaufgaben ori-

entiert (übertragener Wirkungskreis). Sie vernachlässigt die Selbstverwaltungsaufgaben des 

sog. eigenen Wirkungskreises, sodass interkommunale Zusammenarbeit im Wesentlichen nur 

dort funktioniert, wo es win-win-Situationen gibt. Für anspruchsvollere Lösungen bedarf es 

weiterer, evtl. auch neuer Ansätze.  

In Deutschland hat sich zur Koordinierung der überörtlichen und überfachlichen Erfordernisse 

an den Raum die Raumordnung etabliert, deren wichtigstes Instrument die Erstellung von 

Raumordnungsplänen mit ihren planerischen Zielfestlegungen (Ziele der Raumordnung) ist. 

Insbesondere durch die Ziele der Raumordnung sollen öffentliche Investitionen gelenkt und 

damit auf die Durchsetzung der Ziele hingewirkt werden. Wegen dieser Funktion sind Ziele der 

Raumordnung essentiell, um (über die Gemeindefinanzierung hinaus) weitere öffentliche Mit-

tel in Räume zu lenken. Auf entsprechende öffentliche Mittel kommt es immer dann an, wenn 

der Markt nicht aus sich heraus die nötigen Signale setzen, also für entsprechende private 

Investitionen sorgen kann. Das ist häufig bei bestimmten Infrastrukturen in ländlichen Räu-

men der Fall (ÖPNV; hochwertige digitale Infrastruktur; Gesundheitsversorgung; Versorgung 

mit Lebensmitteln und Gegenständen des täglichen Bedarfs). In dieser Konstellation dienen 

Ziele der Raumordnung nicht nur der Funktionszuweisung, sondern über die Lenkung öffent-

licher Investitionen auch der Befähigung zur Aufgabenerledigung in spezifische Teilräume 

bzw. auf spezifische Flächen. Die Raumordnung ist somit direkt in der Lage, einen Beitrag zur 

regionalen Raumgerechtigkeit zu leisten. Dies insbesondere, wenn die Entscheidungsverfah-

ren fair und die Ergebnisse der Entscheidungsverfahren (also die Zielfestlegungen) als ein ge-

rechter Interessenausgleich qualifiziert werden können. Hier steht somit die Landesplanung 

aktiv in der Pflicht. 

Mit Blick auf das Entscheidungsverfahren sind wirksame Beteiligungsrechte der Gemeinden 

und aller Akteure der Zivilgesellschaft sowie entsprechende Klagerechte wichtige formelle In-

stitute der Fairness. Das Landesplanungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern beteiligt zwar nur 

bestimmte Gemeinden an den regionalen Planungsverbänden, die für die Erarbeitung der Re-

gionalpläne zuständig sind. Alle Gemeinden haben aber als Behörden bzw. öffentliche Stellen 
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ein Beteiligungs- und Äußerungsrecht an der Regionalplanung. Gleiches gilt für die Zivilgesell-

schaft über das Recht der Öffentlichkeitsbeteiligung.  

Mit Blick auf das Entscheidungsergebnis sind das sog. Gegenstromprinzip und auch das Gebot 

gerechter Abwägung fundamental. Beide Maßstäbe dienen dem Interessenausgleich, ermög-

lichen aber Entscheidungen auch gegen den Willen und zu Lasten einzelner Gemeinden. Ob 

regionalplanerische Entscheidungen, die das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden be-

schränken oder in sonstiger Hinsicht belasten, nur dann als „gerecht“ qualifiziert werden kön-

nen, wenn die Beschränkung oder Belastung ausgeglichen wird, kann angezweifelt werden. 

Nicht alle Beschränkungen und Belastungen sind als ausgleichsbedürftige „Sonderopfer“ qua-

lifizierbar. Es gibt aber Konstellationen, in denen sich ein Ausgleich aufdrängt. Für Stadt-Um-

land-Räume in Mecklenburg-Vorpommern ist dies explizit vorgesehen, wenn auch in einge-

schränkter Form, jedoch nicht umgesetzt. 

Mit den Beteiligungsrechten und mit den am Interessenausgleich orientierten Entscheidungs-

maßstäben sind jedenfalls elementare Voraussetzungen für einen gerechten Interessenaus-

gleich in formeller und materieller Hinsicht geschaffen. Das Konzept der „zentralen Orte“ ist 

gegenwärtig das wichtigste Instrument räumlicher Funktionszuweisung; es vernachlässigt 

aber die Gewährleistung fundamentaler „Infrastrukturen“ für den gesamten Raum. Soll das 

Konzept der zentralen Orte nicht sinnentleert werden („jeder Ort ist ein zentraler Ort“), er-

scheint es notwendig, für Raumfunktionen die überall zu gewährleisten sind, eine neue Kate-

gorie zu etablieren. In der Diskussion ist hierfür die Kategorie der „sozialen Orte“ vorgeschla-

gen worden. Dies sollte in Land und Bund weiterverfolgt werden. 
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